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A. Zielsetzung 

Volks-, Berufs-, Gebäude-, Wohnungs- und Arbeitsstättenzäh-
lungen liefern eine aktuelle, umfassende und zuverlässige Da-
tenbasis für gesellschafts- und wirtschaftspolitische Planun-
gen und Entscheidungen des Bundes, der Länder und Gemein-
den. 

Das Volkszählungsgesetz 1986 ist unverzichtbare Grundlage 
für solche Planungen und Entscheidungen; es schafft ferner 
die gesicherte Datenbasis für weitere statistische Untersu-
chungen. 

Nach dem Volkszählungsgesetz 1983 war für den 27. April 1983 
eine Volks- und Berufszählung mit gebäude- und wohnungs-
statistischen Fragen sowie eine Zählung der nichtlandwirt-
schaftlichen Arbeitsstätten angeordnet. Durch Erlaß einer 
einstweiligen Anordnung vom 13. April 1983 hat das Bundes-
verfassungsgericht die Durchführung der Volkszählung aus-
gesetzt. In dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
15. Dezember 1983 (BVerfGE 65, 1) wird das Erhebungspro-
gramm des Volkszählungsgesetzes 1983 als zulässig erklärt 
und als Vorbedingung für die Planmäßigkeit staatlichen Han-
delns bezeichnet. Zur Sicherung des Rechts auf informatio-
nelle Selbstbestimmung sind nach dem Urteil jedoch ergän-
zende verfahrensrechtliche Vorkehrungen für Durchführung 
und Organisation der Datenerhebung erforderlich. 

B. Lösung 

Der Gesetzentwurf ordnet die Durchführung einer Volks-, Be-
rufs-, Gebäude-, Wohnungs- und Arbeitsstättenzählung am 
23. April 1986 an. 
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Das Erhebungsprogramm des Volkszählungsgesetzes 1986 
entspricht im wesentlichen dem Erhebungsprogramm des 
Volkszählungsgesetzes 1983. Den Anforderungen des Volks-
zählungsgesetz-Urteils des Bundesverfassungsgerichts wird 
in vollem Umfang Rechnung getragen. Insbesondere enthält 
der Entwurf die notwendigen verfahrenssichernden Vorschrif-
ten. 

Die zu erhebenden Daten sind zur Entlastung der Auskunfts-
pflichtigen und zur Minimierung der Kosten auf das unbe-
dingt Notwendige beschränkt. Die Zählung wird von ehren-
amtlichen Zählern im gesamten Geltungsbereich des Volks-
zählungsgesetzes durchgeführt. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Die entstehenden Kosten der Volkszählung 1986 werden vor-
aussichtlich 30,1 Mio. DM beim Bund und 305,3 Mio. DM bei 
den Ländern betragen. 

Nach einer Schätzung der Bundesvereinigung der kommuna-
len Spitzenverbände werden die Kosten bei den Gemeinden 
und Kreisen 210 Mio. DM betragen. Der Haushaltsmittelmehr-
bedarf des Bundes ist im Haushalt und in der Finanzplanung 
abgesichert. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

14 (45) — 200 00 — Vo 18/85 
Bonn, den 29. Januar 1985 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes über eine Volks-, Berufs-, Gebäude-, Wohnungs- und Arbeitsstät-
tenzählung (Volkszählungsgesetz 1986) mit Begründung, Vorblatt und einer An-
lage. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 545. Sitzung am 20. Dezember 1984 beschlossen, zu 
dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes, wie aus der An-
lage 2 ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes über eine Volks-, Berufs-, Gebäude-, Wohnungs- und 
Arbeitsstättenzählung (Volkszählungsgesetz 1986) 

Übersicht 

§ 1 Art und Stichtag der Erhebung 
§ 2 Erhebungseinheiten 
§ 3 Merkmale 
§ 4 Laufende Nummern und Ordnungsnummern 
§ 5 Erhebungsmerkmale der Volks- und Berufszählung 
§ 6 Erhebungsmerkmale der Gebäude- und Wohnungszählung 
§ 7 Erhebungsmerkmale der Arbeitsstättenzählung 
§ 8 Hilfsmerkmale 
§ 9 Erhebungsstellen 
§ 10 Zähler 
§ 11 Datenübermittlungen an die Erhebungsstellen 
§ 12 Auskunftspflicht 
§ 13 Erhebungsvordrucke  
§ 14 Übermittlung und Veröffentlichung 
§ 15 Trennung und Löschung 
§ 16 Belehrung 
§ 17 Finanzzuweisung 

 § 18 Berlin-Klausel 
§ 19 Inkrafttreten 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates  das folgende Gesetz beschlossen: 

§1 

Art und Stichtag der Erhebung 

(1) Nach dem Stand vom 23. April 1986 (Zählungs-
stichtag) werden flächendeckend eine Volks- und 
Berufszählung, eine Gebäude- und Wohnungszäh-
lung sowie eine Zählung der nichtlandwirtschaftli-
chen Arbeitsstätten und Unternehmen (Arbeitsstät-
tenzählung) durchgeführt. 

(2) Die Ergebnisse der Zählungen bilden Grundla-
gen für politische Entscheidungen in Bund, Län-
dern, Gemeinden und Gemeindeverbänden auf den 
Gebieten Wirtschaft und Soziales, Wohnungswirt-
schaft, Raumordnung, Verkehr, Umwelt sowie Ar-
beitsmarkt und Bildungswesen. Die Zählungen ver-
mitteln zugleich Grunddaten für das Gesamtsystem 
der amtlichen Statistik und sind Grundlage . für die 
Feststellung der amtlichen Bevölkerungszahl von 
Bund, Ländern und Gemeinden durch die statisti-
schen Ämter des Bundes und der Länder. 

(3) Mit der Gebäudezählung kann bis zu sechs 
Monaten vor dem Zählungsstichtag begonnen wer-
den. 

(4) Wiederholungsbefragungen zur Prüfung der 
Zuverlässigkeit der Ergebnisse sind mit einem Aus-
wahlsatz bis zu 0,2 vom Hundert der Befragten zu-
lässig bei den Erhebungsmerkmalen nach § 5 Nr. 1, 
3 und 5. 

§ 2 

Erhebungseinheiten 

(1) Erhebungseinheiten sind Personen und Haus-
halte (Volks- und Berufszählung), Wohnungen 
(Wohnungszählung), Gebäude mit Wohnraum und 
ständig bewohnte Unterkünfte (Gebäudezählung) 
sowie nichtlandwirtschaftliche Arbeitsstätten und 
Unternehmen (Arbeitsstättenzählung). 

(2) Einen Haushalt bilden alle Personen, die ge-
meinsam wohnen und wirtschaften. Wer allein wirt-
schaftet, bildet einen eigenen Haushalt. Personen 
mit mehreren Wohnungen sind in jeder Wohnung 
einem Haushalt zuzuordnen. 
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§3 

Merkmale 

(1) Die Volks-, Berufs-, Gebäude-, Wohnungs- und 
Arbeitsstättenzählung erhebt Merkmale über per-
sönliche und sachliche Verhältnisse, die zur statisti-
schen Verwendung bestimmt sind (Erhebungs-
merkmale) oder die, vorbehaltlich der Regelung in 
§ 8 Abs. 2 und § 15 Abs. 5, der Durchführung der 
Zählung dienen (Hilfsmerkmale). 

(2) Die Erhebungsmerkmale dürfen auf die für 
die maschinelle Weiterverarbeitung bestimmten 
Datenträger übernommen werden. Hilfsmerkmale 
dürfen auf die für die maschinelle Weiterverarbei-
tung bestimmten Datenträger übernommen wer-
den, soweit dies nach § 15 Abs. 4 zugelassen ist oder 
soweit sie nach § 15 Abs. 5 verwendet werden dür-
fen. 

§4 

Laufende Nummern und Ordnungsnummern 

Die auf den Erhebungsvordrucken ausgedruck-
ten laufenden Nummern und die im Erhebungsver-
fahren zur Kennzeichnung statistischer Zusam-
menhänge verwendeten Nummern (Ordnungsnum-
mern) dürfen auf die für die maschinelle Weiterver-
arbeitung bestimmten Datenträger übernommen 
werden. Diese Nummern dürfen nur Angaben nach 
den §§ 5 bis 8 über Gebäude-, Wohnungs-, Haus-
halts- und Unternehmenszugehörigkeit enthalten. 

§5 
Erhebungsmerkmale der Volks- und 

Berufszählung 

Erhebungsmerkmale der Volks- und Berufszäh-
lung sind: 

1. Gemeinde; Nutzung der Wohnung als alleinige 
Wohnung, Haupt- oder Nebenwohnung (§ 12 
Melderechtsrahmengesetz — MRRG —); Woh-
nung, von der aus der Weg zur Arbeits- oder 
Ausbildungsstätte überwiegend angetreten wird; 
Zahl der Personen im Haushalt; Zahl der Perso-
nen und Haushalte in Gemeinschafts- und An-
staltsunterkünften; Wohnungs- und Haushalts-
zugehörigkeit; Geschlecht; Geburtsjahr und 
-monat; Familienstand; 

2. rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsge-
sellschaft (römisch-katholische Kirche; evangeli-
sche Kirche; evangelische Freikirche; jüdische 
Religionsgesellschaft; islamische Religionsge-
meinschaft; andere nicht namentlich aufzufüh-
rende Religionsgesellschaften; keine rechtliche 
Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft); 

3. Staatsangehörigkeit (deutsch; griechisch; italie-
nisch; übrige EG-Staaten; jugoslawisch; tür-
kisch; sonstige Staatsangehörigkeit, keine 
Staatsangehörigkeit); 

4. Art des überwiegenden Lebensunterhaltes (Er-
werbs-, Berufstätigkeit; Arbeitslosengeld, -hilfe; 

Rente, Pension; eigenes Vermögen, Vermietung, 
Verpachtung, Altenteil; Unterhalt, Zuwendungen 
durch Eltern, Ehegatten oder andere; sonstige 
Unterstützungen); 

5. Beteiligung am Erwerbsleben (Vollzeit- oder 
Teilzeittätigkeit; arbeitslos, arbeitsuchend; nicht 
erwerbstätig; den eigenen Haushalt führend; 
Schüler, Student); 

6. bei Personen von 15 bis 65 Jahre: erlernter Beruf 
und Dauer der praktischen Berufsausbildung; 
höchster Schulabschluß an allgemeinbildenden 
Schulen; höchster Abschluß an einer berufsbil-
denden Schule oder Hochschule sowie Haupt-
fachrichtung des letzten Abschlusses; 

7. bei Erwerbstätigen sowie Schülern und Studen-
ten: Gemeinde, Straße, Hausnummer der Ar-
beits- oder Ausbildungsstätte; hauptsächlich be-
nutztes Verkehrsmittel und Zeitaufwand für den 
Weg zur Arbeits- oder Ausbildungsstätte; 

8. bei Erwerbstätigen: Wirtschaftszweig des Betrie-
bes; Stellung im Beruf (Facharbeiter; sonstiger 
Arbeiter; Angestellter; Auszubildender; Beamter, 
Richter, Beamtenanwärter, Soldat, Zivildienst-
leistender; Selbständiger mit bezahlten Beschäf-
tigten oder ohne bezahlte Beschäftigte; mithel-
fender Familienangehöriger); tatsächlich ausge-
übte Tätigkeit; landwirtschaftliche und nicht-
landwirtschaftliche Nebenerwerbstätigkeit. 

§6 

Erhebungsmerkmale der Gebäude- und 
Wohnungszählung 

(1) Erhebungsmerkmale der Gebäudezählung 
sind: 

Gemeinde; Art und Baujahr des Gebäudes; Eigentü-
mer nach Personen oder Personengemeinschaften, 
Gemeinschaft von Wohnungseigentümern, gemein-
nütziges, freies Wohnungsunternehmen, sonstige 
Eigentümer; Förderung von Wohnungen mit Mit-
teln des sozialen Wohnungsbaus; Zahl der Wohnun-
gen und Arbeitsstätten im Gebäude. 

(2) Erhebungsmerkmale der Wohnungszählung 
sind: 

1. Gemeinde; Nutzung der Wohnung als Eigentü-
mer, Hauptmieter, Untermieter; Nutzung durch 
Angehörige ausländischer Streitkräfte, diploma-
tischer, berufskonsularischer Vertretungen so-
wie der Ständigen Vertretung der Deutschen 
Demokratischen Republik; Freizeitwohnung; 
Einzugsjahr des Haushalts; Ausstattung der 
Wohnung mit Küche, Kochnische, Bad oder Du-
sche und WC; Art der Beheizung und der Heiz-
energie; Fläche der gesamten Wohnung; Zahl 
der Räume mit 6 und mehr qm und der davon 
untervermieteten oder gewerblich genutzten 
Räume; Förderung der Wohnung mit Mitteln des 
sozialen Wohnungsbaus; Zahl der Haushalte und 
Arbeitsstätten in der Wohnung; Leerstehen und 
Dauer des Leerstehens der Wohnung; 



Drucksache 10/2814 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

2. bei vermieteten Wohnungen außerdem: Höhe 
der monatlichen Miete; Ermäßigung oder Weg-
fall der Miete; Nutzung als Dienst-, Werks-, Be-
rufs- oder Geschäftsmietwohnung. 

§7 

Erhebungsmerkmale der Arbeitsstättenzählung 

Erhebungsmerkmale der Arbeitsstättenzählung 
sind: 

1. bei allen Arbeitsstätten 

a) Gemeinde; Träger bei Anstalten oder Ein-
richtungen von Behörden, der Sozialversiche-
rung, der Kirchen, Verbände und sonstigen 
Organisationen; Angaben über die wirt-
schaftliche Tätigkeit und für die Zuordnung 
zu den Wirtschaftszweigen; Eröffnungsjahr; 
Neuerrichtung oder Standortverlagerung in-
nerhalb der Gemeinde oder aus einer ande-
ren Gemeinde nach 1980; Niederlassungsart 
(einzige Arbeitsstätte, Haupt- oder Zweignie-
derlassung); 

b) jeweils nach Geschlecht: Zahl der tätigen 
Personen nach Stellung im Betrieb (tätige In-
haber; unbezahlt mithelfende Familienange-
hörige; Beamte, Richter, Beamtenanwärter; 
Angestellte; Facharbeiter; sonstige Arbeiter; 
Auszubildende); Zahl der Teilzeitbeschäftig-
ten sowie Zahl der ausländischen Arbeitneh-
mer; 

c) Angaben über Zahlung und Summe der Brut-
tolöhne und -gehälter des vorhergehenden 
Kalenderjahres; 

2. bei einzigen Arbeitsstätten oder Hauptnieder-
lassungen außerdem 

a) Eintragung des Unternehmens in die Hand-
werksrolle für handwerkliche Haupt- oder 
Nebenbetriebe; 

b) Rechtsform des Unternehmens; 

3. bei Hauptniederlassungen zusätzlich zu den An-
gaben nach den Nummern 1 und 2 

a) für das ganze Unternehmen 
Schwerpunkt der wirtschaftlichen Tätigkeit; 
Zahl der inländischen Zweigniederlassungen; 
jeweils nach Geschlecht: Zahl der tätigen 
Personen nach Stellung im Betrieb (tätige In-
haber, unbezahlt mithelfende Familienange-
hörige, Arbeitnehmer); Angaben über Zah-
lung und Summe der Bruttolöhne und -gehäl-
ter des vorhergehenden Kalenderjahres; 

b) für jede Zweigniederlassung 
Gemeinde; Schwerpunkt der wirtschaftlichen 
Tätigkeit; Zahl der tätigen Personen; Anga-
ben über Zahlung und Summe der Brutto-
löhne und -gehälter des vorhergehenden Ka-
lenderjahres; 

4. bei Zweigniederlassungen 

für das zugehörige Unternehmen 

Gemeinde; Schwerpunkt der wirtschaftlichen 
Tätigkeit. 

§8 

Hilfsmerkmale 

(1) Hilfsmerkmale sind: 

1. bei der Volks- und Berufszählung: 

Vor- und Familiennamen der Haushaltsmitglie-
der, Straße und Hausnummer; Name der Ar-
beits- oder Ausbildungsstätte; bei Gemein-
schafts- und Anstaltsunterkünften Zahl der Per-
sonen, die dort ihre alleinige Wohnung oder 
Hauptwohnung haben; 

2. bei der Gebäude- und Wohnungszählung: 

Straße und Hausnummer des Gebäudes; Vor- 
und Familienname oder Bezeichnung des Eigen-
tümers oder Verwalters, Gemeinde, Straße, 
Hausnummer des Eigentümers oder Verwalters; 
bei der Wohnungszählung zusätzlich Vor- und 
Familienname des Wohnungsinhabers; 

3. bei der Arbeitsstättenzählung: 

Name, Bezeichnung von Arbeitsstätten und Un-
ternehmen; Straße und Hausnummer; Bearbei-
ter des Fragebogens; 

4. bei den Nummern 1 bis 3 zusätzlich Telefonnum-
mer. 

(2) Die Hilfsmerkmale Straße und Hausnummer 
dürfen auch zur Bestimmung der Blockseite nach 
§ 15 Abs. 4 und das Hilfsmerkmal Name der Ar-
beits- oder Ausbildungsstätte nach Absatz 1 Nr. 1 
auch zur Überprüfung der Zuordnung der Erwerbs-
tätigen zum Wirtschaftszweig verwendet werden. 

§9 

Erhebungsstellen 

(1) Zur Durchführung der Zählungen werden Er-
hebungsstellen eingerichtet, die von anderen Ver-
waltungsstellen personell und organisatorisch zu 
trennen sind. Es ist sicherzustellen, daß die Anga-
ben in den Erhebungsvordrucken nicht für andere 
Aufgaben verwendet werden. 

(2) Die Bestimmung der Erhebungsstellen und 
das Nähere zur Ausführung des Absatzes 1 obliegt 
den Ländern. Die Regelungen können durch 
Rechtsverordnung der Landesregierungen getrof-
fen werden. 

§10 

Zähler 

(1) Für die Erhebung können ehrenamtliche Zäh-
ler eingesetzt werden. Die Zähler sind von den Er-
hebungsstellen auszuwählen, zu bestellen und auf 
die Wahrung des Statistikgeheimnisses schriftlich 
zu verpflichten. 

(2) Zur Übernahme der Zählertätigkeit ist jeder 
Deutsche vom vollendeten 18. bis zum vollendeten 
65. Lebensjahr verpflichtet. Zu befreien ist, wem 
eine solche Tätigkeit aus gesundheitlichen oder an- 
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deren wichtigen Gründen nicht zugemutet werden 
kann. 

(3) Bund, Länder, Gemeinden, Gemeindever-
bände und sonstige juristische Personen des öffent-
lichen Rechts sind verpflichtet, den Erhebungsstel-
len auf Anforderung Bedienstete zu benennen und 
für die Zählertätigkeit freizustellen; lebenswichtige 
Tätigkeiten öffentlicher Dienste dürfen nicht unter-
brochen werden. 

(4) Die Zähler müssen die Gewähr für Zuverläs-
sigkeit und Verschwiegenheit bieten. Sie sollen 
nicht eingesetzt werden 

1. in der unmittelbaren Nähe ihrer Wohnung 
(Nachbarschaft); 

2. wenn aufgrund ihrer beruflichen Tätigkeit oder 
aus anderen Gründen zu besorgen ist, daß Er-
kenntnisse aus der Zählertätigkeit zu Lasten der 
Auskunftspflichtigen genutzt werden. 

(5) Die Zähler sind verpflichtet, die Anweisungen 
der Erhebungsstellen zu befolgen. Bei der Aus-
übung ihrer Zählertätigkeit haben sich die Zähler 
auszuweisen; Wohnungen dürfen sie nur mit Zu-
stimmung eines Verfügungsberechtigten betreten. 

(6) Die Zähler sind berechtigt, in die Erhebungs-
vordrucke, soweit sie Voraussetzung für die ord-
nungsgemäße Durchführung der Zählertätigkeit 
sind, die Angaben über die Zahl der Personen im 
Haushalt, die Zahl der Haushalte und der Arbeits-
stätten im Gebäude und in der Wohnung und die 
Hilfsmerkmale nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 (ohne Angabe 
des Namens der Arbeits- oder Ausbildungsstätte) 
und § 8 Abs. 1 Nr. 3 (ohne Angabe des Bearbeiters 
des Fragebogens) selbst einzutragen. Dies gilt auch 
für die Eintragungen in weitere Erhebungsvordruk-
ke, wenn und soweit die Auskunftspflichtigen ein-
verstanden sind. 

(7) Auf die ehrenamtliche Tätigkeit der Zähler 
sind ergänzend die Bestimmungen der Verwal-
tungsverfahrensgesetze der Länder über die ehren-
amtliche Tätigkeit im Verwaltungsverfahren — mit 
Ausnahme der Vorschriften über die Entschädi-
gung — anzuwenden. Die Zähler sind über ihre 
Rechte und Pflichten zu belehren. 

§11 

Datenübermittlungen an die Erhebungsstellen 

(1) Zur Organisation der Zählung übermittelt die 
Meldebehörde der Erhebungsstelle auf Verlangen 
folgende im Melderegister gespeicherte Daten der 
Einwohner: Vor- und Familiennamen, Gemeinde, 
Straße, Hausnummer, Geburtsjahr und -monat, Ge-
schlecht, Staatsangehörigkeit. 

(2) Die für die Grundsteuer zuständigen Stellen 
der Gemeinden teilen den Erhebungsstellen auf An

-

forderung Vor- und Familiennamen oder Bezeich

-

nung sowie Gemeinde, Straße, Hausnummer der Ei

-

gentümer und Verwalter der nach § 2 Abs. 1 zu er-
hebenden Gebäude und Unterkünfte mit. 

§ 12 

Auskunftspflicht 

(1) Auskunftspflichtig sind 

1. bei der Volks- und Berufszählung: 

alle Volljährigen oder einen eigenen Haushalt 
führenden Minderjährigen, auch für minderjäh-
rige Haushaltsmitglieder. Für volljährige Haus-
haltsmitglieder, die wegen einer Behinderung 
selbst nicht Auskunft geben können, ist jedes 
andere auskunftspflichtige Haushaltsmitglied 
auskunftspflichtig. In Gemeinschafts- und An-
staltsunterkünften ist die Gesamtzahl der Perso-
nen und die Zahl der Personen, die dort ihre 
alleinige Wohnung haben, vom Leiter der Ein-
richtung anzugeben. Der Leiter der Einrichtung 
ist auch auskunftspflichtig für Personen, die we-
gen einer Behinderung oder wegen Minderjäh-
rigkeit selbst nicht Auskunft geben können. Die 
Auskunftspflicht für Dritte erstreckt sich auf die 
Sachverhalte, die dem Auskunftspflichtigen be-
kannt sind. Sie entfällt, wenn die Auskünfte 
durch eine Vertrauensperson erteilt werden; 

2. bei der Gebäudezählung: 
der Eigentümer oder der Verwalter; 

3. bei der Wohnungszählung: 
die Wohnungsinhaber, ersatzweise die zu Num-
mer 2 Genannten; 

4. bei der Arbeitsstättenzählung: 
die Inhaber oder Leiter der Arbeitsstätten und 
Unternehmen. 

(2) Die Auskunftspflicht besteht auch bei den 
Wiederholungsbefragungen nach § 1 Abs. 4. 

(3) Die Auskunftspflicht nach Absätzen 1 und 2 
besteht für Personen mit mehreren Wohnungen für 
jede Wohnung, für Personen in Gemeinschafts- und 
Anstaltsunterkünften ohne eigene Haushaltsfüh-
rung nur für die Wohnung außerhalb dieser Unter-
künfte. 

(4) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die 
Aufforderung zur Auskunftserteilung haben keine 
aufschiebende Wirkung. 

(5) Die Auskünfte über die Hilfsmerkmale Tele-
fonnummer (§ 8 Abs. 1 Nr. 4) und Bearbeiter des 
Fragebogens (§ 8 Abs. 1 Nr. 3) sind freiwillig. 

§13 

Erhebungsvordrucke 

(1) Die Erhebungsvordrucke können maschinen-
lesbar gestaltet werden. Sie dürfen keine Fragen 
über persönliche oder sachliche Verhältnisse ent-
halten, die über die Merkmale nach den §§ 5 bis 8 
hinausgehen. 

(2) Die in den Erhebungsvordrucken enthaltenen 
Fragen können mündlich gegenüber dem Zähler 
oder schriftlich beantwortet werden. Auf Verlangen 
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des Zählers sind ihm die Angaben nach § 10 Abs. 6 
mündlich mitzuteilen. 

(3) Der Auskunftspflichtige kann bei der Volks- 
und Berufszählung wählen, ob er die in den Erhe-
bungsvordrucken enthaltenen Fragen gemeinsam 
mit anderen Haushaltsmitgliedern oder für sich al-
lein beantwortet. 

(4) Bei schriftlicher Auskunftserteilung sind die 
ausgefüllten Erhebungsvordrucke 

— unverzüglich dem Zähler auszuhändigen oder in 
verschlossenem Umschlag zu übergeben, 

— innerhalb einer Woche bei der Erhebungsstelle 
abzugeben oder dorthin auf Kosten des Aus-
kunftspflichtigen zu übersenden. 

(5) Bei Abgabe in verschlossenem Umschlag sind 
Vor- und Familienname — bei Unternehmen und 
Arbeitsstätten Name und Bezeichnung — Gemein-
de, Straße und Hausnummer auf dem Umschlag an-
zugeben. Bei Abgabe von Erhebungsvordrucken für 
mehrere Personen eines Haushalts in verschlosse-
nem Umschlag genügen die Angaben eines aus-
kunftspflichtigen Haushaltsmitgliedes. 

§ 14 

Übermittlung und Veröffentlichung 

(1) Für eigene statistische Aufbereitungen dürfen 
den Gemeinden und Gemeindeverbänden Einzelan-
gaben aus ihrem Zuständigkeitsbereich ohne Hilfs-
merkmale von den statistischen Ämtern der Länder 
übermittelt werden, soweit die Einzelangaben auf 
Datenträger, die für die maschinelle Weiterverar-
beitung bestimmt sind, übernommen wurden und 
die statistischen Ämter der Länder entsprechende 
Aufbereitungen nicht selbst durchführen können. 
Die Übermittlung ist nur zulässig, wenn durch Lan-
desrecht eine Trennung der zur Durchführung sta-
tistischer Aufgaben zuständigen Stelle von anderen 
kommunalen Verwaltungsstellen sichergestellt und 
das Statistikgeheimnis durch Organisation und 
Verfahren gewährleistet ist. Für die von den stati-
stischen Ämtern der Länder übermittelten Gliede-
rungseinheiten Blockseite nach § 15 Abs. 4 Satz 3 
gilt § 15 Abs. 4 Sätze 4 und 5 entsprechend. 

(2) Die nach Absatz 1 übermittelten Einzelanga-
ben dürfen von den Empfängern nur für den Zweck 
verwendet werden, für den sie übermittelt wurden. 

(3) Die Übermittlungen nach Absatz 1 sind nach 
Umfang, Empfänger, Verwendungszweck und Da-
tum der Weitergabe von den statistischen Ämtern 
der Länder aufzuzeichnen. Die Aufzeichnungen 
sind mindestens fünf Jahre aufzubewahren. 

(4) Über die Erhebungsmerkmale nach § 7 Nr. 1 
Buchstabe b, gegliedert nach Art der wirtschaftli-
chen Tätigkeit der -  Arbeitsstätten und Unterneh-
men, sowie über die Erhebungsmerkmale nach § 7 
Nr. 3 Buchstaben a und b ohne Summe der Brutto-
löhne und -gehälter des vorhergehenden Kalender-
jahres, dürfen statistische Ergebnisse, auch soweit 
sie Einzelangaben enthalten, in einer räumlichen 

Gliederung bis zur Ebene der Gemeinde von den 
statistischen Ämtern des Bundes und der Länder 
veröffentlicht werden. 

(5) Die statistischen Ämter der Länder leiten dem 
Statistischen Bundesamt auf Anforderung Einzel-
angaben für Zusatzaufbereitungen für Bundes-
zwecke zu, wenn und soweit sie diese nicht selbst 
durchführen. 

§15 

Trennung und Löschung 

(1) Die Hilfsmerkmale nach § 8 sind mit Aus-
nahme der Hilfsmerkmale Straße, Hausnummer 
und Name der Arbeits- oder Ausbildungsstätte nach 
§ 8 Abs. 1 Nr. 1 sowie Name, Bezeichnung von Un-
ternehmen und Arbeitsstätten nach § 8 Abs. 1 Nr. 3 
unverzüglich nach Durchführung der Eingangskon-
trollen bei den statistischen Ämtern der Länder von 
den Erhebungsmerkmalen zu trennen und geson-
dert aufzubewahren. 

(2) Die Erhebungsvordrucke einschließlich der 
Hilfsmerkmale sind zum frühestmöglichen Zeit-
punkt, spätestens zwei Wochen nach Feststellung 
der amtlichen Bevölkerungszahl des Landes zu ver-
nichten. Absätze 4 und 5 bleiben unberührt. 

(3) Die laufenden Nummern und die Ordnungs-
nummern nach § 4 sind zu löschen, sobald die Zu-
sammenhänge zwischen Personen und Haushalt, 
Haushalt und Wohnung, Wohnung und Gebäude 
durch Nummern, die einen Rückgriff auf die Hilfs-
merkmale und Ordnungsnummern ausschließen, 
festgehalten worden sind, spätestens zwei Wochen 
nach Feststellung der amtlichen Bevölkerungszahl 
des Landes durch die statistischen Ämter der Län-
der. 

(4) Die Hilfsmerkmale Straße und Hausnummer 
können gemeinsam mit den Erhebungsmerkmalen 
auf die für die maschinelle Weiterverarbeitung be-
stimmten Datenträger übernommen werden. Sie 
sind, vorbehaltlich der Regelung in Absatz 5, zu 
löschen, sobald ihre Zugehörigkeit zu kleinräumi-
gen Gliederungen festgelegt ist. Die unterste Ebene 
der kleinräumigen Gliederung, für die eine statisti-
sche Verwendung vorgesehen werden darf, ist in-
nerhalb eines Gemeindegebiets die Seite mit 
gleicher Straßenbezeichnung von der durch Stra-
ßeneinmündungen oder vergleichbare Begrenzun-
gen umschlossenen Fläche (Blockseite). Die Gliede-
rungseinheiten Blockseite sind vier Jahre nach dem 
Stichtag der Volkszählung zu löschen. Bei der Er-
stellung statistischer Ergebnisse in kleinräumiger 
Gliederung nach Blockseiten, die zur Weitergabe 
oder Veröffentlichung bestimmt sind, müssen die 
Gliederungseinheiten Blockseite, soweit sie Einzel-
angaben enthalten, die dem Auskunftspflichtigen 
oder Betroffenen zuzuordnen sind, zu höheren Ein-
heiten zusammengefaßt werden. 

(5) Als Grundlage für Gebäude-, Wohnungs- und 
Bevölkerungsstichproben, die als Bundesstatistiken 
durchgeführt werden, dürfen die statistischen Äm-
ter des Bundes und der Länder die Zahl der Woh-
nungen und Personen, gegliedert nach Gemeinde, 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/2814 

Straße und Hausnummer zur Ermittlung von Aus-
wahlbezirken im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
nach mathematischen Zufallsverfahren nutzen. 
Diese Merkmale sind gesondert aufzubewahren. 
Die Auswahlbezirke für die Stichproben werden auf 
20 vom Hundert begrenzt. Die Merkmale für diese 
Auswahlbezirke sind unverzüglich nach Zwecker-
füllung zu löschen, spätestens zu dem Zeitpunkt, zu 
dem entsprechende Auswahlgrundlagen aus einer 
künftigen Zählung zur Verfügung stehen. Die Merk-
male für die nicht benötigten 80 vom Hundert der 
Auswahlbezirke sind unverzüglich nach Festlegung 
der Auswahlbezirke nach Satz 3, spätestens drei 
Jahre nach dem Stichtag der Volkszählung, zu lö-
schen. Aus der Arbeitsstättenzählung dürfen die 
statistischen Ämter für Wirtschafts-, Lohn- und Um-
weltstatistiken, die als Bundesstatistiken durchge-
führt werden, und zur Aktualisierung der Kartei im 
Produzierenden Gewerbe (§ 12 des Gesetzes über 
die Statistik im Produzierenden Gewerbe) jeweils 
für Unternehmen und Arbeitsstätten nutzen: Name, 
Bezeichnung; Gemeinde, Straße, Hausnummer; 
Zahl der tätigen Personen; Angaben über die wirt-
schaftliche Tätigkeit und für die Zuordnung zu den 
Wirtschaftszweigen sowie Angaben über Eintragun-
gen in die Handwerksrolle. Die nicht zur Aktualisie-
rung der Kartei im Produzierenden Gewerbe ver-
wendeten Merkmale sind gesondert aufzubewahren 
und spätestens sechs Jahre nach dem Stichtag der 
Volkszählung zu löschen. Über die Löschungen ha-
ben die statistischen Ämter des Bundes und der 
Länder Aufzeichnungen zu führen, die mindestens 
fünf Jahre aufzubewahren sind. 

(6) Datenträger, auf denen eine Übermittlung an 
die Erhebungsstellen nach § 11 erfolgt ist, sind ge-
meinsam mit den Erhebungsvordrucken an die sta-
tistischen Ämter der Länder für Zwecke der Fest-
setzung der amtlichen Bevölkerungszahl der Ge-
meinden weiterzuleiten. Sie sind dort gesondert 
aufzubewahren und zwei Wochen nach Feststellung 
der amtlichen Bevölkerungszahl des Landes zu ver-
nichten. 

§ 16 

Belehrung 

Die Auskunftspflichtigen sind schriftlich zu  be 
 lehren über: 

1. Zweck, Art und Umfang der Erhebung, 

2. Erhebungs- und Hilfsmerkmale (§ 3 Abs. 1), 

3. die statistische Geheimhaltung, 

4. die Auskunftspflicht und die verschiedenen 
Möglichkeiten, ihr zu entsprechen (§§ 12, 13) und 
die Freiwilligkeit der Auskunftserteilung (§ 12 
Abs. 5), 

5. den Ausschluß der aufschiebenden Wirkung von 
Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die 
Aufforderung zur Auskunftserteilung (§ 12 
Abs. 4), 

6. die Möglichkeiten der Übermittlung und Veröf-
fentlichung (§ 14), 

7. Trennung und Löschung (§ 15) und 

8. Rechte und Pflichten der Zähler (§ 10, § 13 
Abs. 2). 

§ 17 

Finanzzuweisung 

Der Bund gewährt den Ländern zum Ausgleich 
der Mehrbelastungen, die ihnen und den Gemein-
den durch dieses Gesetz auferlegt werden, eine Fi-
nanzzuweisung in Höhe von 2,50 Deutsche Mark je 
Einwohner. Maßgebend ist die Bevölkerungszahl, 
die das Statistische Bundesamt für den 23. April 
1986 feststellt. Die Finanzzuweisung ist in drei Teil-
beträgen am 1. Juli 1986, 1. Juli 1987 und 1. Juli 1988 
zu zahlen. 

§ 18 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

§ 19 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün-
dung in Kraft. Gleichzeitig tritt das Volkszählungs-
gesetz 1983 vom 25. März 1982 (BGBl. I S. 369) außer 
Kraft. 
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A. Allgemeiner Teil 

I. Zur Notwendigkeit einer Volkszählung nach 
dem Volkszählungsgesetz-Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 15. Dezember 
1983 

1. Ausgangslage 

Nach dem Volkszählungsgesetz 1983 war für den 
27. April 1983 eine Volks- und Berufszählung mit 
gebäude- und wohnungsstatistischen Fragen sowie 
eine Zählung der nichtlandwirtschaftlichen Arbeits-
stätten angeordnet. Durch Erlaß einer einstweiligen 
Anordnung vom 13. April 1983 (BVerfGE 64, 67) hat 
das Bundesverfassungsgericht die Durchführung 
der Volkszählung bis zur Entscheidung über die 
eingereichten Verfassungsbeschwerden ausgesetzt. 
In dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
15. Dezember 1983 (BVerfGE 65,1) wird u. a. festge-
stellt, daß das vorgesehene Erhebungsprogramm 
des Volkszählungsgesetzes 1983 (§ 2 Nr. 1 bis 7 und 
§§ 3 bis 5) nicht zu einer mit der Würde des Men-

schen unvereinbaren Registrierung und Katalogi-
sierung der Persönlichkeit führt und daß es auch 
den Geboten der Normenklarheit und der Verhält-
nismäßigkeit genügt. Zur Sicherung des Rechts auf 
informationelle Selbstbestimmung sind nach dem 
Urteil jedoch ergänzende verfahrensrechtliche Vor-
kehrungen für Durchführung und Organisation der 
Datenerhebung erforderlich. Der im Volkszählungs-
gesetz 1983 vorgesehene Melderegisterabgleich 
wurde ebenso als Verstoß gegen das allgemeine 
Persönlichkeitsrecht angesehen wie die Übermitt-
lungsregelungen an die obersten Bundes- und Lan-
desbehörden sowie die Gemeinden. 

2. Notwendigkeit einer Volkszählung 

Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts ist 
die Volkszählung eine Vorbedingung für die Plan-
mäßigkeit staatlichen Handelns und dient einem 
einleuchtenden, zur Erfüllung legitimer Staatsauf-
gaben angestrebten Zweck (BVerfGE 65, 1 [54/55]). 
In diesem Zusammenhang enthält das Urteil die 
folgende Aussage: 

„Erst die Kenntnis der relevanten Daten und die 
Möglichkeit, die durch sie vermittelten Informatio-
nen mit Hilfe der Chancen, die eine automatische 
Datenverarbeitung bietet, für die Statistik zu nut-
zen, schafft die für eine am Sozialstaatsprinzip 
orientierte staatliche Politik unentbehrliche Hand-
lungsgrundlage" (BVerfGE 65,1 (47) mit Hinweis auf 
BVerfGE 27, 1 [9]). 

Die Volkszählung ist somit unverzichtbar als 
Grundlage für den politischen Planungsprozeß und 
als gesicherte Datenbasis für weitere statistische 
Untersuchungen (vgl. A.  II.  1). 

3. Wesentliche Neuregelungen des 
Volkszählungsgesetzes 1986 gegenüber dem 
Volkszählungsgesetz 1983 

Das Volkszählungsgesetz (VZG) 1986 trägt den An-
forderungen des Urteils in vollem Umfang Rech-
nung. 

Gegenüber dem Volkszählungsgesetz 1983 sieht es 
insbesondere folgende Neuregelungen vor: 

a) Unterscheidung zwischen Erhebungsmerkma-
len (Angaben, die zur statistischen Verwendung 
bestimmt sind) und Hilfsmerkmalen (Angaben, 
die lediglich der Durchführung der Zählung die-
nen) (§ 3 VZG) 

b) konkrete Bezeichnung der Erhebungssachver-
halte (§§ 5 bis 7 VZG) 

c) personelle und organisatorische Trennung der 
Erhebungsstellen von anderen Verwaltungsstel-
len (§ 9 VZG) 
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d) Vorschriften über Auswahl und Aufgaben der 
Zähler mit Ausschluß von Interessenkollisionen 
(§ 10 VZG) 

e) Vorschriften über Erhebungsvordrucke und die 
Formen der Auskunftserteilung (§ 13 und § 15 
VZG) 

f) Ausschluß der Übermittlung von Einzelangaben 
für den kommunalen Vollzug und den Meldere-
gisterabgleich 

g) Verzicht auf Regelungen zur Übermittlung von 
Einzelangaben für Aufgaben oberster Bundes- 
und Landesbehörden sowie für wissenschaftli-
che Zwecke 

h) besondere Trennungs- und Löschungsvorschrif-
ten (§ 15 VZG) 

4. Die Volkszählung 1986 als Vollerhebung 

Das Bundesverfassungsgericht verlangt, daß der 
Gesetzgeber bei Anordnung einer statistischen Er-
hebung anhand des erreichbaren Materials prüft, 
ob eine Vollerhebung verhältnismäßig ist. 

Im Urteil hat es diese Frage mit dem Hinweis be-
antwortet, daß noch keine sicheren Ergebnisse vor-
liegen, die das Mittel der Totalerhebung schon jetzt 
unverhältnismäßig erscheinen lassen. An dieser 
Einschätzung hat sich seither nichts geändert. Auch 
bei Ausschöpfung aller zusätzlichen Erkenntnis-
quellen seit dem Volkszählungsgesetz-Urteil vom 
15. Dezember 1983 läßt sich kein sicheres Ergebnis 
dafür gewinnen, daß auf die Vollerhebung verzich-
tet werden könnte. Dies ist beispielsweise auch die 
Auffassung des Deutschen Instituts für Wirtschafts-
forschung, der Bundesanstalt für Landeskunde und 
Raumordnung und der Deutschen Gesellschaft für 
Soziologie. 

Eine Vollerhebung ist nach wie vor dann erforder-
lich, wenn — wie bei der Volkszählung — statisti-
sche Ergebnisse mit hohem Genauigkeitsgrad 

— für die Gesamtheit der Erhebungseinheiten 

— in großer fachlicher und 

— in großer regionaler Differenzierung 

benötigt werden. 

Darin liegt zugleich ein wesentlicher Unterschied 
zwischen amtlicher Statistik und den Forschungs-
methoden der Sozialwissenschaften. 

Notwendig im Rahmen der Volkszählung sind Fest-
stellungen über die Grundgesamtheiten, d. h. über 
die tatsächliche Zahl der Einwohner, der Wohnun-
gen usw. Derartige Angaben dürfen nicht nur mit 
einer angenommenen Wahrscheinlichkeit in einem 
bestimmten Vertrauensbereich liegen (typische 
Form der Stichprobenergebnisse), sondern müssen 
die absoluten Besetzungszahlen exakt wiederge-
ben. 

Ein wesentliches Beispiel hierfür ist der Nachweis 
amtlicher Einwohnerzahlen zum Zählungsstichtag, 

zumal bei der Anwendung zahlreicher Rechtsvor-
schriften auf Bundes-, Landes-, Regierungsbezirks-, 
Kreis- und Gemeindeebene genaue Bevölkerungs-
zahlen maßgebende Bemessungsgrundlagen sind 
(u. a. für Wahlen und Finanzausgleich). 

Ein weiterer wichtiger Anwendungsfall für hohe 
Genauigkeitsanforderungen sind die für einge-
hende Analysen und gezielte Hilfen im Bereich des 
Arbeitsmarktes und der Beschäftigungsentwick-
lung benötigten Daten. Nur in fachlich und regional 
tiefer Gliederung gestatten es diese Daten, das Aus-
maß von Ungleichgewichten auf den regionalen Ar-
beitsmärkten, die Unterschiede in der regionalen 
Arbeitslosigkeit und der Wirtschaftskraft zu erken-
nen. 

Auch die Rahmendaten für Stichproben — etwa 
über die Gesamtbevölkerung, über Gebäude, Woh-
nungen und Arbeitsstätten — können zuverlässig 
nur durch eine Volkszählung als Vollerhebung be-
reitgestellt werden. Erst die genaue Kenntnis der 
Grundgesamtheiten ermöglicht es, die für Stich-
probenerhebungen erforderlichen Auswahlpläne 
und Hochrechnungsrahmen zu erstellen. Die Ver-
wendung bestehender Register als Auswahl- oder 
Hochrechnungsrahmen oder gar als Ersatz für ge-
sonderte staatliche Erhebungen stößt (neben 
den datenschutzrechtlichen Hinderungsgründen 
(BVerfGE 65,1 [56/57]) auf die Schwierigkeit, daß 
die Register sich in der Regel nur auf eng abge-
grenzte Grundgesamtheiten beziehen (z. B. Auslän-
derzentralregister) und ihrerseits häufig erhebliche 
Fehler aufweisen. In regionaler Hinsicht ist ihre 
Verwendungsfähigkeit unter diesen Umständen 
noch stärker eingeschränkt. 

5. Die Auskunftspflicht bei der Volkszählung 1986 

Die Feststellung im Volkszählungsgesetz-Urteil, 
daß die Alternativen zur Volkszählung in der Form 
der Vollerhebung mit Pflichtauskunft noch mit zu 
großen Fehlerquellen behaftet sind (BVerfGE 65,1 
[55]), träfe auch auf die Volkszählung 1986 zu, wenn 
sie auf freiwilliger Basis durchgeführt würde. Es 
liegen keine sicheren Erkenntnisse im Sinne der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
vor, nach denen Erhebungen mit freiwilliger Aus-
kunftserteilung eine ausreichende Ergebnisqualität 
hätten. Die Möglichkeit solcher Ergebnisse reicht 
nicht aus. 

Mit der Ergebnisqualität, d. h. mit der Höhe der 
Antwortquoten, steht und fällt der Wert einer Volks-
zählung. Schon aus der empirischen Sozialfor-
schung ist bekannt, daß bei Erhebungen mit freiwil-
liger Auskunftserteilung eine erhebliche Zahl von 
Antwortausfällen — auch bei gezielten Antwortan-
reizen (Prämien u. a.) — zu erwarten ist. Die Ant-
wortausfälle verteilen sich hierbei nicht gleichmä-
ßig über die gesamte Bevölkerung; bestimmte, im 
einzelnen nicht bekannte Bevölkerungsgruppen be-
teiligen sich mehr oder weniger stark an der Erhe-
bung. Die dadurch auftretenden Verzerrungen der 
Ergebnisse sind in ihrer Größe und Richtung nicht 
abschätzbar. 
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Vor diesem Hintergrund ist die hohe Ergebnisquali-
tät einer Volkszählung als Vollerhebung mit Aus-
kunftspflicht durch Erhebungen mit freiwilliger 
Auskunftserteilung zur Zeit nicht erreichbar. 

II. Bedeutung der Volkszählung im Programm der 
Bundesstatistik 

1. Allgemeine Bedeutung 

Hauptaufgabe der Volkszählung ist es, eine aktuel-
le, umfassende und zuverlässige Datenbasis zu er-
stellen, die die Grundlage für gesellschafts- und 
wirtschaftspolitische Planungen und Entscheidun-
gen des Bundes sowie der Länder und Gemeinden 
bildet, die Problemsituationen in den politischen 
Aufgabenbereichen vor allem auf regionaler Ebene 
erkennbar macht und die im Hinblick auf die knap-
pen Ressourcen ein effektives, zielgerechtes Han-
deln ermöglicht. Die Ergebnisse sind auch unent-
behrlich für Fragestellungen von Parteien, Tarif-
partnern, Wirtschafts- und Berufsverbänden und 
eine Vielzahl weiterer wichtiger Gruppen des öf-
fentlichen Lebens, insbesondere für Wissenschaft 
und Forschung. Die politischen Entscheidungsträ-
ger sind auf eine zuverlässige Datenbasis angewie-
sen, wenn sie den gestellten Aufgaben und der sozi-
alstaatlichen Verpflichtung zu umfassender staatli-
cher Aktivität, zur Verbesserung der Lebenschan-
cen aller Bürger sowie zur Erfüllung der Gemein-
schaftsaufgaben gerecht werden wollen. 

Die Volkszählung 1986 stellt ebenso wie die frühe-
ren Zählungen im statistischen Gesamtsystem die 
unabdingbare Basis dar, auf der andere Systemteile 
— insbesondere jährliche Statistiken — aufbauen. 
Für eine Reihe von zwischen den Großzählungen 
durchgeführten Statistiken bildet die Volks-, Be-
rufs-, Gebäude-, Wohnungs- und Arbeitsstättenzäh-
lung die Fortschreibungs- und Auswahlgrundlage. 

Die Volkszählung ist z. B. die Ausgangsbasis für die 
Fortschreibung der Bevölkerung nach Geschlecht, 
Alter, Familienstand und Deutschen/Ausländern. 
Die total erhobenen gebäude- und wohnungsstati-
stischen Angaben liefern die Basis für die Fort-
schreibung des Gebäude- und Wohnungsbestandes 
mit Hilfe der durch die Bautätigkeitsstatistik ermit-
telten jährlichen Zu- und Abgänge. 

2. Aufgabe der einzelnen Zählungsteile 

a) Volks- und Berufszählung 

Die Feststellung der amtlichen Bevölkerungs- oder 
Einwohnerzahlen für Bund, Länder und Gemeinden 
nach bundeseinheitlichen Kriterien ist zentraler 
Zweck der Volkszählung. 

Die z. Z. verfügbaren amtlichen Bevölkerungszah-
len basieren noch auf den fortgeschriebenen Ergeb-
nissen der letzten Volkszählung von 1970. Es wird 
angenommen, daß aufgrund von Fortschreibungs-
fehlern die Bevölkerungszahl um mehr als 1 Million 
Personen überhöht ist. 

Die Volks- und Berufszählung ist die einzige Stati-
stik, die gleichzeitig Angaben über die Gesamtbe-
völkerung und ihre Erwerbsbeteiligung, ihre beruf-
liche Gliederung und Ausbildungsstruktur liefert. 
Die Bedeutung der Zählungsergebnisse für die em-
pirische Arbeitsmarkt- und Berufsforschung und 
die entsprechenden Politikbereiche ist damit offen-
kundig. 

Weitere wichtige Anwendungsbeispiele für Volks-
zählungsdaten auf dem Gebiet der Arbeitsmarktpo-
litik und der Berufsforschung sind: 

— Ermittlung des Arbeitsplatzbedarfs 

— Ersatzbedarfsrechnungen für einzelne Berufe 

— Feststellungen über  die  Branchenabhängigkeit 
einzelner Berufe 

— Untersuchungen über Berufseinmündungen von 
Ausbildungswegen sowie über Berufswechsel 
aufgrund der Angaben über erlernten und aus-
geübten Beruf, z. B. zur Ermittlung des notwen-
digen Umfangs von Ausbildungs- und Fortbil-
dungsmaßnahmen. 

Die im Rahmen der jährlich nach § 1273 Reichsver-
sicherungsordnung von der Bundesregierung vor-
zulegenden Rentenanpassungsberichte, insbeson-
dere die Vorausschätzung der Einnahmen und Aus-
gaben, des Rentenniveaus und des Vermögens der 
gesetzlichen Rentenversicherung sind ebenfalls 
dringend auf die Rahmendaten der Volkszählung 
angewiesen. 

Das gleiche gilt für zahlreiche Aufgaben auf dem 
Gebiet der Raumordnung und der Förderung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur. 

b) Gebäude- und Wohnungszählung 

Gebäude- und Wohnungszählungen wurden in den 
Jahren 1950, 1956, 1961 und zuletzt 1968 durchge-
führt. Die grundsätzliche Zielrichtung dieser Zäh-
lungen, eine vollständige und genaue Darstellung 
des Gebäudebestandes, des Wohnungsbestandes 
und der Wohnsituation der Haushalte zu ermitteln, 
verfolgt auch die Zählung 1986. Als Vollerhebung 
liefern Gebäude- und Wohnungszählungen die Ba-
sisdaten, auf denen Statistiken für einen weiterge-
henden Informationsbedarf aufbauen können. Der 
Gebäude- und Wohnungszählung kommt damit ent-
scheidende Bedeutung im Gesamtsystem der Bau- 
und Wohnungsstatistik zu. 

Über die Struktur und die Veränderungen des Woh-
nungsbestandes, der Wohnungsversorgung und der 
Wohnungsmärkte liegen nur sehr lückenhafte In-
formationen vor. Lediglich über die Neubautätig-
keit fallen aus der Bautätigkeitsstatistik regelmä-
ßig aktuelle Daten an. Da aber nicht bekannt ist, 
wer in die neuerbauten Wohnungen einzieht und 
wie sie genutzt werden, lassen sich daraus Aussa-
gen über die Änderungen der Wohnungsversorgung 
nicht ableiten. Gerade für Ballungsräume wird be-
hauptet, daß dort gegenwärtig immer noch erhebli-
che Disparitäten hinsichtlich einer angemessenen 
Wohnungsversorgung bestehen. In diesem Zusam-
menhang macht sich auch das Fehlen von regional 
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und sachlich differenzierten Angaben über den Be-
stand an leerstehenden Wohnungen besonders 
nachteilig bemerkbar. 

Es gibt zwar fortgeschriebene Daten über Gebäude 
und Wohnungen, sie basieren jedoch nach wie vor 
auf der letzten Gebäude- und Wohnungszählung 
aus dem Jahre 1968, und werden mit zunehmendem 
zeitlichen Abstand von dieser Zählung immer unge-
nauer. Außerdem lassen sich Angaben über die Be-
legung der Wohnungen, d. h. die Zuordnung der 
Haushalte und Personen zu den von ihnen genutz-
ten Wohnungen, mit den heutigen Verfahren der 
amtlichen Statistik nicht fortschreiben. Insoweit be-
ruht auch hier der letzte Gesamtüberblick mit re-
gionaler Gliederung auf den Verhältnissen des Jah-
res 1968. Das wiegt um so schwerer, als die zuneh-
mende Verlagerung der Aufgabenschwerpunkte der 
Wohnungspolitik die Entwicklung neuer, problem-
gerechter und zielgenauer Maßnahmen und Instru-
mente für eine angemessene Wohnungsversorgung 
der Bevölkerung verlangt. Hinzu kommt die Not-
wendigkeit, das finanzielle und steuerliche Förde-
rungsinstrumentarium den veränderten Bedingun-
gen anzupassen und wohnungspolitische Maßnah-
men auf ihre Wirkungen und ihren Erfolg hin zu 
überprüfen. Die Bereitstellung zuverlässiger Basis-
daten ist die erste Voraussetzung für alle weiterge-
henden Untersuchungen. Auch regionale oder bun-
desweite Stichprobenerhebungen mit einem um-
fangreichen Informationsspektrum für den Woh-
nungsbereich sind auf eine neue Vollzählung als 
Auswahlgrundlage und Hochrechnungsrahmen an-
gewiesen. 

c) Arbeitsstättenzählung 

Seit über 100 Jahren finden in Deutschland in etwa 
10jährigen Abständen Arbeitsstättenzählungen 
statt; die letzte im Jahr 1970. Diese Arbeitsstätten-
zählungen stellen stichtagsbezogene, umfassende 
Bestandsaufnahmen für den Bereich der gesamten 
Wirtschaft mit Ausnahme der Landwirtschaft dar, 
die unerläßlich sind für die Abbildung der Struktur 
und der quantitativen und qualitativen Veränderun-
gen und Entwicklungstendenzen. Aus dem Bereich 
der Landwirtschaft werden nur diejenigen Arbeits-
stätten erfaßt, die bei der Besteuerung als Gewerbe-
betrieb gelten. 

Die Arbeitsstättenzählung liefert in tiefer fachli-
cher und regionaler Gliederung einen Überblick 
über Zahl und Größe der Arbeitsstätten und Unter-
nehmen, und zwar auch in solchen Bereichen, für 
die keine laufenden Statistiken verfügbar sind. Sie 
erfragt als einzige Zählung nach einheitlichen Kri-
terien abgegrenzte Angaben grundsätzlich für die 
gesamte Wirtschaft, wobei sich der Umfang des Er-
hebungsprogramms auf wenige Merkmale be-
schränkt, die sich aus der Funktion der Arbeitsstät-
tenzählung als Rahmenzählung ergeben. 

Bund und Länder haben bei ihren wirtschafts- und 
finanzpolitischen Maßnahmen die Erfordernisse 
des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts zu be-
achten. Das hierfür verwendete Zahlengerüst der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen ist auf 

eine Vielzahl von Einzelstatistiken angewiesen, zu 
denen die Ergebnisse der Arbeitsstättenzählung als 
Rahmendaten — auch für die Schätzung wichtiger 
Eckdaten (z. B. der Löhne und Gehälter) — einen 
maßgeblichen Beitrag liefern. 

Ziel der sektoralen Strukturpolitik des Bundes ist 
es, den Strukturwandel zu erleichtern, zu fördern 
und Anpassungshemmnisse abzubauen. Zur Identi-
fikation solcher Hemmnisse und — in bestimmten 
Ausnahmefällen — zur gezielten staatlichen Beein-
flussung von Anpassungsvorgängen bedarf es ge-
eigneter statistischer Informationen. Die Arbeits-
stättenzählung, die alle Wirtschaftsbereiche umfaßt, 
liefert u. a. wichtige Anhaltspunkte über die Zahl 
der gegenwärtig bestehenden Arbeitsplätze nach 
Regionen und Wirtschaftszweigen. Sie ist für be-
schäftigungspolitische Überlegungen — in regiona-
ler wie überregionaler Hinsicht — eine wichtige 
Datenquelle. 

Mit der Regionalförderung im Rahmen der Bund-
Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" sollen für die ge-
werbliche Wirtschaft in den strukturschwachen Re-
gionen die Wettbewerbs- und Wachstumschancen 
verbessert, der Strukturwandel erleichtert und im 
Vergleich zu anderen Regionen bestehende Arbeits-
platzdefizite abgebaut werden. Aufgrund ihrer flä-
chendeckenden Konzeption ist die Arbeitsstätten-
zählung besonders geeignet, die hierfür benötigten 
Daten auf regionaler Ebene bereitzustellen; sie bie-
tet umfassendes Basismaterial für alle Untersu-
chungen, die sich mit Regionalproblemen befassen, 
z. B. auch für die Abgrenzung und Typisierung ein-
zelner Regionen. 

Die räumliche Verteilung der einzelnen Branchen 
über das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
gibt wichtige Aufschlüsse über die regionalen Ent-
wicklungsmöglichkeiten und konjunkturellen Ab-
hängigkeiten. Branchenkonjunkturen lassen sich in 
ihren Wirkungen damit auch besser regional ab-
grenzen und die wirtschaftliche Situation einzelner 
Regionen in ihrer besonderen Branchenabhängig-
keit zutreffender erkennen. 

Für die Konzipierung und Kontrolle einer auf eine 
ausgewogene Struktur der Unternehmensgrößen 
gerichteten Wirtschaftspolitik ist eine ausreichende 
Datenbasis, die eine Differenzierung in kleine, mitt-
lere und große Unternehmen zuläßt, erforderlich. 
Die Arbeitsstättenzählung ermöglicht, sämtliche 
Unternehmen nach ihrer Unternehmensgröße diffe-
renziert nachzuweisen und ihre Personal- und 
Lohn-/Gehaltsstruktur zu analysieren sowie ihre 
regionale Verteilung aufzuzeigen. Eine ausreichen-
de, nach Unternehmensgrößen differenzierte Da-
tenbasis ist nicht nur erforderlich, um Aspekte der 
Unternehmensgrößen in der allgemeinen Finanz-, 
Sozial- und Regionalpolitik angemessen berück-
sichtigen zu können, sondern ist auch unverzicht-
bar, um spezielle Förderprogramme, z. B. für den 
Mittelstand, finanziell richtig dimensionieren und 
in ihren Langzeitwirkungen beobachten zu können. 
Da mit Arbeitsstättenzählungen Konzentrations-
vorgänge in einem wirtschaftssystematisch umfas- 
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senden Gesamtbild nach Beschäftigten aufgezeigt 
werden können, greift auch die Monopolkommis

-

sion in starkem Maße auf diese Ergebnisse zurück. 

3. Internationale Verpflichtungen 

Nach der Richtlinie des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. 73/403/EWG vom 22. November 
1973 zur Synchronisierung der allgemeinen Volks-
zählungen wurden in den meisten Ländern der EG 
auf der Grundlage abgestimmter Tabellenpro-
gramme Volkszählungen im Jahre 1981 durchge-
führt. Abweichend davon war gemäß Richtlinie 81/ 
1059/EWG des Rates vom 14. Dezember 1981 der 
Bundesrepublik Deutschland gestattet worden, die 
allgemeine Volkszählung zwischen dem 1. März 
und 31. Mai 1983 durchzuführen. Die Bundesrepu-
blik Deutschland ist dieser Aufforderung nicht 
nachgekommen. 

Auch in der vom Wirtschafts- und Sozialrat der Ver-
einten Nationen anläßlich seiner 58. Sitzung ange-
nommenen Resolution Nr. 1947 vom 5. Mai 1975 
wird den Mitgliedstaaten empfohlen, eine Weltbe-
völkerungs- und Wohnungszählung um das Jahr 
1980 unter Berücksichtigung der bisherigen inter-
nationalen Empfehlungen zu Volks- und Wohnungs-
zählungen durchzuführen. Der Wirtschafts- und So-
zialrat der Vereinten Nationen empfiehlt weiterhin, 
mindestens alle zehn Jahre eine grundlegende Be-
standsaufnahme der Wirtschaft, wie sie die Arbeits-
stättenzählung darstellt, durchzuführen. 

B. Besonderer Teil 

Zu § 1 

Die Notwendigkeit einer flächendeckenden Voller-
hebung ergibt sich aus den unter A I 4 aufgeführten 
Gründen. 

Zu Absatz 1 

Erhoben werden die persönlichen und sachlichen 
Verhältnisse zum gesetzlich festgelegten Zählungs-
stichtag. Die Zählung kann nicht an einem einzigen 
Tag abgewickelt werden. Daher wird mit der Vertei-
lung der Erhebungsvordrucke kurz vor dem Zäh-
lungsstichtag begonnen; bis zum endgültigen Ab-
schluß der Erhebung vergehen regelmäßig einige 
Wochen. Auf Wunsch oder bei Einverständnis des 
Betroffenen ist ein Ausfüllen der Erhebungsvor-
drucke kurzfristig vor dem Stichtag zulässig. Der 
Zählungsstichtag ist so gewählt, daß er außerhalb 
der Haupturlaubszeit liegt. 

Zu Absatz 2 

In Absatz 2 der Vorschrift werden wesentliche 
Zwecke der Zählungen genannt, wobei die Aufzäh-
lung nicht abschließend ist. So sind die Zwecke 
nicht auf politische Entscheidungen begrenzt, viel-
mehr dienen die Zählungsergebnisse auch anderen 

Formen staatlicher oder kommunaler Tätigkeit. Sie 
sind wie z. B. die Einwohnerzahl ferner erforderlich 
für Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse in 
anderen gesellschaftlichen Bereichen (vgl. A II 1). 

Zu Absatz 3 

Da der Beginn der Durchführung nicht in unmittel-
barer zeitlicher Nähe zum Zählungsstichtag liegt, 
bedarf es einer besonderen gesetzlichen Ermächti-
gung. 

Aus organisatorischen Gründen wird die Durchfüh-
rung der Gebäudezählung bis zu sechs Monaten vor 
dem Zählungsstichtag zugelassen. Durch die vorge-
zogene Erhebung wird einmal die Möglichkeit ge-
schaffen, termingerecht Angaben auch über solche 
Gebäude zu erhalten, deren Eigentümer oder Ver-
walter nicht am Ort des Gebäudes wohnen oder für 
mehrere Gebäude Auskunft geben müssen. Gleich-
zeitig kann mit den Angaben aus der Gebäudezäh-
lung die Organisation der übrigen Zählungsteile er-
leichtert werden, indem dem Zähler Hinweise über 
die Zahl der aufzusuchenden Wohnungen gegeben 
werden können. 

Etwaige Veränderungen, die sich bis zum Zählungs-
stichtag ergeben haben, müssen von den Eigentü-
mern oder Verwaltern nach Aufforderung durch die 
Erhebungsstellen mitgeteilt werden. 

Zu Absatz 4 

Wiederholungsbefragungen nach Abschluß der Zäh-
lung sind erforderlich, um die Vollständigkeit und 
Zuverlässigkeit der Zählungsergebnisse prüfen zu 
können. Um die Inanspruchnahme der Bürger hier-
für möglichst gering zu halten, werden nur wenige 
Personen befragt und die Auskünfte auf die not-
wendigen Angaben beschränkt.  

Zu § 2 

Die Regelung erläutert, was erhoben wird und ver-
deutlicht auch die Zugehörigkeit des Haushalts zu 
den Erhebungseinheiten. 

Zu Absatz 1 

Betroffen sind alle Personen, die im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes wohnen. Ausgenommen sind 
Angehörige ausländischer Streitkräfte, diplomati-
scher oder berufskonsularischer Vertretungen so-
wie der Ständigen Vertretung der Deutschen Demo-
kratischen Republik. 

Der Haushalt und die Haushaltszugehörigkeit sind 
wichtige Faktoren für die Beschreibung und Ana-
lyse der sozialen und wirtschaftlichen Verhältnisse 
unserer Gesellschaft und daher im Rahmen der Er-
hebung unverzichtbar. 

Die Lebenssituation eines Menschen hängt ent

-

scheidend davon ab, ob er allein wirtschaftet (Ein

-

personenhaushalt) oder mit anderen Personen zu- 
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sammenwohnt und wirtschaftet (Mehrpersonen-
haushalt). Soweit er Mitglied eines Haushalts ist, 
werden seine Lebensverhältnisse in starkem Maße 
von den übrigen Haushaltsmitgliedern beeinflußt 
und mitbestimmt. Für viele soziale und wirtschaftli-
che Fragestellungen genügt es daher nicht, die Ein-
zelperson isoliert zu betrachten. Haushaltsmitglie-
der müssen in ihrer Verbindung zueinander gese-
hen werden. Eine Reihe staatlicher Maßnahmen 
knüpft deshalb an Haushalte an, so z. B. Maßnah-
men nach dem Bundessozialhilfegesetz (Hilfen zum 
Lebensunterhalt), dem Wohnungsbindungsgesetz 
(Ausstellung der Bescheinigung über die Wohnbe-
rechtigung), dem Städtebauförderungsgesetz (Auf-
hebung eines Mietverhältnisses zur Durchführung 
einer Sanierung) und dem Wohngeldgesetz. 

Die Haushaltszugehörigkeit wird nicht dadurch 
aufgehoben, daß Personen aus beruflichen oder 
sonstigen Gründen (z. B. gesundheitlichen) am 
Stichtag vorübergehend abwesend sind. Nur vor-
übergehend, z. B. besuchsweise im Haushalt anwe-
sende Personen gehören nicht zum Haushalt. 

In der regionalen Planung und Verwaltung spielt 
der Haushalt als Bezugseinheit eine bedeutende 
Rolle. Bei der Modernisierung oder Sanierung von 
Wohnvierteln ist die Kenntnis über Größe, Zusam-
mensetzung und den sozio-ökonomischen Status 
der dort wohnenden Haushalte unerläßlich. Bei der 
Anpassung des Angebots an privaten und öffentli-
chen Dienstleistungen sowie der Infrastrukturein-
richtungen an den tatsächlichen Bedarf sind solche 
Informationen ebenfalls wichtig. Um Ungleichge-
wichte in der Wohnungsversorgung feststellen und 
sachgerecht beheben zu können, werden neben An-
gaben zu den vorhandenen Wohnungen auch Anga-
ben über die sie bewohnenden Haushalte benötigt. 

Aus den genannten Gründen ist es weltweit üblich, 
bei statistischen Erhebungen, insbesondere bei 
Volks- und Wohnungszählungen, haushaltsbezo-
gene Daten zu sammeln. Die internationale Bedeu-
tung des Haushalts als soziale Bezugseinheit wird 
durch die Tatsache unterstrichen, daß sowohl das 
statistische Auswertungsprogramm der Vereinten 
Nationen für Europa, als auch dasjenige der Euro-
päischen Gemeinschaften einen speziellen Teil mit 
Haushaltsdaten vorsieht, die von den Mitgliedslän-
dern aus den Volks- und Wohnungszählungen be-
reitzustellen sind. 

Unter einer Wohnung im Sinne dieser Zählung sind 
nach außen abgeschlossene, zu Wohnzwecken be-
stimmte, zusammenliegende Räume in Gebäuden 
und bewohnten Unterkünften zu verstehen, die die 
Führung eines eigenen Haushalts ermöglichen. 
Eine Wohnung wird nur erfaßt, wenn sie für Wohn-
zwecke genutzt wird. 

Bei der Gebäudezählung werden nur Gebäude mit 
Wohnraum und ständig bewohnte Unterkünfte er-
faßt. 

Nicht gezählt werden Gebäude, die ausschließlich 
administrativen oder gewerblichen Zwecken die-
nen. Befindet sich in einem solchen Gebäude aber 
mindestens eine Wohnung, die für Wohnzwecke ge-

nutzt wird oder genutzt werden soll, wird es in die 
Zählung einbezogen. 

Dasselbe gilt für Gemeinschafts- und Anstaltsun-
terkünfte (z. B. Kasernen, Krankenhäuser, Justiz-
vollzugsanstalten). Da sie nicht der Grundversor-
gung der Bevölkerung mit Wohnraum dienen, sind 
sie von der Zählung auszunehmen, es sei denn, im 
Gebäude befindet sich eine Wohnung für Personal 
oder Personen, die nicht zu dem untergebrachten 
Personenkreis zählen. 

Wohnheime sind demgegenüber grundsätzlich zu 
zählen, da hierdurch für bestimmte Bevölkerungs-
gruppen ein Angebot geschaffen wird, das den Woh-
nungsmarkt erweitert. 

Zu den ständig bewohnten Unterkünften gehören 
bewohnte Baracken, Behelfsheime, Wohnlauben, 
Wohnwagen u. ä. Sie werden nur gezählt, wenn in 
ihnen zum Zählungsstichtag wenigstens eine Woh-
nung bewohnt wird. 

Als Arbeitsstätte gilt grundsätzlich jede örtliche 
Einheit, ein Grundstück oder eine abgegrenzte 
Räumlichkeit, in der mindestens eine Person regel-
mäßig — wenn auch nur zeitweise — erwerbstätig 
ist. Auch das ambulante Gewerbe wird von der Zäh-
lung erfaßt. Haushalte sind keine Arbeitsstätten im 
Sinne dieser Zählung. 

Als Unternehmen gilt die kleinste, gesondert bilan-
zierende und rechtlich selbständige Wirtschaftsein-
heit. Bei einem Unternehmen, das nur aus einer 
Niederlassung besteht, sind Arbeitsstätte und Un-
ternehmen identisch. 

Zu Absatz 2 

Dieser Absatz enthält die Begriffsbestimmung des 
Haushalts. Nach Satz i bilden Personen, die ge-
meinsam wohnen und wirtschaften, einen Haus-
halt. Zu solchen Mehrpersonenhaushalten zählen 
neben den Familien auch andere Lebens- und Wirt-
schaftsgemeinschaften, deren Zahl in den vergan-
genen Jahren vermutlich stark zugenommen und 
damit die Bedeutung des Haushalts als Bezugsein-
heit statistischer und sozialwissenschaftlicher Un-
tersuchungen erhöht hat. 

Alleinwirtschaftende Personen bilden gemäß Satz 2 
einen eigenen Haushalt. Das gilt auch für Mitglie-
der von Wohngemeinschaften, wenn sie allein wirt-
schaften. 

Zu §3 

Mit der Unterscheidung zwischen Erhebungsmerk-
malen und Hilfsmerkmalen wird erstmals in einer 
statistischen Rechtsvorschrift eine klare Trennung 
der statistischen Informationen, die die eigentli-
chen Sachaussagen ermöglichen, von den Angaben 
vorgenommen, die für die praktische Durchführung 
der Erhebung — regelmäßig als Identifikations-
merkmale — von Bedeutung sind. Diese Unter-
scheidung folgt unmittelbar aus den besonderen 
Anforderungen, die das Volkszählungsgesetz-Urteil 
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des Bundesverfassungsgerichts an Durchführung 
und Organisation der Datenerhebung und -verar-
beitung stellt (BVerfGE 65, 1 [49]). 

Die im Volkszählungsgesetz geregelte unterschied-
liche Behandlung beider Merkmalsgruppen (vgl. 
§ 15 Trennung und Löschung) soll in wirksamer 
Weise den Möglichkeiten einer Deanonymisierung 
entgegenwirken. 

Zu § 4 

Zur technischen und organisatorischen Durchfüh-
rung der Volkszählung werden nicht nur Hilf smerk-
male  benötigt, sondern auch laufende Nummern 
und Ordnungsnummern verwandt. Die laufenden 
Nummern und die Ordnungsnummern dienen der 
Organisation des Erhebungsverfahrens und der sta-
tistischen Aufbereitung. Sie enthalten keine über 
die im Gesetz genannten Angaben hinausgehenden 
Informationen. Mit Hilfe der laufenden Nummern 
und der Ordnungsnummern wird lediglich festge-
halten, welche Wohnungen zu einem Gebäude gehö-
ren, welche Haushalte in einer Wohnung leben, aus 
wie vielen Personen sich ein Haushalt zusammen-
setzt und welche Arbeitsstätten zu einem Unterneh-
men gehören. Die statistischen Zusammenhänge 
werden unter Einsatz der EDV hergestellt. 

Zu den Ordnungsnummern zählen nicht die für 
eine regionale Zuordnung erforderlichen Schlüssel-
nummern. Der sog. Gemeindeschlüssel dient ledig-
lich als Synonym für das Erhebungsmerkmal „Ge-
meinde" und darf daher — wie alle Erhebungs-
merkmale nach § 3 Abs. 2 — auf die für die maschi-
nelle Weiterverarbeitung bestimmten Datenträger 
übernommen werden. 

Die Erhebungsvordrucke Personenbogen, Woh-
nungsbogen und Arbeitsstättenbogen enthalten als 
ausgedruckte laufende Nummern eine Heftnummer 
bzw. Bogennummer beim Arbeitsstättenbogen so-
wie die Nummer, die der Unterscheidung der Erhe-
bungsvordrucke bei der elektronischen Datenverar-
beitung dient (Nummer der Belegart). Der Perso-
nenbogen sieht zusätzlich die laufenden Nummern 
der Personen, der Arbeitsstättenbogen zusätzlich 
die laufenden Nummern der Zweigniederlassungen 
vor. 

Zu §§ 5 bis 7 

Die in §§ 5 bis 7 geregelten Erhebungsmerkmale 
entsprechen nach Inhalt und Umfang im wesentli-
chen dem Merkmalskatalog des Volkszählungsge-
setzes 1983. 

Die Angaben über Insassen von Anstalten oder Zu-
gehörigkeit zum Personal oder zum Kreis der Ange-
hörigen des Personals (§ 2 Nr. 8 Volkszählungsge-
setz 1983) sind entsprechend dem Volkszählungsge-
setz-Urteil des Bundesverfassungsgerichts nicht 
mehr aufgenommen worden. 

Der wesentliche Unterschied zum Volkszählungsge

-

setz 1983 liegt darin, daß alle Erhebungsmerkmale 

konkret im Gesetz bezeichnet werden. Damit wird 
in Verbindung mit § 13 Abs. 1 Satz 2 der Forderung 
des Urteils entsprochen, die Übereinstimmung von 
Fragebogen und Gesetz zu gewährleisten. 

In der Anlage zu dieser Begründung sind die vorge-
sehenen Erhebungsvordrucke dargestellt. 

Zu §5 

Zu Nummer 1 

In Nummer 1 sind im wesentlichen die für den re-
gionalen Nachweis der Einwohnerzahlen geltenden 
Abgrenzungsmerkmale festgelegt. Diesem Zweck 
dient auch die Regelung über die Zuordnung von 
Personen mit mehreren Wohnungen im Geltungs-
bereich des Gesetzes (Haupt- und Nebenwohnung) 
zu einer Hauptwohnung, die u. a. Grundlage zur 
Feststellung der amtlichen Einwohnerzahl einer 
Gemeinde sind. Das Gesetz nimmt Bezug auf die 
Vorschriften für Personen mit mehreren Wohnun-
gen in § 12 MRRG. 

Das Erhebungsmerkmal Zahl der Personen und 
Haushalte in Gemeinschafts- und Anstaltsunter-
künften dient dazu, vollständige Einwohnerzahlen 
zu ermitteln. Die Anstaltsart wird nicht ermittelt. 

Um sicherzustellen, daß die Bevölkerung auch im 
Wohnungs- und Haushaltszusammenhang darge-
stellt werden kann, wurden die beiden Erhebungs-
merkmale Wohnungs- und Haushaltszugehörigkeit 
festgelegt. 

Zu Nummer 2 

Feststellungen über die rechtliche Zugehörigkeit 
oder Nichtzugehörigkeit zu einer Religionsgesell-
schaft sind gemäß Artikel 140 des Grundgesetzes in 
Verbindung mit dem weiter geltenden Artikel 136 
der Weimarer Verfassung zulässig. Sie ermöglichen 
im Zusammenhang mit anderen Zählungsmerkma-
len Untersuchungen über den Einfluß der Reli-
gionszugehörigkeit auf demographische, wirtschaft-
liche und soziale Tatbestände. Darüber hinaus sind 
sie wichtig für Kirchensteuerfragen und Maßnah-
men der Länder (z. B. Zuweisung von Religionsleh-
rer und Festlegung von religiösen Feiertagen). Die 
Frage nach der Zugehörigkeit zur jüdischen Reli-
gionsgesellschaft ist auf Wunsch des Zentralrates 
der Juden in Deutschland aufgenommen worden. 
Daneben wird auch die islamische Religionszugehö-
rigkeit erfragt, die aufgrund des relativ hohen An-
teils von Ausländern eine erhebliche Bedeutung er-
langt hat. 

Zu Nummer 3 

Zur Beurteilung der vielfältigen Ausländerpro-
bleme (u. a. räumliche Verteilung, Versorgung mit 
Wohnraum, schulische und berufliche Ausbildung) 
werden dringend Angaben über diesen Bevölke-
rungsteil benötigt. Nummer 3 ordnet für die zahlen-
mäßig stärkeren Ausländergruppen entsprechende 
Feststellungen an. 
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Da innerhalb der Europäischen Gemeinschaften 
aufgrund der absoluten Freizügigkeit grundsätzlich 
andere Bedingungen für Wanderungsbewegungen 
über Landesgrenzen hinweg herrschen als gegen-
über dem übrigen Ausland, ist es wichtig, zwischen 
den Ausländern aus beiden Bereichen zu unter-
scheiden. Die Zählung liefert damit Grunddaten für 
die Analyse der Wanderungsbewegungen innerhalb 
der EG. 

Zu Nummer 4 

Die Frage nach dem überwiegendem Lebensunter-
halt ermöglicht es, die gesamte Bevölkerung nach 
der überwiegenden Quelle des Lebensunterhalts, 
und zwar nach allgemeinen Kategorien zu gliedern 
und dabei insbesondere wirtschaftlich eigenstän-
dige Personen mit überwiegendem Lebensunterhalt 
durch Erwerbstätigkeit, Rente, eigenes Vermögen 
usw. von den wirtschaftlich abhängigen Personen 
(mit überwiegendem Lebensuntehalt durch Ange-
hörige) zu trennen. 

Eine besondere Bedeutung kommt der überwiegen-
den Unterhaltsquelle im Zusammenhang mit der 
Erwerbstätigkeit zu. Als Erwerbstätige werden alle 
Personen nachgewiesen, die zum Sozialprodukt bei-
tragen, unabhängig davon, ob diese Tätigkeit auch 
die überwiegende Lebensgrundlage darstellt. Die 
Quelle des überwiegenden Lebensunterhalts ist ins-
besondere im Zusammenhang mit der Erwerbstä-
tigkeit der Frauen wichtig. Je nachdem, in welchem 
Ausmaß Frauen zum Lebensunterhalt der Familie 
beitragen, hat das nicht nur Auswirkungen auf die 
familiäre Situation, sondern auch auf den Arbeits-
markt und darüber hinaus auf die Gesellschaftspo-
litik. Neben den wichtigen Grundsatzfragen, wie 
der Weiterentwicklung der rechtlichen Bestimmun-
gen zur Gleichstellung der Frau in Beruf und Fami-
lie, werden hierdurch konkrete Anforderungen 
nach Bereitstellung von Plätzen in Kindergärten 
und Kindertagesstätten und nach Vergrößerung des 
Angebots an Teilzeitarbeitsplätzen für Frauen un-
mittelbar berührt. 

Die Höhe der Einkünfte aus den verschiedenen 
Quellen des Lebensunterhalts wird nicht festge-
stellt. 

Zu Nummer 5 

Angaben über die Beteiligung am Erwerbsleben 
usw. liefern Unterlagen über den Umfang und die 
voraussichtliche Weiterentwicklung des Arbeits-
kräftepotentials nach Alter, Geschlecht, Familien-
stand und Staatsangehörigkeit. Diese Grundinfor-
mation ist für vorausschauende Planungen wichtig 
und wird darüber hinaus für internationale Verglei-
che und Analysen benötigt. Vor allem interessieren 
die Erwerbsbeteiligung älterer Arbeitnehmer, Art 
und Umfang der Erwerbstätigkeit von Frauen so-
wie von Jugendlichen und von Ausländern. Die 
Feststellung über Vollzeit- und Teilzeittätigkeit bie-
ten in Verbindung mit den Angaben zu Nummer 1 
die Möglichkeit, Untersuchungen über die Situation 
der Teilzeitbeschäftigten anzustellen (Geschlecht, 
Lebensalter, Familienstand). Diese Angaben gewin-
nen angesichts der wachsenden Bedeutung der 

Teilzeitarbeit auch bei Regionaluntersuchungen zu-
nehmend an Gewicht. Mit der Frage nach der Betei-
ligung am Erwerbsleben wird zugleich festgestellt, 
wie viele Personen arbeitslos oder arbeitsuchend 
sind, wobei nicht vorausgesetzt wird, daß die Betref-
fenden beim Arbeitsamt registriert sind. Die Volks-
und Berufszählung ist die einzige Quelle, die einen 
vollständigen Überblick über das Ausmaß der Ar-
beitslosigkeit gibt. 

Zu Nummer 6 

Die Merkmale betreffen Personen im erwerbsfähi-
gen Alter (15 bis 65 Jahre). Beim höchsten Schulab-
schluß an allgemeinbildenden Schulen wird nach 
„Volksschule, Hauptschule", „Realschule oder 
gleichwertigem Abschluß (z. B. Mittlere Reife)", 
„Hochschulreife (Abitur), Fachhochschulreife" un-
terschieden. Antwortkategorien für die Frage nach 
dem höchsten Abschluß an einer berufsbildenden 
Schule oder Hochschule sind: „Berufsfachschule 
(z. B. Handels-, Verwaltungsschule)", „Fachschule", 
„Fachhochschule (Ingenieurschule, höhere Fach-
schule) und Hochschule (einschließlich Lehreraus-
bildung)". Die Angaben zu Nummer 6 ergänzen die 
in den laufenden Schul- und Hochschulstatistiken 
getroffenen Feststellungen über die in Ausbildung 
befindlichen Personen, die Schulabgänger und die 
Absolventen der Hochschulen. Die Tatbestände 
sind vor allem für die Bildungsplanung, aber auch 
für den Arbeitsmarkt von Bedeutung. Sie liefern 
Grundinformationen für Untersuchungen über Be-
rufseinmündungen von Ausbildungswegen sowie 
über Berufswechsel aufgrund der Angaben über 
den erlernten und ausgeübten Beruf. Darüber hin-
aus geben sie Hinweise zur Ermittlung des Um-
fangs von Ausbildungs- und Fortbildungsmaßnah-
men bei sich abzeichnenden Strukturveränderun-
gen in der Wirtschaft bzw. auf dem Arbeitsmarkt 
und daraus sich ergebenden Anpassungsproble-
men. 

Zu Nummer 7 

Mit  den  auf die Wege zwischen Wohnung und Ar-
beits- bzw. Ausbildungsstätte (Pendelwanderung) 
bezogenen Fragen werden verkehrsmäßige und 
wirtschaftliche Verflechtungen festgestellt. Die Er-
gebnisse dienen der Lösung verkehrsplanerischer 
Fragen, bieten aber auch wesentliche Anhalts-
punkte für die Abgrenzung von Planungsregionen, 
Stadtregionen, Arbeitsmarktregionen, Verkehrsre-
gionen usw. 

Zu Nummer 8 

Die Auswertung der unter Nummer 8 aufgeführten 
Angaben zusammen mit den Angaben über die Aus-
bildung wird die Grundlage für zahlreiche Analysen 
der Erwerbstätigkeit und des Arbeitsmarktes sowie 
für Prognosen und Bedarfsrechnungen sein (vgl. 
A. II. 2. a). 

Zu §6 

Diese Vorschrift enthält das Fragenprogramm für 
die Gebäude- und Wohnungszählung. 
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Zu Absatz 1 

Die Gebäudezählung erfaßt den Gesamtbestand an 
Gebäuden mit Wohnraum nach den wichtigsten 
Merkmalen, die für eine Charakterisierung der ge-
bäudeabhängigen Verhältnisse der zugehörigen 
Wohnungen erforderlich sind. Die Angaben werden 
vom Gebäudeeigentümer oder vom Verwalter (§ 12 
Abs. 1 Nr. 2) erfragt, da nur sie Auskünfte mit der 
notwendigen Zuverlässigkeit geben können. In Ver-
bindung mit den Wohnungsangaben führen die In-
formationen zu Aussagen über die Struktur des 
Wohnungsbestandes nach Gebäudeart, Baualter, öf-
fentlicher Förderung und Eigentümergruppe. 

Untersuchungen zu wohnungspolitischen Maßnah-
men können ohne die Kenntnis der betroffenen 
Fälle nicht zu quantifizierenden Aussagen kommen. 
Das gilt z. B. für die Änderung der Besteuerung der 
Ein- und Zweifamilienhäuser (Gebäudeart), die Be-
urteilung des Ersatz-, Sanierungs- und Modernisie-
rungsbedarfs (Baualter), die Neuorientierung des 
sozialen Wohnungsbaus (öffentliche Förderung) 
oder die Bedeutung und Funktion wohnungswirt-
schaftlicher Unternehmen (Eigentümergruppe). Da 
sich die Wohnungs- und Städtebaupolitik zuneh-
mend an regionalen Besonderheiten orientieren 
muß, wird die Notwendigkeit einer flächendecken-
den Erhebung hier besonders deutlich. 

Zu Absatz 2 

Die unmittelbar wohnungsbezogenen Erhebungs-
merkmale sind auf die Feststellung der Art der 
Nutzung, der Größe und Ausstattung, der Art der 
Beheizung und — bei vermieteten Wohnungen — 
die  Miete gerichtet. Es sind in konzentrierter Form 
die Merkmale, die, in Verbindung mit der Belegung 
der Wohnungen, den erreichten Stand und die Qua-
lität der Wohnungsversorgung erkennen lassen, 
den Grad der Selbstversorgung mit Wohnraum (Ei-
gentumsquote) nachweisen sowie die wichtigsten 
Einflußfaktoren für die Mietpreisbildung berück-
sichtigen. 

Ein Teil der Merkmale dient der problemgerechten 
Untergliederung des Bestandes entsprechend den 
jeweiligen Untersuchungszielen. 

So stehen z. B. die von Personen mit exterritorialem 
Status benutzten Wohnungen der ortsansässigen 
Bevölkerung nicht zur Verfügung. Das gleiche gilt 
für Wohnraum, der für Urlaubs- und Freizeitzwecke 
genutzt wird (Freizeitwohnungen). Er dient nicht 
der Grundversorgung der Bevölkerung, hat jedoch 
Einfluß auf die Infrastruktur der betroffenen Ge-
meinde. Im Zeitpunkt einer Zählung ist dieser 
Wohnraum meist ohne Belegung, aber nicht „leer-
stehend"; seine „Mieten" sind nicht mit den Mieten 
für dauerhafte Nutzungsverhältnisse vergleichbar. 
Diese Sonderfälle würden jede Analyse verfälschen, 
da sie nicht nur gelegentlich, sondern meist örtlich 
oder regional massiert vorkommen. 

In ähnlicher Weise verlangt die Auswertung der 
Mietangaben ein differenziertes Vorgehen beim ört-
lichen und regionalen Vergleich, für die Aufstellung 

und Fortschreibung von Mietspiegeln oder als 
Grundlage für die Wohngeldgesetzgebung: Bereiche 
mit Sonderbedingungen bei der Bildung und Ent-
wicklung der Mieten, die nicht für das allgemeine 
Angebot am Markt gelten, müssen ausgegrenzt 
werden können. Diesem Zweck dienen u. a. die An-
gaben über öffentliche Förderung, Wohndauer (Ein-
zugsjahr des Haushalts), Sondervereinbarungen bei 
der Miete (Ermäßigung oder Wegfall; Dienst-, 
Werks-, Berufs- oder Geschäftsmietwohnung), Frei-
zeitwohnung, Untermieter und Untervermietung so-
wie die Angaben zum Eigentümer bzw. zur Eigentü-
mergruppe (z. B. gemeinnützige Wohnungsunter-
nehmen). Der verwendete Mietbegriff soll Einflüsse 
durch unterschiedliche Abrechnungsgewohnheiten 
möglichst ausschließen und zu in sich vergleichba-
ren Mietangaben führen. So werden die üblichen 
Aufwendungen für öffentliche Leistungen (Kanali-
sation, Straßenreinigung, Müllabfuhr) und für 
Schornsteinreinigung, Treppenhausbeleuchtung 
u. ä. — also die relativ fixen und unvermeidbaren 
Nebenkosten — in die Frage nach der monatlichen 
Miete mit einbezogen, nicht aber die weitgehend 
verbrauchsabhängigen Umlagen für Heizung und 
Warmwasserbereitung. 

Die jährliche Fortschreibung des Wohnungsbestan-
des (für Gemeinden, Länder und Bund) bezieht ei-
nige der erhobenen Merkmale in die Gliederung 
der weitergeführten Bestände mit ein. In Verbin-
dung mit der Bautätigkeitsstatistik können auf 
diese Weise die Gesamtzahl der Wohnungen und 
z. B. auch ihre Größenstruktur auf den jeweils neue-
sten Stand gebracht werden. 

Zu § 7 

Diese Vorschrift enthält das Fragenprogramm der 
Arbeitsstättenzählung 1986. Die Rechtsvorschrift ist 
in mehrere Abschnitte und zwar nach den verschie-
denen Arten von Arbeitsstätten gegliedert. 

Bei der Arbeitsstättenzählung können zur Erleich-
terung des Verfahrens und zur Entlastung der Aus-
kunftspflichtigen Sonderabsprachen zwischen Un-
ternehmensleitung bzw. dem Träger der öffentli-
chen Einrichtungen und den statistischen Ämtern 
über eine zentrale Erfassung der Daten getroffen 
werden. 

Zu Nummer 1 

Die Fragen zur Arbeitsstätte, Niederlassungsart, tä-
tigen Personen und Löhnen und Gehältern werden 
an alle Arbeitsstätten gestellt. Diese Angaben die-
nen zur Identifizierung der Arbeitsstätte. 

Zu Nummer 1 a 

Um die einzelnen Arbeitsstätten regionalen Einhei-
ten richtig zuordnen zu können, werden von jeder 
Arbeitsstätte Gemeinde, Straße und Hausnummer 
erfragt und aus Straße und Hausnummern die 
Blockseite (gemäß § 15 Abs. 4) gebildet. Die Frage 
nach dem Träger der Arbeitsstätte, die sich nur an 
Anstalten oder Einrichtungen von Behörden oder 
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der Sozialversicherung sowie von Kirchen, Verbän-
den oder sonstigen Organisationen richtet, stellt 
klar, ob die Arbeitsstätte in den erwerbswirtschaft-
lichen Sektor der Systematik der Wirtschaftszweige 
oder zu den Bereichen der Organisationen ohne Er-
werbszweck, den Gebietskörperschaften oder der 
Sozialversicherung gehört; Name und Bezeichnung 
der Arbeitsstätte geben darüber nur zum Teil Aus-
kunft. 

Arbeitsstätten, deren Träger nicht zum erwerbs-
wirtschaftlichen Sektor zählen, brauchen nur die 
Fragen nach ihrer ausgeübten Tätigkeit oder ihrem 
Aufgabengebiet, der Eröffnung der Arbeitsstätte, 
den tätigen Personen und den Löhnen und Gehäl-
tern zu beantworten. 

Um die einzelnen Arbeitsstätten wirtschaftssyste-
matisch richtig zuzuordnen, werden in der Arbeits-
stättenzählung differenzierte Angaben über das be-
triebene Gewerbe, die ausgeübte Tätigkeit bzw. das 
Aufgabengebiet jeder Arbeitsstätte erfragt. Für die 
Ermittlung des Wirtschaftszweiges sind von allen in 
der Arbeitsstättenzählung erfaßten Arbeitsstätten 
folgende Sachverhalte zu beschreiben: die herge-
stellten, erzeugten oder gewonnenen Waren, die re-
parierten Waren, die erbrachten Bauleistungen, die 
im Groß- und Einzelhandel gehandelten Waren, die 
vermittelten Waren und Leistungen, die erbrachten 
Transportleistungen, die sonstigen Tätigkeiten und 
Dienstleistungen. Erstreckt sich die Tätigkeit einer 
Arbeitsstätte auf mehrere Wirtschaftsbereiche, so 
ist anzugeben, welche dieser Tätigkeiten über-
wiegt. 

Zum ersten Mal soll in einer Arbeitsstättenzählung 
das Eröffnungsjahr der Arbeitsstätte und der 
Grund der Eröffnung (Neuerrichtung oder Stand-
ortverlagerung) erfragt werden. Für eine wirksame 
Raumordnungs- und regionale Wirtschaftspolitik 
werden Unterlagen über die regionale Verteilung 
und Entwicklung von Neugründungen und über die 
Mobilität nichtlandwirtschaftlicher Arbeitsstätten 
und Unternehmen in Verbindung mit dem Eröff-
nungsjahr benötigt. Die Angaben sind insbesondere 
zur Analyse der seit längerem regional unterschied-
lichen Wirtschaftsentwicklung und der daraus re-
sultierenden unterschiedlichen Arbeits- und Le-
bensbedingungen der Bevölkerung erforderlich. Da 
diese Entwicklung nicht nur in bestimmten Wirt-
schaftsbereichen oder wenigen Teilräumen zu be-
obachten ist, können Angaben aus anderen statisti-
schen Quellen nicht die benötigten Ergebnisse lie-
fern. 

Mit den Angaben über die Niederlassungsart soll 
festgestellt werden, ob es sich bei der einzelnen 
Arbeitsstätte um die einzige Niederlassung, die 
Haupt- oder um eine Zweigniederlassung des Un-
ternehmens handelt. Dieser wichtige Fragenkom-
plex zeigt in erster Linie die Zuordnung der Ar-
beitsstätten zu ihren Unternehmen. In den meisten 
Fällen sind Arbeitsstätten und Unternehmen iden-
tisch, d. h. das Unternehmen besteht nur aus dieser 
einzigen Arbeitsstätte. Als Hauptniederlassung gilt 
die Arbeitsstätte, von der aus das ganze Unterneh-
men geleitet wird. Eine Arbeitsstätte zählt zu den 
Zweigniederlassungen, wenn sie von der Hauptnie-

derlassung räumlich getrennt und rechtlich unselb-
ständig ist. Der Fragebogen trägt in seinem Aufbau 
den unterschiedlichen Niederlassungsarten und de-
ren Auskunftsmöglichkeiten Rechnung. 

Zu Nummer i b 

Die Arbeitsstättenzählung liefert weiterhin wich-
tige Informationen zur Beschäftigungssituation ins-
gesamt und zur Beschäftigungslage bestimmter Ar-
beitnehmergruppen. 

Im einzelnen werden getrennt nach Geschlecht er-
faßt: Tätige Inhaber, unbezahlt mithelfende Famili-
enangehörige, Beamte einschließlich Richter, Ange-
stellte, Facharbeiter, sonstige Arbeiter und Auszu-
bildende. Hierbei werden Gesellen und in der Arbei-
terrentenversicherung versicherte Meister zu den 
Facharbeitern gerechnet. 

Die Daten über Beschäftigte und Auszubildende 
werden außer für die allgemeine Analyse von Be-
schäftigungsfragen vor allem für die Beobachtung 
der Ausbildungsintensität sowie die Ermittlung von 
branchen- und regionalspezifischen Bedarfsschät-
zungen im Ausbildungsbereich benötigt. 

Auch für die Gruppe der ausländischen Arbeitneh-
mer liefert die Arbeitsstättenzählung mit der regio-
nalen wie wirtschaftssystematischen Verteilung der 
Arbeitsplätze wichtige Hinweise auf die Bereiche, 
in denen Integrationsprobleme zu lösen sind oder in 
denen aufgrund eines zu erwartenden Struktur-
wandels mit Anpassungsschwierigkeiten auf dem 
Arbeitsmarkt zu rechnen ist. 

Mit den Angaben über die Zahl der tätigen Perso-
nen nach Stellung im Betrieb und Geschlecht läßt 
sich in tiefer regionaler und wirtschaftssystemati-
scher Gliederung nachweisen, welche Arbeitsplätze 
derzeit von Frauen besetzt sind. Auf der Grundlage 
dieser Daten können gezielte Maßnahmen zum Ab-
bau der Benachteiligung der Frauen am Arbeits-
platz und zur Verbesserung ihrer Berufschancen 
getroffen werden. 

Als weiteres Kriterium zur Beurteilung der Be-
schäftigungslage liefert die Arbeitsstättenzählung 
Angaben über Umfang und Struktur der Teilzeitbe-
schäftigung. Diese Informationen dürften ange-
sichts der Diskussion um die Gestaltung der Ar-
beitszeit, Hinweise darüber geben, in welchen Bran-
chen sich unterschiedliche Formen der Arbeitszeit-
verkürzung (z. B. das Jobsharing als eine Sonder-
form der Arbeitszeitverkürzung) bereits bewährt 
haben. 

Zu Nummer 1 c 

Wie 1970 wird wiederum die Summe der Löhne und 
Gehälter des vorhergehenden Kalenderjahres er-
fragt. Neben den Beschäftigten sind Löhne und Ge-
hälter die wichtigste Information zur Beschreibung 
von Wirtschaftsstrukturen, da sie den größten An-
teil an der Wertschöpfung bilden. Die Arbeitsstät-
tenzählung erfaßt als einzige Statistik nach einheit-
lichen Kriterien für alle Wirtschaftsbereiche mit 
Ausnahme der Landwirtschaft die Löhne und Ge- 
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hälter für ein Jahr. Die Statistiken einzelner Wirt-
schaftsbereiche mit gleicher Fragestellung decken 
lediglich mehr oder minder große Teilbereiche ab; 
die daraus vorliegenden Zahlen sind infolge unter-
schiedlicher Erhebungseinheiten, Abschneidegren-
zen, Systematiken, Zeiträume und Stichtage nur 
eingeschränkt vergleichbar und additionsfähig. 
Auch die Entgeltstatistik der Bundesanstalt für Ar-
beit kann eine Erfragung der Löhne und Gehälter 
in der Arbeitsstättenzählung nicht ersetzen, da dort 
nur die sozialversicherungspflichtigen Lohn- und 
Gehaltsbestandteile der versicherungspflichtig Be-
schäftigten erfaßt werden. Ferner reicht das vorlie-
gende Datenmaterial nicht aus, um den wachsen-
den Bedarf nach kleinräumigen Gliederungen zu 
decken. 

Auf Angaben über Produktionsstandorte in den Ge-
meinden ist auch der Bund im Rahmen der Bundes-
verkehrswegeplanung und des Gesetzes über Fi-
nanzhilfen des Bundes zur Verbesserung der Ver-
kehrsverhältnisse in den Gemeinden angewiesen. 
Die Arbeitsstättenzählung liefert die hierfür erfor-
derlichen Informationen in der Kombination der 
Erhebungsmerkmale Gemeinde, Blockseite, Art der 
ausgeübten Tätigkeit, Eröffnungsjahr, Neuerrich-
tung, Standortverlagerung und Zahl der tätigen 
Personen. Ohne Arbeitsstättenzählung bestehen 
nur unzureichende Erklärungs- und Prognosemög-
lichkeiten für die regionale Entwicklung im Berufs-, 
insbesondere auch im Güterverkehr. 

Zu Nummer 2 

Fragen über die Handwerkseigenschaft und die 
Rechtsform werden nur an einzige Niederlassun-
gen und Hauptniederlassungen gerichtet. 

Zu Nummer 2 a 

Um für das Handwerk neuere Daten bereitzustellen 
— die letzte Handwerkszählung fand 1977 statt —, 
wird die Handwerkseigenschaft erfragt. Eine geson-
derte Darstellung des Handwerks im Rahmen der 
Arbeitsstättenzählung ist von großer Bedeutung, 
weil neue zuverlässige Daten als Entscheidungs-
grundlage für wirtschaftspolitische Maßnahmen 
dringend benötigt werden. Aktuelle Strukturzahlen 
über das Handwerk sind darüber hinaus wichtig für 
die ausreichende Berücksichtigung mittelständi-
scher Belange in der Wirtschafts- und Sozialgesetz-
gebung. Auch aus statistisch-methodischer Sicht ist 
die Feststellung der Handwerkseigenschaft in der 
Arbeitsstättenzählung erforderlich. Neben dem ei-
genständigen Informationsgehalt der Erhebung ist 
zu berücksichtigen, daß die im Handwerk laufend 
durchgeführten, konjunkturpolitisch wichtigen 
Stichprobenerhebungen auf das Material der Ar-
beitsstättenzählung angewiesen sind. Ohne beson-
dere Kennzeichnung des Handwerks wäre eine um-
fassende Handwerkszählung in kürzeren Zeitab-
ständen als bisher erforderlich. 

Zu Nummer 2b 

Die Vielfalt an Rechtsformen und die Rückwirkun-
gen bei deren Änderung auf den Wirtschaftsprozeß 

machen es notwendig, zumindest in größeren Ab-
ständen hierzu ein Strukturbild zu erstellen. Dies 
ist vor allem dann notwendig, wenn politische Maß-
nahmen an die Art der Rechtsform anknüpfen und 
z. B. EG-Vereinbarungen in  nationales  Gesell-
schaftsrecht übernommen werden sollen. 

Zu Nummer 3a 

Die Fragen über tätige Personen, Löhne und Gehäl-
ter und den Schwerpunkt der Tätigkeit für das ge-
samte Unternehmen sowie für die einzelnen Zweig-
niederlassungen des Unternehmens sind von der 
Hauptniederlassung zu beantworten. 

Zu Nummer 3b 

Durch die Erfassung der Eckdaten „Bruttolöhne 
und -gehälter" sowie „Zahl der tätigen Personen" 
für alle Zweigniederlassungen auch bei der Haupt-
niederlassung werden die Voraussetzungen für sog. 
Verflechtungstabellen geschaffen. Sie ermöglichen 
eingehende Analysen der regionalen und wirt-
schaftssystematischen Verflechtungen zwischen 
Unternehmen und ihren Arbeitsstätten und ver-
deutlichen gegenseitig Abhängigkeiten und Stand-
ortprobleme. Die Verknüpfung der Unternehmen 
und Arbeitsstätten erlaubt ferner Untersuchungen 
über die Homogenität und Heterogenität der Mehr-
betriebsunternehmen. 

Zu Nummer 4 

Jede Zweigniederlassung muß zusätzlich für das zu-
gehörige Unternehmen die Gemeinde, die Straße 
und Hausnummer zur Ermittlung der Blockseite 
(§ 15 Abs. 4) sowie den Schwerpunkt der wirtschaft-
lichen Tätigkeit angeben, damit für Zwecke der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen ein 
Nachweis der Arbeitsstätten nach dem Schwer-
punkt der wirtschaftlichen Tätigkeit der Unterneh-
men  möglich ist. 

Zu §8 

Eine flächendeckende Erhebung wie die Volks-, Be-
rufs-, Gebäude-, Wohnungs- und Arbeitsstättenzäh-
lung, die alle Bürger, Haushalte, Wohnungen, Ge-
bäude und Arbeitsstätten einbeziehen soll, ist ohne 
organisatorische Hilfsmittel nicht durchführbar. 
Das an die Ergebnisse gestellte hohe Maß an Ge-
nauigkeit setzt eine vollständige und richtige Erfas-
sung voraus und muß die Möglichkeit für klärende 
Rückfragen beim Auskunftspflichtigen eröffnen. 
Dieses Ziel ist nur erreichbar, wenn eine Befragung 
aller Auskunftspflichtiger erfolgt und sichergestellt 
wird, daß alle in die Erhebung einzubeziehenden 
Personen, Haushalte, Gebäude, Wohnungen und Ar-
beitsstätten auch erfaßt werden. 

Derzeit können die benötigten Hilfsmerkmale — 
wie auch in anderen Ländern üblich und vom Bun

-

desverfassungsgericht ausdrücklich für zulässig er- 
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klärt (BVerfGE 65,1 [57]) — nur durch eine von 
einem Zähler vorzunehmende Begehung des Ge-
meindegebiets zuverlässig ermittelt werden. 

Zu Absatz 1 

Zu Nummern 1 und 2 

Um die Bevölkerung vollständig feststellen und die 
Wohnungs- und Haushaltszugehörigkeit (§ 5 Nr. 1) 
ermitteln zu können, müssen die Namen und An-
schriften der zu erfassenden Personen im Zählbe-
zirk und ihre Wohnungs- und Haushaltszugehörig-
keit festgehalten werden. Der Zähler kann dieser 
Aufgabe, die mit der Austeilung der für die jeweili-
gen Haushalte erforderlichen Anzahl an Erhe-
bungsvordrucken verbunden ist, nur entsprechen, 
wenn er das Recht erhält, jeden, den er antrifft, 
nicht nur nach der Zahl der Haushaltsmitglieder, 
sondern nach den Namen aller Haushaltsmitglieder 
zu befragen. 

Das Bundesverfassungsgericht geht von der Zuläs-
sigkeit eines Verfahrens aus, bei dem der Zähler 
eine Adressenliste anlegt, in der er Namen und An-
schriften der Auskunftspflichtigen festhält, für die 
er Fragebogen ausgeteilt hat (BVerfGE 65, 1 [57]). 

a) Die Kenntnis nur der Anzahl der Haushalts-
mitglieder reicht zur vollständigen und vor al-
lem richtigen Erfassung der Haushalte auch 
deshalb nicht aus, weil den Erhebungsstellen 
und den auswertenden statistischen Ämtern die 
Möglichkeit gegeben werden muß, gezielte 
Rückfragen bei jedem einzelnen auskunfts-
pflichtigen Haushaltsmitglied, ohne Beteiligung 
anderer Haushaltsmitglieder zu stellen. Dieses 
Verfahren ist vor allem dann von Bedeutung, 
wenn ein auskunftspflichtiges Haushaltsmit-
glied die in den Erhebungsvordrucken enthalte-
nen Fragen für sich allein beantwortet (§ 13 
Abs. 3). Die Zugehörigkeit zu einem bestimmten 
Haushalt kann in einem solchen Fall dann nur 
durch die bereits vorhandene Namens- und 
Adressenangabe des Haushalts und aller Haus-
haltsmitglieder festgestellt werden. 

b) Dem Namen der Arbeits- oder Ausbildungsstätte 
kommt eine wichtige Hilfsfunktion bei der Zu-
ordnung der Erwerbstätigen zum Wirtschafts-
zweig (Branche) zu, da hierüber oft nur unge-
naue Angaben gemacht werden. Der Name ist 
aber auch wichtig für die Bestimmung der Ziel-
gebiete von Berufs- und Ausbildungspendlern, 
da den Befragten häufig die Anschrift der Ar-
beits- und Ausbildungsstätte nicht genau be-
kannt ist. In solchen Fällen läßt sich nur über 
den Namen der Arbeits- oder Ausbildungsstätte 
das Zielgebiet eindeutig bestimmen. 

c) Die Frage nach der Zahl der Personen in Ge-
meinschafts- und Anstaltsunterkünften, die dort 
ihre alleinige Wohnung oder Hauptwohnung ha-
ben, soll dem Zähler die Möglichkeit verschaf-
fen, die erforderliche Anzahl an Erhebungsvor-
drucken auszuhändigen. 

Zu Nummer 3 

Die Angabe des Bearbeiters des Fragebogens soll 
zur Erleichterung bei Rückfragen dienen. 

Zu Nummer 4 

Die Angabe der Telefonnummer als Hilfsmerkmal 
soll die Arbeit der Erhebungsstellen bei Rückfragen 
erleichtern. Nach § 12 Abs. 5 ist diese Angabe 
ebenso wie die Benennung des Bearbeiters des Fra-
gebogens nur freiwillig zu erteilen. 

Zu Absatz 2 

Dem Hilfsmerkmal Straße und Hausnummer 
kommt eine besondere Bedeutung bei der Festle-
gung von Blockseiten gemäß § 15 Abs. 4 zu. Das 
Hilfsmerkmal Name der Arbeits- oder Ausbildungs-
stätte nach Absatz 1 Nr. 1 dient neben seiner Eigen-
schaft als Identifikationsmerkmal auch der Über-
prüfung der Zuordnung der Erwerbstätigen zum 
Wirtschaftszweig. 

Zu § 9 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift schreibt die Einrichtung besonderer 
Erhebungsstellen vor, um die statistische Geheim-
haltung der erhobenen Angaben auch während des 
Erhebungsverfahrens zu sichern. Die statistische 
Geheimhaltung ist nach dem Bundesstatistikgesetz 
ein Grundprinzip der Statistik. 

Die Erhebungsstellen, die im Normalfall bei den 
Gemeinden eingerichtet werden, sind von anderen 
Verwaltungsstellen abzuschotten. Sicherzustellen 
ist eine personelle und organisatorische — mög-
lichst auch räumliche Trennung. 

Das Gebot der statistischen Geheimhaltung wird 
zusätzlich verstärkt durch ein Zweckentfremdungs-
verbot. Dieses Verbot, das Gebot der statistischen 
Geheimhaltung und die im öffentlichen Dienst ge-
nerell geltenden Verschwiegenheitspflichten wir-
ken zusammen, um auszuschließen, daß die Erhe-
bungsunterlagen für die Wahrnehmung anderer 
Verwaltungsaufgaben in Anspruch genommen wer-
den. 

Zu Absatz 2 

Die Umsetzung der Anforderungen des Absatzes 1 
ist Angelegenheit der Länder. In einigen Bundes-
ländern bestehen bereits einschlägige Regelungen. 

Zu § 10 

§ 10 sieht den Einsatz ehrenamtlicher Zähler vor 
und regelt die Voraussetzungen der Zählerbestel-
lung sowie wesentliche Rechte und Pflichten der 
Zähler. 
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Zu Absatz 1 

Das Vertrauen des Bürgers in die rechtmäßige und 
ordnungsgemäße Durchführung der Erhebung 
hängt nicht zuletzt von dem Vertrauen ab, das er in 
die Person des Zählers setzt. Deshalb müssen die 
Zähler von den Erhebungsstellen sorgsam ausge-
wählt und schriftlich zur Wahrung des Statistikge-
heimnisses verpflichtet werden. 

Zu Absatz 2 

Die Verpflichtung jedes Deutschen vom vollendeten 
18. Lebensjahres an zur Übernahme der ehrenamt-
lichen Zählertätigkeit ist im Hinblick auf die große 
Anzahl der bei der Durchführung des Gesetzes er-
forderlichen Zähler (rd. 500 000) notwendig. 

Eine Befreiung von der Zählertätigkeit kann nur 
erfolgen, wenn die vorgetragenen Gründe so 
schwerwiegend sind, daß eine Erfüllung dieser 
staatsbürgerlichen Pflicht unzumutbar erscheint. 
Es muß deshalb glaubhaft gemacht werden, daß die 
Zählertätigkeit wegen Krankheit oder Gebrechen, 
aus dringenden beruflichen Gründen oder einem 
ähnlich wichtigen Grund nicht oder nicht ordnungs-
gemäß möglich ist. 

Zu Absatz 3 

Die in Absatz 3 genannten Dienststellen sind ver-
pflichtet, den Erhebungsstellen auf Anforderung je-
den für eine Zählertätigkeit in Betracht kommen-
den Bediensteten zu benennen. Da grundsätzlich 
jeder Deutsche zur Übernahme der Zählertätigkeit 
verpflichtet ist (§ 10 Abs. 2), kommt es nicht darauf 
an, ob der von der Dienststelle zu Benennende von 
sich aus bereit ist, eine Zählertätigkeit zu überneh-
men. 

Die Benennungspflicht gegenüber den Erhebungs-
stellen ist Amtshilfe, bei der u. a. zu berücksichtigen 
ist, ob durch die Feststellung von Bediensteten als 
Zähler lebenswichtige Tätigkeiten öffentlicher 
Dienste unterbrochen würden. Die endgültige Aus-
wahl der Zähler obliegt den Erhebungsstellen. 

Da ein erheblicher Teil der Auskunftspflichtigen 
tagsüber nicht anzutreffen ist, wird die Zählertätig-
keit in der Regel außerhalb der üblichen Dienstzeit 
stattfinden. Soweit innerhalb der Dienstzeit den 
Zählern Gelegenheit gegeben wird, ihrer Tätigkeit 
nachzukommen, führt der Ausfall der Arbeitslei-
stung zu keinen Erstattungsansprüchen gegenüber 
dem Bund oder den Ländern. Es handelt sich um 
Leistungen, die von allen Behörden, einschließlich 
der Betriebsverwaltungen von Bahn und Post, und 
von allen privaten Arbeitgebern unentgeltlich zu er-
bringen sind. 

Zu Absatz 4 

Um das Vertrauen der Befragten in die Anonymität 
der Erhebung und damit ihre Auskunftsbereit-
schaft nicht zu beeinträchtigen, sollen Zähler nicht 
in der Nachbarschaft ihrer eigenen Wohnung einge-

setzt werden. Auch bei Befolgung dieses Gebotes ist 
es in der Zählungspraxis nicht auszuschließen, daß 
der Zähler einem Auskunftspflichtigen bekannt ist. 
In solchen Fällen kommt der Befugnis des Betroffe-
nen, dem Zähler die ausgefüllten Erhebungsvor-
drucke in verschlossenem Umschlag auszuhändi-
gen oder direkt der Erhebungsstelle zu übermitteln, 
besondere Bedeutung zu. Von einer Zählerbestel-
lung soll zudem bei den Personen abgesehen wer-
den, bei denen aufgrund ihrer beruflichen Tätigkeit 
oder aus anderen Gründen mit Interessenkonflik-
ten zu rechnen ist. Solche Interessenkonflikte 
könnten insbesondere bei Polizei- und Finanzbeam-
ten auftreten. 

Es besteht kein Anspruch des Auskunftspflichtigen, 
von einem bestimmten Zähler aufgesucht zu wer-
den. Darum ist es z. B. zulässig, daß bei Wehrdienst-
leistenden der Zähler der Standortgemeinde den 
Wehrdienstleistenden in der Kaserne aufsucht und 
ihm den für seine Heimatgemeinde auszufüllenden 
Fragebogen vorlegt sowie die nach Absatz 6 zulässi-
gen Angaben erfragt. 

Zu Absatz 5 

Der Zähler muß in seine Aufgaben eingewiesen und 
entsprechend angeleitet werden; er muß beachten, 
was für eine ordnungsgemäße Durchführung der 
Zählung erforderlich ist. In diesem Rahmen unter-
liegt er einem Weisungsrecht der Erhebungsstelle. 
Zur Unterrichtung der Zähler werden Schulungen 
durchgeführt, in denen die Zähler über ihre Aufga-
ben, Befugnisse und Pflichten im einzelnen unter-
wiesen werden. 

Zu Absatz 6 

Absatz 6 bildet die Grundlage für die Erstellung der 
Adressen- und Regionallisten durch den Zähler, die 
Voraussetzung für die ordnungsgemäße Durchfüh-
rung der gesamten Zählung sind (vgl. Anm. zu § 13 
Abs. 1 Buchstabe b). Nur auf diese Erhebungsvor-
drucke erstreckt sich die Berechtigung des Zählers, 
die Eintragung selbst vorzunehmen. 

In die von den vorstehenden Erhebungsvordrucken 
zu unterscheidenden Fragebogen (vgl. Anm. zu § 13 
Abs. 1 Buchstabe a) kann der Zähler Eintragungen 
vornehmen, wenn und soweit die Auskunftspflichti-
gen damit einverstanden sind oder dies wünschen. 

Zu Absatz 7 

Durch die Bestimmungen der Verwaltungsverfah-
rensgesetze der Länder über ehrenamtliche Tätig-
keit wird u. a. klargestellt, daß der Zähler — auch 
nach Beendigung seiner Zählertätigkeit — über die 
ihm dabei, also auch gelegentlich der Tätigkeit, be-
kanntgewordenen Angelegenheiten Verschwiegen-
heit zu wahren hat. 

Die Belehrung der Zähler über ihre Rechte und 
Pflichten erstreckt sich nicht nur auf die Regelun-
gen der Verwaltungsverfahrensgesetze, sondern er-
faßt darüber hinaus die Rechte und Pflichten be- 
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gründenden Normen des Bundesstatistikgesetzes 
und des vorliegenden Gesetzes. 

Zu § 11 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift sieht vor, daß die Meldebehörden 
den Erhebungsstellen einige wenige Identifika-
tionsdaten aus dem Melderegister übermitteln. Die 
Kenntnis dieser Daten ist für die Erhebungsstellen 
zur organisatorischen Vorbereitung und Durchfüh-
rung der Zählung unabdingbar. Die Daten ermögli-
chen es dem Zähler überhaupt erst, den auskunfts-
pflichtigen Einwohner aufzufinden. Die Kenntnis 
der Staatsangehörigkeit ist erforderlich, da es sich 
als unumgänglich erwiesen hat, für überwiegend 
mit Ausländern bewohnte Bezirke Zähler mit ent-
sprechenden Sprachkenntnissen einzusetzen bzw. 
Übersetzungshilfen bereitzuhalten. Hierfür ist es 
erforderlich, über die in § 5 Nr. 2 aufgeführten 
Staatsangehörigkeiten hinaus Angaben über die 
sonstigen Staatsangehörigkeiten zu übermitteln. 

Zu Absatz 2 

Für die Durchführung der Gebäudezählung ist es 
erforderlich, daß den Erhebungsstellen die Namen 
und Anschriften der Auskunftspflichtigen gemäß 
§ 12 Abs. 1 Nr. 2 bekannt sind. Da diese Personen 
häufig nicht in den jeweiligen Gebäuden wohnen, 
können sie durch Begehung der Gebäude nicht im-
mer festgestellt werden. In den Melderegistern sind 
die erforderlichen Angaben ebenfalls nicht vorhan-
den, so daß gemäß Absatz 2 die für die Grundsteuer 
zuständigen Stellen verpflichtet worden sind, diese 
Angaben mitzuteilen. 

Zu § 12 

Die Vorschrift bestimmt die Personen, die verpflich-
tet sind, zu den Erhebungsmerkmalen und Hilfs-
merkmalen der Zählung Auskunft zu erteilen. Der 
betroffene Personenkreis ist jeweils für die einzel-
nen Zählungsteile festgelegt. 

Zu Absatz 1 

Zu Nummer 1 

Leben in einem Haushalt Minderjährige oder voll-
jährige Personen, die wegen einer Behinderung 
nicht Auskunft geben können, so unterliegen sie 
keiner eigenen Auskunftspflicht. Die Angaben über 
diese Personen können von Vertrauenspersonen ge-
macht werden. Werden von einer Vertrauensperson 
keine Auskünfte erteilt, so ist jedes andere aus-
kunftspflichtige, in der Regel volljährige Haushalts-
mitglied auskunftspflichtig. Die Auskunftspflicht 
für Dritte erstreckt sich nur auf die dem Auskunfts-
pflichtigen bekannten Sachverhalte. 

Besondere Regelungen gelten für Gemeinschafts- 
und Anstaltsunterkünfte. Für das Hilfsmerkmal 

„bei Gemeinschafts- und Anstaltsunterkünften Zahl 
der Personen, die dort ihre alleinige Wohnung ha-
ben" (§ 8 Abs. 1 Nr. 1) sowie für die Gesamtzahl der 
Personen (§ 5 Nr. 1) ist der Leiter der Einrichtung 
auskunftspflichtig. Darüber hinaus ist er auch für 
die Personen auskunftspflichtig, die wegen einer 
Behinderung oder wegen Minderjährigkeit selbst 
nicht Auskunft geben können und für die keine 
Auskünfte durch eine Vertrauensperson erteilt wer-
den. Auch hier erstreckt sich die Auskunftspflicht 
lediglich auf die dem Leiter bekannten Sachverhal-
te. 

Zu Nummer 2 

Bei der Gebäudezählung sind Eigentümer und Ver-
walter auskunftspflichtig. Die Auskunftspflicht be-
steht auch im Hinblick auf Rückfragen, die wegen 
der vorgezogenen Gebäudezählung nach dem Zäh-
lungsstichtag notwendig werden. 

Zu Nummer 3 

Bei der Wohnungszählung sind zunächst die Inha-
ber der Wohnung auskunftspflichtig. Dies sind in 
der Regel die Eigentümer oder Mieter. Wenn von 
einem Wohnungsinhaber keine Auskünfte erlangt 
werden können, z. B. auch bei Leerstehen der Woh-
nung, fällt die Auskunftspflicht auf den Wohnungs-
oder Gebäudeeigentümer bzw. den Verwalter. 

Zu Absatz 2 

In diesem Absatz wird ausdrücklich festgelegt, daß 
Personen, die im Wege von Wiederholungsbefra-
gungen nach § 1 Abs. 3 ein zweites Mal befragt wer-
den, auch im Hinblick auf die Wiederholungsbefra-
gung auskunftspflichtig sind. 

Zu Absatz 3 

Haben Personen mehrere Wohnungen, so sind sie 
verpflichtet, für jede Wohnung Auskunft zu geben. 
Eine Ausnahme gilt für Personen in Gemein-
schafts- und Anstaltsunterkünften ohne eigene 
Haushaltsführung. Sie sind auskunftspflichtig nur 
für die Wohnung außerhalb der Unterkunft. Die 
Pflicht zur mehrmaligen Auskunftserteilung er-
streckt sich dabei auf alle Teile der Volks-, Berufs-, 
Gebäude- und Wohnungszählung. 

Zu Absatz 4 

Ohne gesetzliche Anordnung der im öffentlichen In-
teresse gebotenen sofortigen Vollziehbarkeit der 
Aufforderung zur Auskunftserteilung sind vollstän-
dige und aktuelle Ergebnisse zum Zählungsstichtag 
nicht zu erhalten. 

Zu § 13 

Bei einer Volkszählung, bei der alle Volljährigen 
oder auch Minderjährigen, soweit sie einen eigenen 
Haushalt führen, angesprochen werden, kommt den 
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Erhebungsvordrucken besondere Bedeutung zu. 
Ihre organisatorische und inhaltliche Ausgestal-
tung hat maßgeblichen Einfluß auf die Vollständig-
keit und Qualität der erhobenen Angaben und nicht 
zuletzt auf die Vollzähligkeit der Erfassung. Durch 
eine ansprechende und zweckmäßige Gestaltung 
der Erhebungsvordrucke können die Bereitwillig-
keit der Bevölkerung zur Mitarbeit gefördert und 
Antwortausfälle reduziert werden. Die Gestaltung 
der Erhebungsvordrucke ist Aufgabe der statisti-
schen Ämter des Bundes und der Länder (vgl. im 
einzelnen Anlage zu dieser Begründung). 

Organisationspapiere, Adressenliste und Regio-
nalliste vorgesehen. 

Die Adressenliste hat der Zähler als Leitpapier 
zu führen. Sie gibt ihm einen Überblick über sei-
nen Zählbezirk und die verteilten und empfan-
genen Fragebogen. 

Die Regionalliste bildet — bezogen auf einen 
Zählbezirk — die organisatorische Grundlage 
für die Arbeiten in den Erhebungsstellen und in 
den statistischen Ämtern der Länder. 

Zu Absatz 2 
Zu Absatz 1 

Um mögliche Zweifel auszuschließen, gestattet 
diese Vorschrift die maschinenlesbare Gestaltung 
der Erhebungsvordrucke. 

Durch Absatz 1 Satz 2 ist in Verbindung mit der 
konkreten Fassung der Erhebungsmerkmale si-
chergestellt, daß keine Fragen über persönliche und 
sachliche Verhältnisse in den Erhebungsvordruk-
ken enthalten sind, die über die Merkmale nach §§ 5 
bis 8 hinausgehen. 

Für die Zählung werden mehrere Erhebungsvor-
drucke verwandt, die teilweise vom Auskunfts-
pflichtigen und teilweise vom Zähler auszufüllen 
sind. 

a) Zur Ausfüllung durch den Auskunftspflichtigen 
sind folgende Erhebungsvordrucke vorgesehen: 

Personenbogen und Wohnungsbogen mit Haus-
haltsmantelbogen, Bogen für die Gebäudevorer-
hebung und Arbeitsstättenbogen. 

Personenbogen und Wohnungsbogen enthalten 
ausschließlich die in den §§ 5 und 6 angeordne-
ten, auf das einzelne Gebäude und die einzelne 
Wohnung sowie die einzelne Person bezogenen 
Erhebungsmerkmale. Der Herstellung des haus-
haltsmäßigen Zusammenhangs im Hinblick auf 
die einzelnen Personenbogen dient der Haus-
haltsmantelbogen. Er enthält neben der An-
schrift des Haushalts ein Verzeichnis aller zum 
Haushalt gehörenden Personen. 

Der Personenbogen sieht nicht nur die Erhe-
bungsmerkmale des § 5 vor, sondern auch die 
Angabe des Hilfsmerkmals Name der Arbeits- 
oder Ausbildungsstätte. 

Die Aufnahme dieses Hilfsmerkmals in den Per-
sonenbogen erfolgt aus aufbereitungstechni-
schen Gründen. Da diese Angabe auch zur ein-
deutigen Zuordnung zum Wirtschaftszweig 
(Branche) benötigt wird, soll sie in engem Zu-
sammenhang mit den weiteren, die Zugehörig-
keit zu einem bestimmten Wirtschaftszweig 
klassifizierenden Fragen erhoben werden. Im 
Hinblick auf diese besondere Funktion erfährt 
dieses Hilfsmerkmal nicht nur bei der Gestal-
tung der Erhebungsvordrucke, sondern auch bei 
den Trennungs- und Löschungsvorschriften eine 
besondere Behandlung. 

b) Als Erhebungsvordrucke, die den Auskunfts-
pflichtigen nicht ausgehändigt werden, sind als 

Die Wahlmöglichkeit besteht nicht für die in § 10 
Abs. 6 aufgeführten Merkmale. Um die vollständige 
und richtige Erfassung sicherzustellen, hat der Zäh-
ler das Recht, die hierfür erforderlichen Daten vom 
Auskunftspflichtigen zu erfragen. 

Zu Absatz 4 

Die Vorschrift über Portokosten entspricht der in 
§ 10 Abs. 3 BStatG getroffenen Kostenregelung. Da-
nach sind solche Kosten vom Auskunftspflichtigen 
zu tragen. Im Volkszählungsgesetz-Urteil wird auf 
§ 10 Abs. 3 BStatG ausdrücklich und ohne jede Ein-
schränkung verwiesen. Die verfassungsrechtliche 
Zulässigkeit dieser Kostentragungspflicht auch im 
Bereich der Volkszählung kann daher nicht in 
Frage gestellt werden. 

Zu § 14 

Angaben, die zu statistischen Zwecken erhoben 
werden, unterliegen der statistischen Geheimhal-
tung nach dem Bundesstatistikgesetz. Danach dür-
fen Einzelangaben von den statistischen Ämtern an 
Dritte nur übermittelt werden, wenn sie dem Aus-
kunftspflichtigen oder Betroffenen nicht mehr zu-
zuordnen sind. 

Zu Absatz 1 

Zulässig ist eine Übermittlung von nicht anonymi-
sierten Einzelangaben an Gemeinden und Gemein-
deverbände für eigene statistische Aufbereitungen, 
soweit die statistischen Ämter der Länder entspre-
chende Aufbereitungen nicht selbst durchführen 
können. 

Darüber hinaus unterliegt die Übermittlung nach 
Absatz 1 weiteren gravierenden Beschränkungen. 
Unerläßlich ist nach dem Volkszählungsgesetz-Ur-
teil die Trennung der Kommunalstatistik von ande-
ren Aufgaben der Gemeinden und ihrer Verbände 
(informationelle Gewaltenteilung, BVerfGE 65, 1 
[69]). Die zum Schutz des Persönlichkeitsrechts ge-
botenen Vorkehrungen müssen bei den statisti-
schen Stellen der Gemeinden durch Organisation 
und Verfahren in gleicher Weise sichergestellt sein, 
wie bei den statistischen Ämtern des Bundes und 
der Länder (BVerfGE 65, 1 [61]). Die Sicherstellung 
dieser Voraussetzung muß durch Landesrecht erfol-
gen. 
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Eine Sonderregelung gilt für die Gliederungseinhei-
ten Blockseite nach § 15 Abs. 4 Satz 3. Sie sind 4 
Jahre nach der Zählung zu löschen und dürfen, so-
weit sie Einzelangaben enthalten, die dem Aus-
kunftspflichtigen oder Betroffenen zuzuordnen 
sind, auch in tabellarischer Form nur weitergege-
ben werden, wenn sie zu höheren Einheiten aggre-
giert worden sind. 

Zu Absatz 2 

Das Zweckentfremdungsverbot schließt noch ein-
mal ausdrücklich aus, daß die nach Absatz 1 über-
mittelten Einzelangaben außerhalb des statisti-
schen Bereichs zu Zwecken des Verwaltungsvollzu-
ges und hierdurch eventuell zum Nachteil des Be-
troffenen verwendet werden. 

Zu Absatz 3 

Die Aufzeichnungspflicht für die statistischen Äm-
ter soll einerseits eine effektive Kontrolle durch die 
Datenschutzbeauftragten über die Einhaltung der 
Übermittlungsvorschriften gewährleisten, anderer-
seits dem betroffenen Bürger die Verfolgung seiner 
Rechte erleichtern, wenn er sich gegen eine Über-
mittlung seiner Daten wenden will. 

Zu Absatz 4 

Eine Veröffentlichung von Einzelangaben ist ledig-
lich aus der Arbeitsstättenzählung möglich, wobei 
auch hier Einschränkungen festgelegt sind, die ei-
nen weitgehenden Schutz gewährleisten. So kann 
die Veröffentlichung nur im Rahmen statistischer 
Ergebnisse (Tabellen) erfolgen. Ferner dürfen diese 
Tabellen nur bis zur Gemeindeebene gegliedert 
sein. Dies hat zur Folge, daß zuordenbare Einzelan-
gaben (Hauptfälle sind die mit einer „1" besetzten 
Tabellenfelder) nur in wenigen Fällen auftreten. 

Zu § 15 

Zur Sicherung des Datenschutzes enthält die Vor-
schrift Trennungs- und Löschungspflichten. Ange-
strebt wird die frühzeitige Trennung der eine Iden-
tifizierung ermöglichenden Hilfsmerkmale von den 
Erhebungsmerkmalen. 

Zu Absatz 1 

Mit der Verpflichtung zur Trennung und gesonder-
ten Aufbewahrung wird den Vorstellungen des Bun-
desverfassungsgerichts entsprochen. Aus aufberei-
tungstechnischen Gründen sind für die Hilfsmerk-
male Straße, Hausnummer und Name der Arbeits- 
und Ausbildungsstätte gemäß § 8 Abs. 1 Nr. 1 sowie 
Name, Bezeichnung von Unternehmen und Arbeits-
stätten sowie Straße und Hausnummer gemäß § 8 
Abs. 1 Nr. 3 Sonderregelungen getroffen. Das Hilfs-
merkmal Name der Arbeits- und Ausbildungsstätte 
gemäß § 8 Abs. 1 Nr. 1 ist Bestandteil des lesefähi-
gen Personenbogens und kann aus technischen 
Gründen nicht abgetrennt werden. Es wird jedoch 

nicht auf die für die maschinelle Weiterverarbei-
tung bestimmten Datenträger übernommen und 
entsprechend der Bestimmung in Absatz 2 vernich-
tet. Von den Hilfsmerkmalen nach § 8 Abs. 1 Nr. 3 
werden nur Straße und Hausnummer gemeinsam 
mit den Erhebungsmerkmalen auf die für die ma-
schinelle Weiterverarbeitung bestimmten Datenträ-
ger übernommen. Ihre Nutzung nach § 15 Abs. 5 
bleibt unberührt. 

Die Vorschrift stellt mit ihrem Gebot zur Trennung 
und gesonderten Aufbewahrung auf den Zeitpunkt 
der Durchführung der Eingangskontrollen ab. Vor 
der Übernahme der Daten auf die für die maschi-
nelle Weiterverarbeitung bestimmten Datenträger 
wird von den statistischen Ämtern der Länder über-
prüft, ob die Erhebung von den Erhebungsstellen 
ordnungsgemäß durchgeführt worden ist, d. h. ob 
die Erhebungsvordrucke vollzählig sind. 

Damit verbunden ist die Kontrolle der richtigen 
Ausfüllung der Erhebungsvordrucke. Wegen even-
tueller Rückfragen bei den Erhebungsstellen oder 
dem Auskunftspflichtigen ist somit eine Trennung 
der Hilfsmerkmale von den Erhebungsmerkmalen 
zu einem früheren Zeitpunkt nicht möglich. 

Zu Absatz 2 

Alle Erhebungsvordrucke werden gemeindeweise 
grundsätzlich zum frühestmöglichen Zeitpunkt ver-
nichtet, unbeschadet der Regelungen in den Absät-
zen 4 und 5. 

Die Anbindung des spätesten Löschungszeitpunk-
tes an die Feststellung der amtlichen Bevölkerungs-
zahl durch die statistischen Ämter ist geboten, weil 
ihnen die Beweislast für die von ihnen nachgewie-
senen Ergebnisse obliegt. Die amtliche Bevölke-
rungszahl liegt erst dann vor, wenn der Bescheid 
bestandskräftig, d.. h. durch Rechtsbehelfe nicht 
mehr angreifbar ist. 

Zu Absatz 3 

Eine Löschung der aufgeführten Nummern kann 
erst erfolgen, wenn für die statistische Aufberei-
tung feststeht, welche Wohnungen zu einem Ge-
bäude gehören, welche Haushalte in einer Woh-
nung leben und aus wie vielen Personen sich ein 
Haushalt zusammensetzt. Die statistischen Ämter 
sind gehalten, diese Zusammenhänge so schnell wie 
möglich herzustellen. Für die statistische Auswer-
tung ist es unabdingbar, daß die Zusammenhänge 
auch auf Dauer erhalten bleiben. Deshalb sieht Ab-
satz 3 vor, daß die einen Rückgriff auf die identifi-
zierenden Hilfsmerkmale und Ordnungsnummern 
ermöglichenden Nummern, vor allem die Nummern 
der Personen- und Wohnungsbogen, gelöscht und 
durch andere, verfremdete Nummern ersetzt wer-
den. 

Zu Absatz 4 

Nach Satz 1 dürfen die Hilfsmerkmale Straße und 
Hausnummer zusammen mit den Erhebungsmerk- 
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malen auf die für die maschinelle Weiterverarbei-
tung bestimmten Datenträger übernommen wer-
den. Die Hilfsmerkmale werden zur kleinräumigen 
Gliederung benötigt und erst dann gelöscht, wenn 
dieser Vorgang abgeschlossen ist. 

Aus datenschutzrechtlichen Gründen ist die klein-
ste regionale Einheit für die statistische Verwen-
dung der Volkszählungsergebnisse die Blockseite. 
Sie umfaßt in der Regel mehrere Gebäude und eine 
Vielzahl von Wohnungen, Haushalten und Perso-
nen. Sie stellt damit eine Aggregation von mehre-
ren Hausnummern dar und erlaubt grundsätzlich 
keine Rückschlüsse auf die Einzelperson, da der sie 
betreffende Adressenbezug entfallen ist. Um dem 
Ausnahmefall vorzubeugen, daß die Blockseite Ein-
zelangaben erkennen läßt, die dem Auskunfts-
pflichtigen oder Betroffenen zuzuordnen sind, 
wurde eine Löschungsverpflichtung der statisti-
schen Ämter der Länder eingeführt. Damit verbun-
den ist auch eine besondere Anonymisierungs-
pflicht der statistischen Ämter der Länder bei der 
Erstellung statistischer Ergebnisse, die zur Weiter-
gabe oder Veröffentlichung bestimmt sind. 

Der Bedarf des Bundes und der Länder an kleinräu-
migen Ergebnissen hat in den letzten Jahren stark 
zugenommen. Er orientiert sich u. a. an dem Daten-
bedarf für Zwecke der regionalen Strukturpolitik 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" (Arti-
kel 91 a Abs. 1 Nr. 2 GG) sowie am Datenbedarf für 
Analyse und Abgrenzung u. a von Fördergebieten, 
für die Raumordnungspolitik, für regional differen-
zierte Arbeitsmarkt-, Wohnungs- und Sozialpolitik, 
Bildungs- und Verkehrspolitik. 

Zu Absatz 5 

Die Daten der Volkszählung werden von den sta-
tistischen Ämtern innerhalb ihres abgeschotteten 
Arbeitsbereichs auch für nachgehende auf Stich-
probenbasis beruhende statistische Erhebungen be-
nötigt. Die Datennutzung führt im Ergebnis zur 
Einschränkung des Umfangs statistischer Erhebun-
gen und damit zur Entlastung des Bürgers von sta-
tistischen Auskunftsverpflichtungen. 

Für Bevölkerungsstichproben und für Gebäude- 
und Wohnungsstichproben mit unterschiedlichen 
Auswahlsätzen dürfen aus dem Gesamtdatenbe-
stand der in Absatz 5 genannten Merkmale bundes-
weit Auswahlbezirke gebildet werden, um Stichpro-
ben ziehen zu können. Nur 20 v. H. der Auswahlbe-
zirke dürfen für die Stichproben genutzt werden. 
Damit werden zugleich die für die Ziehung von 
Stichproben zugelassenen Merkmale (Absatz 5 
Satz 1) zahlenmäßig begrenzt. Die Hilfsmerkmale 
Straße und Hausnummer enthalten bei dieser Re-
gelung keine personenbezogenen Angaben über 
persönliche oder sachliche Verhältnisse mehr, da 
sie aus dem ggf. einen Rückgriff ermöglichenden 
Zusammenhang mit den Erhebungsmerkmalen 
herausgelöst werden. Sie haben damit ihre Eigen-
schaft als Identifikationsmerkmal verloren. Für die 
Festlegung der Auswahlbezirke von 20 v. H. ist ein 
Zeitraum von 3 Jahren nach dem Stichtag der 

Volkszählung dadurch vorgegeben, daß die nicht be-
nötigten 80 v. H. der Auswahlbezirke spätestens 
nach Ablauf dieses Zeitraums zu löschen sind. Die 
Löschungsfristen der für die Stichprobenerhebun-
gen ausgewählten Merkmale für die Auswahlbe-
zirke von 20 v. H. richten sich jeweils nach dem 
Zeitpunkt der Zweckerfüllung, die dann eintritt, 
wenn ein Auswahlbezirk aus der Stichprobenerhe-
bung durch Rotation (Austausch von Auskunftsein-
heiten) ausscheidet. 

Zur weiteren Verwendung für Wirtschafts-, Lohn-
und Umweltstatistiken sowie zur Aktualisierung 
der Kartei im Produzierenden Gewerbe dürfen aus 
der Arbeitsstättenzählung jeweils für Unternehmen 
und Arbeitsstätten bestimmte Hilfs- und Erhe-
bungsmerkmale genutzt werden. 

Bei den Wirtschafts-, Lohn- und Umweltstatistiken 
handelt es sich vor allem um Erhebungen, die ins-
besondere in den folgenden Rechtsvorschriften ge-
regelt sind: 

— Gesetz über die Kostenstrukturstatistik vom 
12. Mai 1959 (einschl. Änderungen) 

— Gesetz über die Lohnstatistik vom 18. Mai 1956 
(einschl. Änderungen) 

— Gesetz über Umweltstatistiken vom 15. August 
1974 in der Fassung vom 14. Mai 1980 

— Arbeitskostenerhebung im Produzierenden Ge-
werbe, im Groß- und Einzelhandel sowie im 
Bank- und Versicherungsgewerbe (zuletzt auf-
grund der Verordnung [EWG] 3149/83 des Rates 
vom 4. November 1983 durchgeführt). 

Die Kartei im Produzierenden Gewerbe nach § 12 
des Gesetzes über die Statistik im Produzierenden 
Gewerbe steuert und organisiert die technischen 
Abläufe für alle Statistiken des Produzierenden Ge-
werbes und ist somit Kernstück dieses gesamten 
Systems. Sie trägt in hohem Maße zur Entlastung 
von Betrieben und Unternehmen und zur rationel-
len Gestaltung von Arbeitsabläufen in den statisti-
schen Ämtern bei. Die Kartei bewerkstelligt aber 
nicht nur den organisatorisch-technischen Ablauf 
der Erhebungen und deren Ergebniserstellung 
selbst, sondern wirkt sich indirekt gleichzeitig auf 
die Projekte aus, in denen Statistiken des Produzie-
renden Gewerbes weiterverarbeitet werden (Auf-
tragseingangs-, Umsatz- und Produktionsindizes, 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen). 

Zur Durchführung der statistischen Erhebungen 
muß nicht nur auf die Regionalangaben, sondern 
auch auf die Hilfsmerkmale Name und Bezeich-
nung zurückgegriffen werden. Für die auf der Ar-
beitsstättenzählung basierenden Erhebungen kann 
auch keine bestimmte Auswahl vorab getroffen 
werden. Mit Ausnahme der zur Aktualisierung der 
Kartei im Produzierenden Gewerbe benötigten Da-
ten ist dieser Datenbestand gesondert aufzubewah-
ren und spätestens 6 Jahre nach dem Stichtag der 
Volkszählung zu löschen. 

Die im Gesetz angeordnete Aufzeichnungspflicht 
für die jeweiligen Löschungen erhöht zugleich die 

 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/2814 

Effektivität der nach den Datenschutzgesetzen des 
Bundes und der Länder vorgesehenen Kontroll-
rechte der Datenschutzbeauftragten. 

Zu Absatz 6 

Die statistischen Ämter müssen in der Lage sein, 
Vollzähligkeits- und Richtigkeitsprüfungen bei der 
Feststellung der amtlichen Bevölkerungszahl der 
Gemeinden durchzuführen. Daher müssen ihnen 
die hierfür erforderlichen Unterlagen zur Verfü-
gung gestellt werden. 

Durch die Weiterleitung der Melderegisterauszüge 
an die statistischen Ämter wird zudem sicherge-
stellt, daß kein bei der Erhebung verwendetes Ma-
terial bei den Erhebungsstellen verbleibt. 

Zu § 16 

Die Vorschrift ordnet ausdrücklich eine schriftliche 
Belehrung der auskunftspflichtigen Bürger über 
die Elemente der Zählungen an. Hierdurch soll das 
Vertrauen des Betroffenen in den Schutz seiner Da-
ten gestärkt und seine Bereitschaft, bei der Zählung 
mitzuwirken, gefördert werden. 

Zu § 17 

Diese Vorschrift sieht wie bei früheren Volkszäh-
lungen eine Beteiligung des Bundes an den Kosten 
der Länder und Gemeinden vor. 

Als Finanzzuweisung sind 2,50 DM je Einwohner 
vorgesehen, die in drei Teilbeträgen 1986, 1987, und 
1988 zu zahlen sind. Maßgebend ist die Bevölkerung 
am Ort der Hauptwohnung. Die Teilbeträge für 1986 
und 1987 werden aufgrund der zum 31. Dezember 
1985 fortgeschriebenen Bevölkerung gezahlt, da die 
Feststellung der amtlichen Bevölkerungszahl zum 
Stichtag der Zählung erst zu einem wesentlich spä-
teren Zeitpunkt vorliegt. Die Mittel von insgesamt 
150 Mio. DM sind in der Finanzplanung der Jahre 
1986 bis 1988 vorgesehen. 

Zu § 18 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 19 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Geset-
zes und das Außerkrafttreten des Volkszählungsge-
setzes 1983. 

C. Kosten 

Die Kosten der Volks-, Berufs-, Gebäude-, Woh-
nungs- und Arbeitsstättenzählung sind nach einer 
mit den Statistischen Landesämtern und der Bun-
desvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 

abgestimmten Kalkulation des Statistischen Bun-
desamtes mit 545,4 Mio. DM (Kostenstand 1984) zu 
veranschlagen: 

Von diesem Betrag entfallen 

auf den Bund 	 30,1 Mio. DM 
auf die Länder 	 305,3 Mio. DM 
auf die Gemeinden 	 210,0 Mio. DM 

Die o. a. Gesamtkosten verteilen sich auf persönli-
che und sächliche Kosten wie folgt (in 1 000 DM): 

persön- säch- 
liche liche zusam- 

Bereich men 
Kosten 

in 1 000 DM 

Statistisches 
Bundesamt 	 23 930 6 170 30 100 

Statistische 
Landesämter 	 228 060 77 260 305 320 

zusammen . 	 251 990 83 430 335 420 

Kosten der Gemeinden — — 210 000 

insgesamt . 	 — — 545 420 

Die dem Statistischen Bundesamt entstehenden 
Kosten (30,1 Mio. DM) sind im Haushalt bzw. im 
Finanzplan bis 1988 beim Statistischen Bundesamt 
vorgesehen und werden für 1989 bei der Fortschrei-
bung des Finanzplans berücksichtigt. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und Preisniveau, 
insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind 
nicht zu erwarten. 

D. Stellungnahme 
der kommunalen Spitzenverbände 

Die kommunalen Spitzenverbände haben im Rah-
men ihrer Beteiligung nach § 25 GGO II wie folgt 
Stellung genommen: 

1. Der Deutsche Landkreistag und der Deutsche 
Städte- und Gemeindebund wenden sich gegen 
die Erfassung der Wohnung, von der aus der 
Weg zur Arbeits- oder Ausbildungsstätte über-
wiegend angetreten wird, da eine solche Frage 
zur Feststellung der Wohnung als Haupt- oder 
Nebenwohnung nach § 12 Melderechtsrahmen-
gesetz nicht mehr zulässig sei. In § 5 Nummer 4 
sollte auch der Wehrsold des Soldaten aufge-
führt werden. 

Der  Deutsche  Städtetag hält demgegenüber die 
Frage nach der Wohnung, von der aus der Weg 
zur Arbeits- oder Ausbildungsstätte überwie-
gend angetreten wird, für erforderlich. In den 
Begründungen zu den Landesmeldegesetzen 
würde diese Angabe als Kriterium zur Bestim-
mung der Hauptwohnung genannt. 
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2. Die Bundesvereinigung der kommunalen Spit-
zenverbände hat sich wie folgt geäußert: 

a) Die in § 9 Abs. 1 getroffene Regelung der 
strikten organisatorischen und personellen 
Trennung der Erhebungsstellen von anderen 
Verwaltungsstellen wird hinsichtlich kleine-
rer Gemeinden für außerordentlich proble-
matisch gehalten. 

b) Durch eine Ergänzung des § 10 sollte sicher-
gestellt werden, daß die von den Erhebungs-
stellen für die ehrenamtliche Tätigkeit der 
Zähler gewährten Entschädigungen steuer-
frei sind. Sollte eine Steuerfreiheit nicht in 
Betracht kommen, müßten die Gemeinden 
die anfallenden Steuerbeträge übernehmen. 
Dadurch würden sich die den Kommunen 
entstehenden Gesamtkosten um ca. 16 Mio. 
DM erhöhen. 

c) Es sei zwingend erforderlich, daß die Melde-
behörden auch Daten an die Erhebungsstel-
len zur Vervollständigung der Volkszäh-
lungsergebnisse übermitteln dürfen, um we-
nigstens eine exakte Einwohnerzahl — ge-
gliedert. nach Geschlecht, Alter, Staatsange-
hörigkeit — feststellen zu können. Die ent-
sprechende Regelung in Vorentwürfen zum 
Volkszählungsgesetz (§ 11) sei daher zu Un-
recht gestrichen worden. 

d) Die in § 14 Abs. 1 vorgesehene Einschrän-
kung der Übermittlung von Einzelangaben 
an die Kommunen für eigene statistische 
Aufbereitungen ohne Hilfsmerkmale, die 
Subsidiarität der kommunalen statistischen 
Aufbereitung sowie die Regelung in § 14 
Abs. 1 Satz 3 (entsprechende Anwendung des 
§ 15 Abs. 4 Satz 4) wird abgelehnt. Die Über-
mittlung von Straße und Hausnummer sei 
dringend erforderlich zur Bildung unter-
schiedlicher Aggregationen; die Festlegung 

auf die vorgegebene Blockseite sei nicht ge-
rechtfertigt. Die eigene statistische Aufberei-
tung der Volkszählungsdaten müsse den Ge-
meinden und Gemeindeverbänden, soweit sie 
über abgeschottete statistische Ämter ver-
fügten uneingeschränkt erhalten bleiben, 
weil nur dann eine zeitnahe und kostengün-
stige Nutzung gewährleistet sei. Ein Aus-
schluß der statistischen Aufbereitung für ei-
gene Zwecke durch kommunale Ämter, so-
weit die statistischen Ämter der Länder ent-
sprechende Aufbereitungen selbst durchfüh-
ren können, widerspreche auch dem Volks-
zählungsurteil des Bundesverfassungsge-
richts. Dieses Urteil postuliere eine Gleichbe-
handlung der statistischen Ämter der Länder 
und der Kommunen, wenn auch im kommu-
nalen Bereich die informationelle Gewalten-
teilung im Sinne des § 14 Abs. 1 Satz 2 ge-
währleistet sei. 

e) Die Nutzungsmöglichkeiten des § 15 Abs. 5 
sollten erweitert und den Kommunen, die 
nach § 14 Abs. 1 Einzelangaben erhalten dür-
fen, die Nutzung der Hilfsmerkmale Straße 
und Hausnummer in Verbindung mit den Er-
hebungsmerkmalen des § 6 als Grundlage für 
eigene nachgehende Gebäude- und Woh-
nungserhebungen sowie für eigene statisti-
sche Auswertungen gestattet werden. Ziel ei-
ner solchen Regelung soll u. a. die Gewin-
nung zuverlässiger Ergebnisse zur Erstel-
lung von Mietspiegeln sein. 

f) Die Höhe der vorgesehenen Finanzzuwei-
sung sei unzureichend. Selbst wenn der Be-
trag von 2,50 DM pro Einwohner in vollem 
Umfang an die Kommunen weitergeleitet 
würde, könnten damit die Aufwendungen der 
den Kommunen entstehenden Kosten nicht 
gedeckt werden. 
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Haushaltsmantelbogen 

Verzeichnis aller zum Haushalt gehörenden Personen 
(Bei 11 und mehr Personen weitere Haushaltsmantelbogen ausfüllen) 



Hinweise zur Ausfüllung der Erhebungsvordrucke 

Stichtag für die Zählung ist der 23. April 1986. 

Bei Haushalten mit 11 und mehr Personen ist ein weiterer Haus-
haltsmantelbogen auszufüllen. 

Für jeden Haushalt ist ein Wohnungsbogen und für jede Person im 
Haushalt ein Personenbogen auszufüllen, beispielsweise auch für 
Säuglinge, Hausgehilfinnen und Personen mit weiterer Wohnung oder 
Unterkunft/Zimmer (z. B. auswärts wohnende Erwerbstätige, Schüler, 
Studenten, Wehrdienstleistende, Zivildienstleistende), auch wenn sie 
am Tage der Zählung nicht anwesend sind. 

Für Personen in Gemeinschafts- und Anstaltsunterkünften, die 
keinen eigenen Haushalt führen, ist ein Personenbogen nur auszu-
füllen, wenn sie do rt  ihre alleinige Wohnung haben. 

Bewohner von Wohnheimen füllen sowohl den Wohnungsbogen 
und den Personenbogen als auch den Haushaltsmantelbogen aus. 

Personen mit mehr als einer Wohnung in der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich Berlin (West) haben an jedem Wohnsitz 
die Erhebungsvordrucke auszufüllen. 

Die Wohnungsbogen enthalten im unteren Abschnitt auch noch 
Fragen zum Gebäude. Diese Fragen sind nur vom Eigentümer oder 
Verwalter für Gebäude mit Wohnraum zu beanworten. 

Wird eine Wohnung ausschließlich gewerblich genutzt, so ist kein 
Wohnungs-und Personenbogen auszufüllen. 

Was über die Volkszählung 1986 bekannt sein sollte 
(§ 16 Volkszählungsgesetz) 

1. Zweck, Art  und Umfang der Erhebung 
Eine Volkszählung wird — entsprechend den internationalen Empfeh-
lungen — weltweit etwa alle 10 Jahre durchgeführt und bildet die 
Grundlage für Entscheidungen auf den Gebieten Wirtschafts- und 
Sozialpolitik, Wohnungswirtschaft, Arbeitsmarkt, Umwelt und 
Bildungswesen. Sie schafft damit die für eine am Sozialstaatsprinzip 
orientierte staatliche Politik unentbehrliche Handlungsgrundlage. 

Mit den Daten der Volkszählung 1986 werden die amtlichen Bevölke-
rungszahlen für Bund, Länder und Gemeinden festgestellt. 

Die Volkszählung wird flächendeckend als Vollerhebung mit Hilfe von 
Zählern duchgeführt. Erhoben werden Personen und Haushalte, Woh-
nungen, Gebäude mit Wohnraum und ständig bewohnte Unterkünfte 
sowie nichtlandwirtschaftliche Arbeitsstätten und Unternehmen. 

2. Statistische Geheimhaltung und Auskunftspflicht 
Die Angaben, die für die Volkszählung gemacht werden, sind von allen 
mit der Durchführung dieser Statistik amtlich betrauten Personen 
(z. B. Zähler, Mitarbeiter in den Erhebungsstellen usw.) geheimzuhal-
ten. Dieser zentrale Grundsatz der Statistik zum Schutz des Einzelnen 
vor der Offenlegung seiner persönlichen und sachlichen Verhältnisse 
soll zugleich auch das Vertrauensverhältnis zwischen den Befragten 
und den staatlichen Behörden wahren. Verstöße gegen die Geheim-
haltung werden strafrechtlich geahndet. 

Die statistische Geheimhaltung steht in enger Beziehung zur statisti-
schen Auskunftspflicht. Gemäß § 10 Bundesstatistikgesetz besteht 
die Pflicht zur Beantwortung der Fragen. Wer auskunftspflichtig ist, 
bestimmt § 12 Volkszählungsgesetz 1986. 

Für das Hilfsmerkmal „Telefon-Nummer" sind die Auskünftefreiwillig. 

Um die Ergebnisse zum Zählungsstichtag zu erhalten, müssen die 
Auskünfte unmittelbar erteilt werden. Deshalb ist im Volkszählungs-
gesetz 1986 die sofortige Vollziehbarkeit der Aufforderung zur Aus-
kunftserteilung angeordnet worden, und Widerspruch oder Anfech-
tungsklage gegen diese Aufforderung haben keine aufschiebende 
Wirkung. 

Die Fragen können schriftlich oder mündlich gegenüber dem Zähler 
beantwortet werden. Bei der Volks- und Berufszählung kann der Aus-
kunftspflichtige auch wählen, ob er die Fragen gemeinsam mit ande-
ren Haushaltsmitgliedern oder für sich allein beantworten will. Die 
ausgefüllten Fragebogen können direkt dem Zähler ausgehändigt 
oder innerhalb einer Woche an die Erhebungsstellen auf Kosten des 
Auskunftspflichtigen gesandt werden. Bei Abgabe in verschlosse-
nem Umschlag sind Vor- und Familienname auf dem Umschlag anzu

-

geben. Bei Abgabe von Erhebungsvordrucken für mehrere Personen 
eines Haushalts in verschlossenem Umschlag genügen die Angaben 
eines Auskunftspflichtigen auf dem Umschlag. 

3. Zähler 
Der Zähler ist von der Erhebungsstelle ausgewählt und auf die Wah-
rung des Statistikgeheimnisses schriftlich verpflichtet. Er hat alle ihm 
zur Kenntnis gelangenden Angelegenheiten — auch nach Beendigung 
der Zählertätigkeit — geheimzuhalten. Bei Ausübung seiner Tätigkeit 
hat sich der Zähler auszuweisen. Wohnungen dürfen von ihm nur mit 
Zustimmung eines Verfügungsberechtigten betreten werden. 

Der Zähler ist berechtigt, 

— die Zahl der Haushalte in der Wohnung, 

— die Zahl der Personen im Haushalt, 

— das Leerstehen der Wohnung, 

— die Nutzung der Wohnung durch Angehörige ausländischer 
Streitkräfte oder diplomatischer bzw. berufskonsularischer Vertre-
tungen und 

— die Zahl der Arbeitsstätten in der Wohnung sowie die ebenfalls in 
§ 10 Abs. 6 des Volkszählungsgesetzes 1986 bezeichneten Hilfs-
merkmale in die Erhebungsvordrucke einzutragen. Dies gilt auch 
für die Eintragungen in die Erhebungsbogen, wenn und soweit die 
Auskunftspflichtigen einverstanden sind. 

4. Übermittlung 
Die erhobenen Angaben unterliegen der statistischen Geheimhaltung 
nach § 11 Bundesstatistikgesetz. Einzelangaben dürfen nur in den in 
§ 14 Volkszählungsgesetz 1986 geregelten Fällen den do rt  genannten 
Stellen für statistische Aufbereitungen zugänglich gemacht werden. 
Im einzelnen gilt: 

— Eine Übermittlung von Einzelangaben ohne Hilfsmerkmale (z. B. 
Namen) an Gemeinden und Gemeindeverbände ist nur zulässig, 
wenn bei der Gemeinde oder dem Gemeindeverband eine Stelle 
eingerichtet ist, die ausschließlich für die Durchführung statisti-
scher Aufgaben zuständig ist und von anderen kommunalen 
Verwaltungsstellen getrennt ist. Durch organisatorische und 
verfahrensmäßige Regelungen muß sichergestellt sein, daß das 
Statistikgeheimnis gewährleistet ist. 

— Die übermittelten Einzelangaben dürfen von den Empfängern nur 
für den Zweck verwendet werden, für den sie übermittelt werden. 
Damit ist ausgeschlossen, daß übermittelte Daten für Zwecke des 
Verwaltungsvollzugs genutzt werden. 

— Die Übermittlungen sind nach Umfang, Empfänger, Verwendungs-
zweck und Datum der Weitergabe von den statistischen Ämtern der 
Länder aufzuzeichnen. Die Aufzeichnungen sind 5 Jahre aufzube-
wahren. Damit ist die Möglichkeit einer effektiven Kontrolle der Ein-
haltung der Übermittlungsvorschriften durch die Datenschutz-
beauftragten und den Bürger selbst gewährleistet. 

— Ausgeschlossen ist eine Übermittlung von nicht anonymisierten 
Einzelangaben an oberste Bundes- und Landesbehörden. Dies gilt 
auch für Übermittlungen zu wissenschaftlichen Zwecken. 

5. Trennung und Löschung 
Trennungs- und Löschungspflichten sind besondere Datenschutz-
vorkehrungen. Dabei wird von dem Grundgedanken ausgegangen, 
daß der Datenschutz umso besser gesichert ist, je frühzeitiger die 
Trennung der einen Personenbezug herstellenden Angaben von den 
Erhebungsmerkmalen erfolgt, wobei für die Angaben, mit deren Hilfe 
ein Personenbezug hergestellt werden kann, nach der Trennung 
schließlich die Löschung, d. h. Vernichtung vorgesehen ist. 

Die Hilfsmerkmale (z. B. Namen, Vornamen) sind zum frühestmög-
lichen Zeitpunkt von den Erhebungsmerkmalen zu trennen und geson-
dert aufzubewahren. Straße und Hausnummerwerden vorübergehend 
zusammen mit den Erhebungsmerkmalen auf maschinelle Daten-
träger übernommen. Sobald feststeht, zu welcher kleinräumlichen 
Gliederung (Blockseite) das Gebäude, die Wohnung oder der Haushalt 
gehört, werden Straße und Hausnummer gelöscht. Der Name wird in 
keinem Fall auf maschinelle Datenträger übernommen. Die Personen- 
und Wohnungsbogen werden zum frühestmöglichen Zeitpunkt 
vernichtet, spätestens 2 Wochen nach Feststellung der amtlichen 
Bevölkerungszahl des Landes. 



Gesetz über eine Volks-, Berufs-, Gebäude-, Wohnungs- und Arbeitsstättenzählung 
vom ... 1985 (BGBl. I S....) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 
Art und Stichtag der Erhebung 

(1) Nach dem Stand vom 23. April 1986 (Zählungsstichtag) werden flächen-
deckend eine Volks- und Berufszählung, eine Gebäude- und Wohnungszählung 
sowie eine Zählung der nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsstätten und Unter-
nehmen (Arbeitsstättenzählung) durchgeführt. 

(2) Die Ergebnisse der Zählungen bilden Grundlagen für politische Ent-
scheidungen in Bund, Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbänden auf den 
Gebieten Wirtschaft und Soziales, Wohnungswirtschaft, Raumordnung, Ver-
kehr, Umwelt sowie Arbeitsmarkt und Bildungswesen. Die Zählungen vermitteln 
zugleich Grunddaten für das Gesamtsystem der amtlichen Statistik und sind 
Grundlage für die Feststellung der amtlichen Bevölkerungszahl von Bund, 
Ländern und Gemeinden durch die statistischen Amter des Bundes und der 
Länder. 

(3) Mit der Gebäudezählung kann bis zu sechs Monaten vor dem Zählungs-
stichtag begonnen werden. 
(4) Wiederholungsbefragungen zur Prüfung der Zuverlässigkeit der Ergeb-

nisse sind mit einem Auswahlsatz bis zu 0,2 vom Hundert der Befragten zulässig 
bei den Erhebungsmerkmalen nach § 5 Nr. 1, 3 und 5. 

§ 2 
Erhebungseinheiten 

(1) Erhebungseinheiten sind Personen und Haushalte (Volks- und Berufs-
zählung), Wohnungen (Wohnungszählung), Gebäude mit Wohnraum und stän-
dig bewohnte Unterkünfte (Gebäudezählung) sowie nichtlandwirtschaftliche 
Arbeitsstätten und Unternehmen (Arbeitsstättenzählung). 

(2) Einen Haushalt bilden alle Personen, die gemeinsam wohnen und wirt-
schaften. Wer allein wi rtschaftet, bildet einen eigenen Haushalt. Personen mit 
mehreren Wohnungen sind in jeder Wohnung einem Haushalt zuzuordnen. 

§ 3 
Merkmale 

(1) Die Volks-, Berufs-, Gebäude-, Wohnungs- und Arbeitsstättenzählung 
erhebt Merkmale über persönliche und sachliche Verhältnisse, die zur statisti-
schen Verwendung bestimmt sind (Erhebungsmerkmale) oder die, vorbehaltlich 
der Regelung in § 8 Abs. 2 und §15  Abs. 5, der Durchführung der Zählung dienen 
(Hilfsmerkmale). 

(2) Die Erhebungsmerkmale dürfen auf die für die maschinelle Weiterver-
arbeitung bestimmten Datenträger übernommen werden. Hilfsmerkmale dürfen 
auf die für die maschinelle Weiterverarbeitung bestimmten Datenträger über-
nommen werden, soweit dies nach § 15 Abs. 4 zugelassen ist oder soweit sie 
nach § 15 Abs. 5 verwendet werden dürfen. 

§ 4 
Laufende Nummern und Ordnungsnummern 

Die auf den Erhebungsvordrucken ausgedruckten laufenden Nummern und die 
im Erhebungsverfahren zur Kennzeichnung statistischer Zusammenhänge ver-
wendeten Nummern (Ordnungsnummern) dürfen auf die für die maschinelle 
Weiterverarbeitung bestimmten Datenträger übernommen werden. Diese 
Nummern dürfen nur Angaben nach den §§ 5 bis 8 über Gebäude-, Wohnungs-, 
Haushalts- und Unternehmenszugehörigkeit enthalten. 

§ 5 
Erhebungsmerkmale der Volks- und Berufszählung 

Erhebungsmerkmale der Volks- und Berufszählung sind: 

1. Gemeinde; Nutzung der Wohnung als alleinige Wohnung, Haupt- oder 
Nebenwohnung (§ 12 Melderechtsrahmengesetz); Wohnung, von  der aus der 
Weg zur Arbeits-oder Ausbildungsstätte überwiegend angetreten wird; Zahl 
der Personen im Haushalt; Zahl der Personen und Haushalte in Gemein-
schafts- und Anstaltsunterkünften; Wohnungs- und Haushaltszugehörig-
keit; Geschlecht; Geburtsjahr und -monat; Familienstand; 

2. rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft (römisch-katholische 
Kirche; evangelische Kirche; evangelische Freikirche; jüdische Religions-
gesellschaft; islamische Religionsgemeinschaft; andere nicht namentlich 
aufzuführende Religionsgesellschaften; keine rechtliche Zugehörigkeit zu 
einer Religionsgesellschaft); 

3. Staatsangehörigkeit (deutsch; griechisch; italienisch; übrige EG-Staaten; 
jugoslawisch; türkisch; sonstige Staatsangehörigkeit, keine Staatsange-
hörigkeit); 

4. A rt  des überwiegenden Lebensunterhaltes (Erwerbs-, Berufstätigkeit; 
Arbeitslosengeld, -hilfe; Rente, Pension; eigenes Vermögen, Vermietung, 
Verpachtung, Altenteil; Unterhalt, Zuwendungen durch Eltern, Ehegatten 
oder andere; sonstige Unterstützungen); 

5. Beteiligung am Erwerbsleben (Vollzeit- oder Teilzeittätigkeit; arbeitslos, 
arbeitsuchend; nicht erwerbstätig; den eigenen Haushalt führend; Schüler, 
Student); 

6. bei Personen von 15 bis 65 Jahren: erlernter Beruf und Dauer der praktischen 
Berufsausbildung; höchster Schulabschluß an allgemeinbildenden Schulen; 
höchster Abschluß an einer berufsbildenden Schule oder Hochschule sowie 
Hauptfachrichtung des letzten Abschlusses; 

7. bei Erwerbstätigen sowie Schülern und Studenten: Gemeinde, Straße, Haus-
nummer der Arbeits- oder Ausbildungsstätte; hauptsächlich benutztes 
Verkehrsmittel und Zeitaufwand für den Weg zur Arbeits- oder Ausbildungs-
stätte; 

8. bei Erwerbstätigen: Wirtschaftszweig des Betriebes; Stellung im Beruf 
(Facharbeiter; sonstiger Arbeiter; Angestellter; Auszubildender; Beamter, 
Richter, Beamtenanwärter, Soldat, Zivildienstleistender; Selbständiger mit 
bezahlten Beschäftigten oder ohne bezahlte Beschäftigte; mithelfender 
Familienangehöriger); tatsächlich ausgeübte Tätigkeit; landwirtschaftliche 
und nichtlandwirtschaftliche Nebenerwerbstätigkeit. 

§6 
Erhebungsmerkmale der Gebäude- und Wohnungszählung 

(1) Erhebungsmerkmale der Gebäudezählung sind: 
Gemeinde; A rt  und Baujahr des Gebäudes; Eigentümer nach Personen oder 
Personengemeinschaften, Gemeinschaft von Wohnungseigentümern, gemein-
nütziges, freies Wohnungsunternehmen, sonstige Eigentümer; Förderung von 
Wohnungen mit Mitteln des sozialen Wohnungsbaus; Zahl der Wohnungen und 
Arbeitsstätten im Gebäude. 

(2) Erhebungsmerkmale der Wohnungszählung sind: 
1. Gemeinde; Nutzung der Wohnung als Eigentümer, Hauptmieter, Untermieter; 

Nutzung durch Angehörige ausländischer Streitkräfte, diplomatischer, 
berufskonsularischer Vertretungen sowie der Ständigen Vertretung der Deut-
schen Demokratischen Republik; Freizeitwohnung; Einzugsjahr des Haus-
halts; Ausstattung der Wohnung mit Küche, Kochnische, Bad oder Dusche 
und WC; A rt  der Beheizung und der Heizenergie; Fläche der gesamten Woh-
nung; Zahl der Räume mit 6 und mehr qm und der davon untervermieteten 
oder gewerblich genutzten Räume; Förderung der Wohnung mit Mitteln des 
sozialen Wohnungsbaus; Zahl der Haushalte und Arbeitsstätten in der Woh-
nung; Leerstehen und Dauer des Leerstehens der Wohnung; 

2. bei vermieteten Wohnungen außerdem: Höhe der monatlichen Miete; 
Ermäßigung oder Wegfall der Miete; Nutzung als Dienst-, Werks-, Berufs-
oder Geschäftsmietwohnung. 

§ 7 
Erhebungsmerkmale der Arbeitsstättenzählung 

Erhebungsmerkmale der Arbeitsstättenzählung sind: 
1. bei allen Arbeitsstätten 

a) Gemeinde; Träger bei Anstalten oder Einrichtungen von Behörden, der 
Sozialversicherung, der Kirchen, Verbände und sonstigen Organisationen; 
Angaben über die wi rtschaftliche Tätigkeit und für die Zuordnung zu den 
Wi rtschaftszweigen; Eröffnungsjahr; Neuerrichtung oder Standortver-
lagerung innerhalb der Gemeinde oder aus einer anderen Gemeinde nach 
1980; Niederlassungsart (einzige Arbeitsstätte, Haupt- oder Zweignieder-
lassung); 

b) jeweils nach Geschlecht: Zahl der tätigen Personen nach Stellung im 
Betrieb (tätige Inhaber; unbezahlt mithelfende Familienangehörige; 
Beamte, Richter, Beamtenanwärter; Angestellte; Facharbeiter; sonstige 
Arbeiter; Auszubildende); Zahl der Teilzeitbeschäftigten sowie Zahl der 
ausländischen Arbeitnehmer; 

c) Angaben über Zahlung und Summe der Bruttolöhne und -gehälter des vor-
hergehenden Kalenderjahres; 

2. bei einzigen Arbeitsstätten oder Hauptniederlassungen außerdem 
a) Eintragungen des Unternehmens in die Handwerksrolle für handwerkliche 

Haupt-oder Nebenbetriebe; 
b) Rechtsform des Unternehmens; 

3. bei Hauptniederlassungen zusätzlich zu den Angaben nach den Nummern 1 
und 2 
a) für das ganze Unternehmen 

Schwerpunkt der wi rtschaftlichen Tätigkeit; Zahl der inländischen 
Zweigniederlassungen; jeweils nach Geschlecht: Zahl der tätigen Perso-
nen nach Stellung im Betrieb (tätige Inhaber, unbezahlt mithelfende 
Familienangehörige, Arbeitnehmer); Angaben über Zahlung und Summe 
der Bruttolöhne und -gehälter des vorhergehenden Kalenderjahres; 

b) für jede Zweigniederlassung 
Gemeinde; Schwerpunkt der wi rtschaftlichen Tätigkeit; Zahl der tätigen 
Personen; Angaben über Zahlung und Summe der Bruttolöhne und 
-gehälter des vorhergehenden Kalenderjahres; 

4. bei Zweigniederlassungen 
für das zugehörige Unternehmen 
Gemeinde; Schwerpunkt der wi rtschaftlichen Tätigkeit. 

§ 8 
Hilfsmerkmale 

(1) Hilfsmerkmale sind: 

1. bei der Volks- und Berufszählung: 
Vor- und Familiennamen der Haushaltsmitglieder, Straße und Hausnummer; 
Name der Arbeits- oder Ausbildungsstätte; bei Gemeinschafts- und Anstalts

-u nterkünften Zahl der Personen, die dort ihre alleinige Wohnung oder Haupt-
wohnung haben; 

2. bei der Gebäude- und Wohnungszählung: 
Straße und Hausnummer des Gebäudes; Vor- und Familienname oder 
Bezeichnung des Eigentümers oder Verwalters, Gemeinde, Straße, Haus-
nummer des Eigentümers oder Verwalters; bei der Wohnungszählung 
zusätzlich Vor- und Familienname des Wohnungsinhabers; 

3. bei der Arbeitsstättenzählung: 
Name, Bezeichnung von Arbeitsstätten und Unternehmen; Straße und Haus-
nummer; Bearbeiter des Fragebogens; 

4. bei den Nummern 1 bis 3 zusätzlich Telefonnummer. 
(2) Die Hilfsmerkmale Straße und Hausnummer dürfen auch zur Bestimmung 

der Blockseite nach § 15 Abs. 4 und das Hilfsmerkmal Name der Arbeits- oder 
Ausbildungsstätte nach Absatz 1 Nr. 1 auch zur Überprüfung der Zuordnung der 
Erwerbstätigen zum Wi rtschaftszweig verwendet werden. 

§ 9 
Erhebungsstellen 

(1) Zur Durchführung der Zählungen werden Erhebungsstellen eingerichtet, 
die von anderen Verwaltungsstellen personell und organisatorisch zu trennen 
sind. Es ist sicherzustellen, daß die Angaben in den Erhebungsvordrucken nicht 
für andere Aufgaben verwendet werden. 
(2) Die Bestimmungen der Erhebungstellen und das Nähere zur Ausführung 

des Absatzes 1 obliegt den Ländern. Die Regelungen können durch Rechts-
verordnung der Landesregierungen getroffen werden. 

§ 10 
Zähler 

(1) Für die Erhebung können ehrenamtliche Zähler eingesetzt werden. Die 
Zähler sind von den Erhebungstellen auszuwählen, zu bestellen und auf die 
Wahrung des Statistikgeheimnisses schriftlich zu verpflichten. 
(2) Zur Übernahme der Zählertätigkeit ist jeder Deutsche vom vollendeten 

18. bis zum vollendeten 65. Lebensjahr verpflichtet. Zu befreien ist, wem eine 
solche Tätigkeit aus gesundheitlichen oder anderen wichtigen Gründen nicht 
zugemutet werden kann. 
(3) Bund, Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände und sonstige juristische 

Personen des öffentlichen Rechts sind verpflichtet, den Erhebungsstellen auf 
Anforderung Bedienstete zu benennen und für die Zählertätigkeit freizustellen; 
lebenswichtige Tätigkeiten öffentlicher Dienste dürfen nicht unterbrochen 
werden. 



(4) Die Zähler müssen die Gewähr für Zuverlässigkeit und Verschwiegenheit 
bieten. Sie sollen nicht eingesetzt werden 

1. in der unmittelbaren Nähe ihrer Wohnung (Nachbarschaft); 

2. wenn aufgrund ihrer beruflichen Tätigkeit oder aus anderen Gründen zu 
besorgen ist, daß Erkenntnisse aus der Zählertätigkeit zu Lasten der Aus-
kunftspflichtigen genutzt werden. 

(5) Die Zähler sind verpflichtet, die Anweisungen der Erhebungsstellen zu 
befolgen. Bei der Ausübung ihrer Zählertätigkeit haben sich die Zähler auszu-
weisen; Wohnungen dürfen sie nur mit Zustimmung eines Verfügungsberechtig-
ten betreten. 
(6) Die Zähler sind berechtigt, in die Erhebungsvordrucke, soweit sie Voraus-

setzung für die ordnungsgemäße Durchführung der Zählertätigkeit sind, die 
Angaben über die Zahl der Personen im Haushalt, die Zahl der Haushalte und der 
Arbeitsstätten im Gebäude und in der Wohnung und die Hilfsmerkmale nach 48 
Abs. 1 Nr. 1 (ohne Angabe des Namens der Arbeits- oder Ausbildungsstätte) und 

 § 8 Abs. 1 Nr. 3 (ohne Angabe des Bearbeiters des Fragebogens) selbst einzu-
tragen. Dies gilt auch für die Eintragungen in weitere Erhebungsvordrucke, wenn 
und soweit die Auskunftspflichtigen einverstanden sind. 
(7) Auf die ehrenamtliche Tätigkeit der Zähler sind ergänzend die Bestim-

mungen der Verwaltungsverfahrensgesetze der Länder über die ehrenamtliche 
Tätigkeit im Verwaltungsverfahren — mit Ausnahme der Vorschriften über die 
Entschädigung — anzuwenden. Die Zähler sind über ihre Rechte und Pflichten zu 
belehren. 

§ 11 
 Datenübermittlungen an die Erhebungsstellen 

(1) Zur Organisation der Zählung übermittelt die Meldebehörde der 
Erhebungsstelle auf Verlangen folgende im Melderegister gespeicherte Daten 
der Einwohner: Vor- und Familiennamen, Gemeinde, Straße, Hausnummer, 
Geburtsjahr und -monat, Geschlecht, Staatsangehörigkeit. 

(2) Die für die Grundsteuer zuständigen Stellen der Gemeinden teilen den 
Erhebungsstellen auf Anforderung Vor- und Familiennamen oder Bezeichnung 
sowie Gemeinde, Straße, Hausnummer der Eigentümer und Verwalter der nach 
§ 2 Abs. 1 zu erhebenden Gebäude und Unterkünfte mit. 

§ 12 
Auskunftspflicht 

(1) Auskunftspflichtig sind 
1. bei der Volks- und Berufszählung: 

alle Volljährigen oder einen eigenen Haushalt führenden Minderjährigen, 
auch für minderjährige Haushaltsmitglieder. Für volljährige Haushaltsmit-
glieder, die wegen einer Behinderung selbst nicht Auskunft geben können, ist 
jedes andere auskunftspflichtige Haushaltsmitglied auskunftspflichtig. In 
Gemeinschafts-und Anstaltsunterkünften ist die Gesamtzahl der Personen 
und die Zahl der Personen, die do rt  ihre alleinige Wohnung haben, vom Leiter 
der Einrichtung anzugeben. Der Leiter der Einrichtung ist auch auskunfts-
pflichtig für Personen, die wegen einer Behinderung oder wegen Minder-
jährigkeit selbst nicht Auskunft geben können. Die Auskunftspflicht für Dritte 
erstreckt sich auf die Sachverhalte, die dem Auskunftspflichtigen bekannt 
sind. Sie entfällt, wenn die Auskünfte durch eine Vertrauensperson erteilt 
werden; 

2. bei der Gebäudezählung: 
der Eigentümer oder der Verwalter; 

3. bei der Wohnungszählung: 
die Wohnungsinhaber, ersatzweise die zu Nr. 2 Genannten; 

4. bei der Arbeitsstättenzählung: 
die Inhaber oder Leiter der Arbeitsstätten und Unternehmen. 
(2) Die Auskunftspflicht besteht auch bei den Wiederholungsbefragungen 

nach § 1 Abs. 4. 
(3) Die Auskunftspflicht nach Absätzen 1 und 2 besteht für Personen mit 

mehreren Wohnungen für jede Wohnung, für Personen in Gemeinschafts- und 
Anstaltsunterkünften ohne eigene Haushaltsführung nur für die Wohnung 
außerhalb dieser Unterkünfte. 
(4) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Aufforderung zur Aus-

kunftserteilung haben keine aufschiebende Wirkung. 
(5) Die Auskünfte über die Hilfsmerkmale Telefonnummer (§ 8 Abs. 1 Nr. 4) 

und Bearbeiter des Fragebogens (§ 8 Abs. 1 Nr. 3) sind freiwillig. 

§ 13 
Erhebungsvordrucke 

(1) Die Erhebungsvordrucke können maschinenlesbar gestaltet werden. Sie 
dürfen keine Fragen über persönliche oder sachliche Verhältnisse enthalten, die 
über die Merkmale nach den §§ 5 bis 8 hinausgehen. 
(2) Die in den Erhebungsvordrucken enthaltenen Fragen können mündlich 

gegenüber dem Zähler oder schriftlich beantwortet werden. Auf Verlangen des 
Zählers sind ihm die Angaben nach § 10 Abs. 6 mündlich mitzuteilen. 

(3) Der Auskunftspflichtige kann bei der Volks- und Berufszählung wählen, ob 
er die in den Erhebungsvordrucken enthaltenen Fragen gemeinsam mit anderen 
Haushaltsmitgliedern oder für sich allein beantwortet. 
(4) Bei schriftlicher Auskunftserteilung sind die ausgefüllten Erhebungsvor-

drucke 
— unverzüglich dem Zähler auszuhändigen oder in verschlossenem Umschlag 

zu übergeben, 
— innerhalb einer Woche bei der Erhebungsstelle abzugeben oder dorthin auf 

Kosten des Auskunftspflichtigen zu übersenden. 
(5) Bei Abgabe in verschlossenem Umschlag sind Vor- und Familienname 

—bei Unternehmen und Arbeitsstätten Name und Bezeichnung — Gemeinde, 
Straße und Hausnummer auf dem Umschlag anzugeben. Bei Abgabe von 
Erhebungsvordrucken für mehrere Personen eines Haushalts in verschlossenem 
Umschlag genügen die Angaben eines auskunftspflichtigen Haushaltsmit-
gliedes. 

§ 14 
Übermittlung und Veröffentlichung 

(1) Für eigene statistische Aufbereitungen dürfen den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden Einzelangaben aus ihrem Zuständigkeitsbereich ohne 
Hilfsmerkmale von den statistischen Ämtern der Länder übermittelt werden, 
soweit die Einzelangaben auf Datenträger, die für die maschinelle Weiterver-
arbeitung bestimmt sind, übernommen wurden und die statistischen Amter der 
Länder entsprechende Aufbereitungen nicht selbst durchführen können. Die 
Übermittlung ist nur zulässig, wenn durch Landesrecht eine Trennung der zur 
Durchführung statistischer Aufgaben zuständigen Stelle von anderen kommu-
nalen Verwaltungsstellen sichergestellt und das Statistikgeheimnis durch 
Organisation  und Verfahren gewährleistet ist. Für die von den statistischen 
Ämtern der Länder übermittelten Gliederungseinheiten Blockseite nach § 15 
Abs. 4 Satz 3 gilt § 15 Abs. 4 Sätze 4 und 5 entsprechend. 

(2) Die nach Absatz 1 übermittelten Einzelangaben dürfen von den Empfän-
gern nur für den Zweck verwendet werden, für den sie übermittelt wurden. 

(3) Die Übermittlungen nach Absatz 1 sind nach Umfang, Empfänger, 
Verwendungszweck und Datum der Weitergabe von den statistischen Ämtern 
der Länder aufzuzeichnen. Die Aufzeichnungen sind mindestens fünf Jahre auf-
zubewahren. 
(4) Über die Erhebungsmerkmale nach 47 Nr. 1 Buchstabe b, gegliedert nach 

Art  der wi rtschaft lichen Tätigkeit der Arbeitsstätten und Unternehmen, sowie 
über die Erhebungsmerkmale nach 47 Nr. 3 Buchstaben a und b ohne Summe der 
Bruttolöhne und -gehälter des vorhergehenden Kalenderjahres, dürfen stati-
stische Ergebnisse, auch soweit sie Einzelangaben enthalten, in einer räumlichen 
Gliederung bis zur Ebene der Gemeinde von den statistischen Ämtern des 
Bundes und der Länder veröffentlicht werden. 
(5) Die statistischen Ämter der Länder leiten dem Statistischen Bundesamt 

auf Anforderung Einzelangaben für Zusatzaufbereitungen für Bundeszwecke zu, 
wenn und soweit sie diese nicht selbst durchführen. 

§ 15 
Trennung und Löschung 

(1) Die Hilfsmerkmale nach 48 sind mit Ausnahme der Hilfsmerkmale Straße, 
Hausnummer und Name der Arbeits- oder Ausbildungsstätte nach § 8 Abs. 1 
Nr. 1 sowie Name, Bezeichnung von Unternehmen und Arbeitsstätten nach § 8 
Abs. 1 Nr. 3 unverzüglich nach Durchführung der Eingangskontrollen bei den 
statistischen Ämtern der Länder von den Erhebungsmerkmalen zu trennen und 
gesondert aufzubewahren. 
(2) Die Erhebungsvordrucke einschließlich der Hilfsmerkmale sind zum 

frühestmöglichen Zeitpunkt, spätestens zwei Wochen nach Feststellung der 
amtlichen Bevölkerungszahl des Landes, zu vernichten. Absätze 4 und 5 bleiben 
unberührt. 
(3) Die laufenden Nummern und die Ordnungsnummern nach § 4 sind zu 

löschen, sobald die Zusammenhänge zwischen Personen und Haushalt, Haushalt 
und Wohnung, Wohnung und Gebäude durch Nummern, die einen Rückgriff auf 
die Hilfsmerkmale und Ordnungsnummern ausschließen, festgehalten worden 
sind, spätestens zwei Wochen nach Feststellung der amtlichen Bevölkerungs-
zahl des Landes, durch die statistischen Amter der Länder. 

(4) Die Hilfsmerkmale Straße und Hausnummer können gemeinsam mit den 
Erhebungsmerkmalen auf die für die maschinelle Weiterverarbeitung bestimm-
ten Datenträger übernommen werden. Sie sind, vorbehaltlich der Regelung in 
Absatz 5, zu löschen, sobald ihre Zugehörigkeit zu kleinräumigen Gliederungen 
festgelegt ist. Die unterste Ebene der kleinräumigen Gliederung, für die eine 
statistische Verwendung vorgesehen werden darf, ist innerhalb eines Gemeinde-
gebiets die Seite mit gleicher Straßenbezeichnung von der durch Straßen-
einmündungen oder vergleichbare Begrenzungen umschlossenen Fläche (Block-
seite). Die Gliederungseinheiten Blockseite sind vier Jahre nach dem Stichtag der 
Volkszählung zu löschen. Bei der Erstellung statistischer Ergebnisse in klein-
räumiger Gliederung nach Blockseiten, die zur Weitergabe oder Veröffentlichung 
bestimmt sind, müssen die Gliederungseinheiten Blockseite, soweit sie Einzel-
angaben enthalten, die dem Auskunftspflichtigen oder Betroffenen zuzuordnen 
sind, zu höheren Einheiten zusammengefaßt werden. 

(5) Als Grundlage für Gebäude-, Wohnungs- und Bevölkerungsstichproben, 
die als Bundesstatistiken durchgeführt werden, dürfen die statistischen Amter 
des Bundes und der Länder die Zahl der Wohnungen und Personen, gegliedert 
nach Gemeinde, Straße und Hausnummer zur Ermittlung von Auswahlbezirken 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes nach mathematischen Zufallsverfahren 
nutzen. Diese Merkmale sind gesondert aufzubewahren. Die Auswahlbezirke für 
die Stichproben werden auf 20 vom Hundert begrenzt. Die Merkmale für diese 
Auswahlbezirke sind unverzüglich nach Zweckerfüllung zu löschen, spätestens 
zu dem Zeitpunkt, zu dem entsprechende Auswahlgrundlagen aus einer künfigen 
Zählung zur Verfügung stehen. Die Merkmale für die nicht benötigten 80 vom 
Hundert der Auswahlbezirke sind unverzüglich nach Festlegung der Auswahl-
bezirke nach Satz 3, spätestens drei Jahre nach dem Stichtag der Volkszählung, 
zu löschen. Aus der Arbeitsstättenzählung dürfen die statistischen Amter für 
Wirtschafts-, Lohn- und Umweltstatistiken, die als Bundesstatistiken durch-
geführt werden, und zur Aktualisierung der Kartei im Produzierenden Gewerbe 
(§ 12 des Gesetzes über die Statistik im Produzierenden Gewerbe) jeweils für 
Unternehmen und Arbeitsstätten nutzen: Name, Bezeichnung; Gemeinde, 
Straße, Hausnummer; Zahl der tätigen Personen; Angaben über die wirtschaft-
liche Tätigkeit und für die Zuordnung zu den Wi rtschaftszweigen sowie Angaben 
über Eintragungen in die Handwerksrolle. Die nicht zur Aktualisierung der Kartei 
im Produzierenden Gewerbe verwendeten Merkmale sind gesondert aufzu-
bewahren und spätestens sechs Jahre nach dem Stichtag der Volkszählung zu 
löschen. Über die Löschung haben die statistischen Amter des Bundes und der 
Länder Aufzeichnungen zu führen, die mindestens fünf Jahre aufzubewahren 
sind. 
(6) Datenträger, auf denen eine Übermittlung an die Erhebungsstellen nach 

§ 11 erfolgt ist, sind gemeinsam mit den Erhebungsvordrucken an die statisti-
schen Amter der Länderfür Zwecke der Festsetzung der amtlichen Bevölkerungs-
zahl der Gemeinden weiterzuleiten. Sie sind do rt  gesondert aufzubewahren und  
zwei Wochen nach Feststellung der amtlichen Bevölkerungszahl des Landes zu  
vernichten.  

§ 16  
Belehrung  

Die Auskunftspflichtigen sind schriftlich zu belehren über:  
1. Zweck, Art  und Umfang der Erhebung,  
2. Erhebungs- und Hilfsmerkmale (4 3 Abs. 1),  
3. die statistische Geheimhaltung,  
4. die Auskunftspflicht und die verschiedenen Möglichkeiten, ihr zu entspre-

chen (§§ 12, 13) und die Freiwilligkeit der Auskunftserteilung (4 12 Abs. 5)  
und  

5. den Ausschluß der aufschiebenden Wirkung von Widerspruch und Anfech-
tungsklage gegen die Aufforderung zur Auskunftserteilung (4 12 Abs. 4),  

6. die Möglichkeiten der Übermittlung und Veröffentlichung (§ 14),  
7. Trennung und Löschung (4 1 5) und  
8. Rechte und Pflichten der Zähler (4 10, § 13 Abs. 2).  

§ 17  
Finanzzuweisung  

Der Bund gewährt den Ländern zum Ausgleich der Mehrbelastungen, die ihnen  
und den Gemeinden durch dieses Gesetz auferlegt werden, eine Finanzzuwei-
sung in Höhe von 2,50 Deutsche  Mark je Einwohner. Maßgebend ist die Bevölke-
rungszahl, die das Statistische Bundesamt für den 23. April 1986 feststellt. Die  
Finanzzuweisung ist in drei Teilbeträgen am 1. Juli 1986, 1. Juli 1987 und 1. Juli  
1988 zu zahlen.  

§ 18  
Berlin-Klausel  

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungs-
gesetzes auch im Land Berlin.  

§ 19  
Inkrafttreten  

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt das  
Volkszählungsgesetz 1983 vom 25. März 1982 (BGBl. I S. 369) außer Kra ft .  
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Volkszählung 1986 
Bogen zur Vorerhebung der Gebäude 



Bitte beachten Sie folgende Hinweise: 

Für jedes Gebäude mit Wohnraum, für bewohnte Unter-
künfte, auch für Gebäude mit Wohnheimunterbringung und 
für Wochenend- und Ferienhäuser sind die Fragen 1 bis 4 zu 
beantworten. Als Gebäude gilt jedes freistehende oder durch 
Brandmauer von einem anderen getrennte Bauwerk. 

Bei leerstehenden Gebäuden mit Wohnraum sind dann 
Angaben zu machen, wenn 

— die Wohnungen vorübergehend leerstehen und später 
wieder zu Wohnzwecken genutzt werden sollen, 

— die Wohnungen fertiggestellt, aber noch nicht bezogen 
sind, 

— sie zum Abriß bestimmt sind, aber noch keine behördliche 
Abbruchgenehmigung vorliegt. 

— die Umwidmung aller Wohnungen in Räume für gewerb-
liche Nutzung geplant ist, jedoch noch keine behördliche 
Genehmigung zur Nutzungsänderung vorliegt. 

Nicht berücksichtigt werden die Gebäude mit Wohnraum, die 
sich noch im Bau befinden. Hierunter fallen alle Gebäude, in 
denen aus bautechnischen Gründen noch keine Wohnung 
bezogen werden konnte. Ist jedoch abzusehen, daß ein sol-
ches Gebäude zum Stichtag der Volkszählung 1986, dem ... . 
1986 ganz oder teilweise bezugsfertig sein wird, dann sind 
auch für dieses Gebäude die Angaben zu machen. 

Erläuterung zu Frage 4: 

Mit Mitteln des sozialen Wohnungsbaus gefördert gelten nur 
solche Wohnungen, die nach der Währungsreform (20. Juni 
1948) fertiggestellt worden sind und für die öffentliche Mittel 
(des Bundes, des Landes oder der Gemeinde) zur Errichtung 
von Sozialwohnungen, also im Rahmen des sogenannten 
Ersten Förderungsweges, bewilligt wurden. 
Zu den öffentlichen Mitteln des Ersten Förderungsweges 
zählen u.a. 

— Darlehen zur Deckung der Baukosten (in der Regel öffent

-

liche Baudarlehen oder Landesbaudarlehen genannt), 

— Darlehen oder Zuschüsse zur Deckung der laufenden Auf-
wendungen (Annuitätshilfen, Aufwendungszuschüsse oder 
-darlehen, Zinszuschüsse). 

Für eine öffentlich geförderte Wohnung muß — im Falle einer 
Neuvermietung der Wohnung — der Mieter einen Wohn-
berechtigungsschein der zuständigen Gemeinde- oder Kreis-
behörde (z. B. Wohnungsamt, Sozialamt) vorlegen. 

Nicht zu den öffentlichen Mitteln im oben genannten Sinn 
zählen 

— Mittel des sog. Zweiten Förderungsweges, z.B. Aufwen-
dungsdarlehen nach dem Regionalprogramm des Bundes, 

— Aufbaudarlehen nach dem Lastenausgleichsgesetz, 

— Wohnungsfürsorgemittel für öffentlich Bedienstete des 
Bundes, der Länder oder Gemeinden, 

— Mittel zur Förderung der Modernisierung oder für Maßnah-
men zur Einsparung von Heizenergie, 

— 7 b-Abschreibungen und sonstige Steuervergünstigungen, 
Bausparprämien. 

Sind die Förderungsmittel vorzeitig zurückgezahlt oder ab-
gelöst worden, so gelten die Wohnungen am Zählungsstich-
tag — von Ausnahmefällen abgesehen — nur noch dann als 
öffentlich gefördert, wenn die Rückzahlung oder Ablösung 
nach dem 1.1.1975 erfolgte. 

Rechtsgrundlage 
Gesetz über eine Volks-, Berufs-, Gebäude-, Wohnungs- und Arbeitsstätten-
zählung (Volkszählungsgesetz 1986) vom 1985 (BGBl. I S ) in Verbin-
dung mit dem Gesetz über die Statistikfür Bundeszwecke (Bundesstatistikgesetz 
— BStatG) vom 14. März 1980 (BGBl. I S. 289). 

Die Gebäudezählung soll den Gesamtbestand an Gebäuden mit Wohnraum und 
ständig bewohnten Unterkünften erfassen und — in Verbindung mit den 
Wohnungsangaben — die notwendigen Informationen über die Struktur des 
Wohnungsbestandes nach der Gebäudeart, dem Baualter, der öffentlichen 
Förderung und nach Eigentümergruppen liefern. Diese Informationen werden für 
die Wohnungs- und Städtebaupolitik benötigt. 

Die Angabe der Zahl der Wohnungen bzw. der Arbeitsstätten im Gebäude soll die 
Organisation der übrigen Zählungsteile erleichtern. 

Nach § 1 Absatz 3 Volkszählungsgesetz 1986 kann mit der Gebäudezählung bis 
zu sechs Monate vor dem Zählungsstichtag begonnen werden, Veränderungen, 
die sich bis zum Zählungsstichtag ergeben haben, sind auf Anforderung den 
Erhebungsstellen mitzuteilen. Erhoben werden die Merkmale nach § 6 Absatz 1 
Volkszählungsgesetz 1986. 

Nach § 10 BStatG besteht die Pflicht zur Beantwortung der aus dem Volkszäh-
lungsgesetz 1986 abgeleiteten Fragen. Auskunftspflichtig sind nach § 12 Volks-
zählungsgesetz 1986 der Eigentümer oder der Verwalter. 

Die Auskunftsverpflichtung besteht auch bei Rückfragen. Der vollständig aus-
gefüllte Erhebungsbogen ist innerhalb einer Woche bei der Erhebungsstelle 
abzugeben oder dorthin auf Kosten des Auskunftspflichtigen zu übersenden. Auf 
dem Umschlag ist die Anschrift des Auskunftspflichtigen anzugeben. 

Widerspruch oder Anfechtungsklage gegen die Aufforderung zur Auskunfts-
erteilung haben nach § 12 Volkszählungsgesetz 1986 keine aufschiebende 
Wirkung. 

Die erhobenen Angaben unterliegen der statistischen Geheimhaltung nach § 11 
BStatG. Einzelangaben dürfen nur in den in § 14 Volkszählungsgesetz 1986 
geregelten Fällen den do rt  genannten Stellen für statistische Aufbereitungen 
zugänglich gemacht werden. Eine Übermittlung ist nur in folgendem Fall 
gestattet: 

Eine Übermittlung von Einzelangaben ohne Hilfsmerkmale (Name, Straße und 
Hausnummer) dürfen an Gemeinden und Gemeindeverbände nur übermittelt 
werden, wenn bei der Gemeinde oder dem Gemeindeverband eine Stelle ein-
gerichtet ist, die ausschließlich für die Durchführung statistischer Aufgaben 
zuständig ist und von anderen kommunalen Verwaltungsstellen getrennt ist. 
Durch organisatorische und verfahrensmäßige Regelungen muß sicher-
gestellt sein, daß das Statistikgeheimnis gewährleistet ist. 

Die übermittelten Einzelangaben dürfen von den Empfängern nur für den 
Zweck verwendet werden, für den sie übermittelt werden. Damit ist aus-
geschlossen, daß übermittelte Daten für Zwecke des Verwaltungsvollzugs 
genutzt werden. 

Die Übermittlungen sind nach Umfang, Empfänger, Verwendungszweck und 
Datum der Weitergabe von den statistischen Ämtern der Länder aufzuzeich-
nen. Die Aufzeichnungen sind fünf Jahre aufzubewahren. 

Damit ist die Möglichkeit einer effektiven Kontrolle der Einhaltung der Über-
mittlungsvorschriften durch die Datenschutzbeauftragten und den Bürger 
selbst gewährleistet. 

Ausgeschlossen ist eine Übermittlung von nicht anonymisierten Einzel-
angaben an oberste Bundes- und Landesbehörden. Dies gilt auch für Über-
mittlungen zu wissenschaftlichen Zwecken. 

Trennung und Löschung 

Trennungs- und Löschungspflichten sind besondere Datenschutzvorkehrungen. 
Dabei wird von dem Grundgedanken ausgegangen, daß der Datenschutz umso 
bessert gesichert ist, je frühzeitiger die Trennung der einen Personenbezug 
herstellenden Angaben von den Erhebungsmerkmalen erfolgt, wobei für die 
Angaben, mit deren Hilfe ein Personenbezug hergestellt werden kann, nach der 
Trennung schließlich die Löschung, d. h. Vernichtung vorgesehen ist. 

Die Hilfsmerkmale (z. B. Namen, Vornamen) sind zum frühestmöglichsten Zeit-
punkt von den Erhebungsmerkmalen zu trennen und gesondert aufzubewahren. 
Straße und Hausnummer werden vorübergehend zusammen mit den Erhebungs-
merkmalen auf maschinelle Datenträger übernommen. Sobald feststeht, zu 
welcher kleinräumigen Gliederung (Blockseite) das Gebäude, die Wohnung oder 
der Haushalt gehört, werden Straße und Hausnummer gelöscht. 

Der Name wird in keinem Fall auf maschinelle Datenträger übernommen. Die 
Personen- und Wohnungsbogen werden zum frühestmöglichen Zeitpunkt ver-
nichtet, spätestens 2 Wochen nach Feststellung der amtlichen Bevölkerungszahl 
des Landes. 
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Erläuterungen zum Fragebogen 
der Arbeitsstättenzählung 1986 

als Bestandteil der Erhebungspapiere 

1 Zählungsbereich 
Als Arbeitsstätte gilt jede örtliche Einheit (ein Grundstück oder eine abge-
grenzte Räumlichkeit), in der regelmäßig mindestens eine Person unter ein-
heitlicher Leitung haupt- oder nebenberuflich erwerbstätig ist. Somit ist für 
jede Hauptniederlassung, jede Zweigniederlassung, jeden Filialbetrieb, jede 
Werkstätte, jede Praxis, jede Geschäftsstelle, jedes Büro, jede Dienststelle 
einer Behörde usw. ein Arbeitsstättenbogen auszufüllen. Baustellen und 
Schiffe gelten dagegen nicht als besondere Arbeitsstätten. 

Arbeitsstätten im Bereich der Land- und Forstwirtschaft sowie der Binnen-
fischerei werden bei der Arbeitsstättenzählung erfaßt, sofern sie bei der 
Besteuerung (Gewerbe-, Umsatz- und Einkommensteuer) als Gewerbe-
betrieb gelten. Dazu gehören z.B.: Betriebe der gewerblichen Gärtnerei 
(Landschafts- und Friedhofsgärtnerei), Betriebe der landwirtschaftlichen 
und der gewerblichen Tierhaltung (Schweinemästereien, Geflügelfarmen, 
Hundezüchtereien u.dgl.) sowie Dienstleistungsbetriebe für die Land- und 
Forstwirtschaft (Mähdrusch, Schädlingsbekämpfung, Schafschur u. dgl.). 

Hausgewerbetreibende, Zwischenmeister und Werkvertragspartner gelten 
als Selbständige und haben deshalb einen Arbeitsstättenbogen auszufüllen. 
Arbeitsstätten von Heimarbeitern werden jedoch nicht erfaßt. 

Als Unternehmen gilt hingegen die kleinste Einheit, die aus handels- und/ 
oder steuerrechtlichen Gründen Bücher führt und den Ertrag ermittelt. 

Die Arbeitsstättenzählung erstreckt sich auf alle Arbeitsstätten der gewerb-
lichen Landwirtschaft, der Produktion, des Handels und Verkehrs, der 
Banken und Versicherungen, des Gastgewerbes, der Reinigung und Körper-
pflege (z. B. Friseure), der Wissenschaft, Bildung, Kultur, Kunst und Publi-
zistik (z. B. Schulen, Theater, selbständige Künstler, Schriftsteller), des 
Gesundheitswesens (z. B. Ärzte und Hebammen, Krankenhäuser), der 
Rechts- und Wi rtschaftsberatung (z. B. Rechtsanwälte, Steuerberater, Wi rt

-schaftsberater und -prüfer), der Kirchen, Verbände, sonstigen Organisa-
tionen, der Behörden und der Sozialversicherung. 

Bestehen Betriebs-, Büro-, Ladengemeinschaften und Einkaufszentren aus 
verschiedenen Unternehmen, so müssen auch verschiedene Arbeitsstätten

-

bogen ausgefüllt werden. 

2 Wirtschaftliche Arbeitsstätten von Behörden 

Arbeitsstätten, die als Hauptniederlassungen der jeweiligen öffentlich-
rechtlichen Anstalten, Regiebetriebe, Eigenbetriebe und sonstigen Sonder-
vermögen zu behandeln sind, bitte die Abschnitte A — H vollständig aus-
füllen. Arbeitsstätten hingegen, die als Zweigniederlassungen gelten, 
müssen nur die Abschnitte A — D ausfüllen. Besteht nur eine einzige 
Arbeitsstätte, sind Angaben zu den Abschnitten A — F zu machen. 

3 Träger der Arbeitsstätte 
Hier sollen die Arbeitsstätten der Gebietskörperschaften und der Sozialver-
sicherung sowie von Organisationen ohne Erwerbszweck ihren Träger an-
geben, z. B. 

Arbeitsstätte 	 Träger 

Erholungsheim  	Gewerkschaft 
Kinderga rten  	Kirche 
Krankenhaus  	Rotes Kreuz 
Wi rtschaftsministerium  	Bund 
Polizei  	Land 
Ordnungsamt  	Gemeinde 
Altenpflegeheim  	gesetzliche Renten- 

versicherung 

4 Bitte tragen Sie hier keine Sammelbezeichnungen ein, sondern beschreiben 
Sie die A rt  der hergestellten, reparierten oder gehandelten Waren möglichst 
genau, also nicht Fahrzeuge, sondern Krafträder, Kraftwagen; nicht Metall-
waren, sondern Metallmöbel, Beschläge; nicht Bekleidung, sondern 
Herrenoberbekleidung, Wäsche, Kopfbedeckung. 

5 Zu den erbrachten Bauleistungen gehören die Leistungen im Bauhaupt- und 
Ausbaugewerbe, wie z. B. im Hochbau, Straßenbau, Gerüstbau, in der Dach-
deckerei und Zimmerei, der Klempnerei, Bautischlerei, Fliesen- und Platten-
legerei und im Malergewerbe. 

6 Hierzu gehören die von Handelsvertretern und -vermittlern vermittelten 
Waren sowie die von Grundstücks-, Hypotheken-, Finanzierungsmaklern 
und Versicherungsvertretern u.dgl. vermittelten Leistungen. 

7Geben Sie bitte an, ob es sich bei den Transportleistungen z.B. um 
Leistungen bei der Personen- oder Güterbeförderung, bei der See- oder 
Binnenschiffahrt, im Luftverkehr, in der Spedition oder Lagerei handelt. 

8 Hierzu gehören sämtliche Dienstleistungen von Unternehmen und freien 
Berufen wie z.B. von Sparkassen, Krankenversicherungen, Zahnärzten, 
Restaurants und Schankwirtschaften, Pensionen, Damenfriseuren, selb-
ständigen Wissenschaftlern und Sportlern, privaten Theatern, Sanatorien, 
Wäschereien, Chemischen Reinigungen, Bestattungsinstituten u. dgl. 

9 Kreuzen Sie hier bitte an, wenn Ihre Arbeitsstätte die Hauptniederlassung 
einer Firma, eines Unternehmens, einer Praxis u.dgl. ist, zu der noch recht-
lich unselbständige Arbeitsstätten (Zweigniederlassungen 10 ) gehören. 
Als Hauptniederlassung gilt nur die Arbeitsstätte, von der aus das ganze 
Unternehmen geleitet wird. 

10 Eine Arbeitsstätte gilt als Zweigniederlassung, wenn sie von der Haupt-
niederlassung räumlich — gegebenenfalls auch in derselben Gemeinde — 
getrennt besteht und rechtlich unselbständig ist. 

11 Tätige Personen 
Als tätige Personen gelten alle voll- und teilzeitbeschäftigten Personen, die 
am Stichtag in einem Arbeitsverhältnis stehen und in der Lohn- und Gehalts-
liste geführt werden, einschließlich tätiger Inhaber und unbezahlt mithelfen-
der Familienangehöriger, unabhängig von der Arbeitszeit, die sie in der 
Arbeitsstätte tätig sind. 

Mitzuzählen sind auch Vertreter und Reisende sowie das Personal auf Bau- 
und Montagestellen, auf Fahrzeugen und Schiffen. 

Nicht zu melden sind Personen, die zur Ableistung des Grundwehrdienstes 
oder des zivilen Ersatzdienstes einberufen sind, im Ausland beschäftigte 
Personen und Arbeitskräfte, die als Beauftragte anderer Arbeitsstätten in 
der meldenden Arbeitsstätte Montage- oder Reparaturarbeiten durch-
führen. Nicht mitzuzählen sind auch Arbeitskräfte, die von anderen Unter-
nehmen gegen Entgelt zur Arbeitsleistung gemäß dem Arbeitnehmerüber-
lassungsgesetz überlassen wurden (Leiharbeitnehmer wie Fremdlöhner, 
Zeitbeschäftigte für Bürotätigkeiten usw.). 

Bei Arbeitsstätten, die an Arbeitsgemeinschaften des Baugewerbes beteiligt 
sind, müssen die Angaben einschließlich „Arge-Anteile" gemacht werden. 

Heimarbeiter werden nicht erfaßt. 

12 Stichtag ist der 	 1986 
Sind die tätigen Personen zu diesem Tag nicht zu ermitteln, nehmen Sie bitte 
als Stichtag den nächstmöglichen Zeitpunkt vor oder nach dem 	 1986. 

13 Unbezahlt mithelfende Familienangehörige 
Mithelfende Familienangehörige, die in einem Lohn-, Gehalt- oder Aus-
bildungsverhältnis stehen, sind nicht hier, sondern unter C 4 — 7 und bei 
Hauptniederlassungen auch unter G 1 c zu melden. 

14 Angestellte 
Angestellte sind Arbeitnehmer, die der Beitragspflicht zur Angestellten-
versicherung unterliegen oder auf Grund besonderer Vorschriften von 
dieser befreit sind. Betriebsleiter, Direktoren, Vorstandsmitglieder und 
andere leitende Kräfte, die nicht Inhaber sind, sondern im Angestellten-
verhältnis stehen, sind hier mitzuzählen. 

15 Facharbeiter/Gesellen 
Facharbeiter/Gesellen sind Arbeitnehmer, die der Arbeiterrentenversiche-
rung unterliegen oder auf Grund besonderer Vorschriften von dieser befreit 
sind und wegen ihrer Fachkenntnisse und Fähigkeiten mit Arbeiten beschäf-
tigt werden, die als besonders schwierig oderverantwortungsvoll gelten. Die 
Befähigung kann durch eine abgeschlossene praktische Berufsausbildung, 
einen gleichwertigen Berufsfachschulabschluß oder durch langjährige 
Beschäftigung mit gleichwertigen Arbeiten bei entsprechender Entlohnung 
erworben sein (z. B. Vorarbeiter). Arbeiterrentenversicherungspflichtige 
Meister sind hier ebenfalls zu erfassen. 

16 Auszubildende 
Hierzu zählen gewerblich, kaufmännisch, händwerklich, landwirtschaftlich 
und technisch Auszubildende in allen Ausbildungsbereichen und im öffent-
lichen Dienst, einschl. Anlernlinge, Umschüler, Volontäre und Praktikanten, 
jedoch ohne Beamte im Vorbereitungsdienst. 

17 Teilzeitbeschäftigte 
Als Teilzeitbeschäftigte gelten alle am Stichtag tätigen Personen, die zur 
Ableistung einer kürzeren als der orts-, branchen- oder betriebsüblichen 
Wochenarbeitszeit eingestellt sind. Tätige Inhaber und unbezahlt mit-
helfende Familienangehörige sind entsprechend zu beurteilen. Kurzarbeit 
gilt nicht als Teilzeitbeschäftigung. 

18 Ausländer 
Ausländer sind alle Personen ohne deutsche Staatsangehörigkeit einschl. 
der Staatenlosen und der Personen mit "ungeklärter" Staatsangehörigkeit, 
die sich im Bundesgebiet aufhalten. Die in der Bundesrepublik anwesenden 
nichtdeutschen Flüchtlinge, die den Status eines heimatlosen Ausländers 
oder ausländischen Flüchtlings besitzen, zählen zu den Ausländern. 
Personen, die sowohl die deutsche als auch eine fremde Staatsangehörig-
keit haben, gelten als deutsche Staatsangehörige. 

19 Löhne und Gehälter für 1985 
Die Summe der Löhne und Gehälter bezieht sich auf das Kalenderjahr 1985. 
Sollte die Angabe nur für das Geschäftsjahr möglich sein, sind die Angaben 
für das letzte Geschäftsjahr zu machen, das bis 	 1986 zu Ende ging. 



Hinweise zur Arbeitsstättenzählung  

Was über die Arbeitsstättenzählung 1986 bekannt sein sollte 
(S 16 VZG): 

1. Zweck, Art und Umfang der Erhebung  

Die Arbeitsstättenzählung ist eine Erhebung, die im Rahmen 
der Volkszählung etwa alle 10 Jahre durchgeführt wird. Sie 
bildet eine wichtige Grundlage für Entscheidungen auf den 
Gebieten Wirtschafts-, Verkehrs- und Sozialpolitik, Ar-
beitsmarkt und Umwelt. Die Arbeitsstättenzählung schafft 
damit eine für eine an marktwirtschaftlichen Prinzipien 
orientierte staatliche Politik unentbehrliche Handlungs-
grundlage. 
Bei der Arbeitsstättenzählung handelt es sich um eine 
stichtagsbezogene, umfassende Bestandsaufnahme für den ge-
samten Bereich der Wirtschaft einschl. der Behörden und 
Teilen der Landwirtschaft. Sie liefert in tiefer fachlicher 
und regionaler Gliederung einen Überblick über Zahl und 
Größe der Arbeitsstätten und Unternehmen. Zu diesem Zweck 
werden vor allem Angaben über die tätigen Personen und die 
von den Arbeitsstätten und Unternehmen gezahlten Löhne und 
Gehälter erfragt. 

2. Statistische Geheimhaltung und Auskunfts-
pflicht  

Die Angaben, die für die Arbeitsstättenzählung gemacht 
werden, sind von allen mit der Durchführung dieser Stati-
stik amtlich betrauten Personen (z.B. Zähler, Mitarbeiter 
in den Erhebungsstellen usw.) geheimzuhalten. Dieser zen-
trale Grundsatz der Statistik zum Schutz des einzelnen vor 
der Offenlegung seiner persönlichen und sachlichen Verhält-
nisse soll zugleich auch das Vertrauensverhältnis zwischen 
den Befragten und den staatlichen Behörden wahren. Ver-
stöße gegen die Geheimhaltung werden strafrechtlich ge-
ahndet. 
Die statistische Geheimhaltung steht in enger Beziehung zur 
statistischen Auskunftspflicht. Gemäß S  10 Bundesstatistik-
gesetz besteht die Pflicht zur Beantwortung der Fragen. 
Wer auskunftspflichtig ist, bestimmt S 12 Volkszählungs-
gesetz 1986. 

Auskunftspflichtig sind bei der Arbeitsstättenzählung die 
Inhaber oder Leiter der Arbeitsstätten und Unternehmen. 
Für die Hilfsmerkmale "Telefon-Nummer" und "Bearbeiter des 
Fragebogens" sind die Auskünfte freiwillig. 

Um die Ergebnisse zum Zählungsstichtag zu erhalten, müssen 
die Auskünfte unmittelbar erteilt werden. Deshalb ist im 
Volkszählungsgesetz 1986 die sofortige Vollziehbarkeit der 
Aufforderung zur Auskunftserteilung angeordnet worden, und 
Widerspruch oder Anfechtungsklage gegen diese Aufforderung 
haben keine aufschiebende Wirkung. 

Die Fragen können schriftlich oder mündlich gegenüber dem  
Zähler beantwortet werden. Schriftlich ausgefüllte Frage-

bogen können direkt dem Zähler ausgehändigt, oder innerhalb 
einer Woche an die Erhebungsstelle, auf Kosten des Aus-
kunftspflichtigen, gesandt werden. Bei Abgabe in verschlos-
senem Umschlag sind Name, Bezeichnung der Arbeitsstätte/des 
Unternehmens sowie Straße und Hausnummer auf dem Umschlag 
anzugeben. 

3. Zähler  

Der Zähler ist von der Erhebungsstelle ausgewählt und auf 
die Wahrung des Statistikgeheimnisses schriftlich ver-
pflichtet. Er hat alle ihm zur Kenntnis gelangenden Ange-
legenheiten - auch nach Beendigung der Zählertätigkeit - 
geheimzuhalten. Bei Ausübung seiner Tätigkeit hat sich der 
Zähler auszuweisen. 
Der Zähler ist berechtigt, die Zahl der Arbeitsstätten in 
der Wohnung sowie die ebenfalls in S 10 Abs. 6 des Volks-
zählungsgesetzes bezeichneten Hilfsmerkmale in die Erhe-
bungsvordrucke einzutragen. Dies gilt auch für weitere Ein-
tragungen in die Erhebungsbogen, wenn und soweit die Aus-
kunftspflichtigen einverstanden sind. 

4. Übermittlung  

Die erhobenen Angaben unterliegen der statistischen Geheim-
haltung nach S 11 Bundesstatistikgesetz. Einzelangaben 

dürfen nur in den in S 14 Volkszählungsgesetz 1986 gesetz-
lich zugelassenen Fällen übermittelt werden. 
Im einzelnen gilt: 

- "(1) Für eigene statistische Aufbereitungen dürfen den 
Gemeinden und Gemeindeverbänden Einzelangaben 
aus ihrem Zuständigkeitsbereich ohne Hilfsmerkmale 
von den statistischen Ämtern der Länder übermittelt 
werden, soweit die Einzelangaben auf Datenträger, 
die für die maschinelle Weiterverarbeitung bestimmt 
sind, übernommen wurden und die statistischen Ämter 
der Länder entsprechende Aufbereitungen nicht selbst 
durchführen können. Die Übermittlung ist nur zulässig, 
wenn durch Landesrecht eine Trennung der zur Durch-
führung statistischer Aufgaben zuständigen Stelle von 
anderen kommunalen Verwaltungsstellen sichergestellt 
und das Statistikgeheimnis durch Organisation und 
Verfahren gewährleistet ist." 

- "(2) Die nach Absatz 1 übermittelten Einzelangaben dürfen 
von den Empfängern nur für den Zweck verwendet werden, 
für den sie übermittelt wurden." 

- "(3) Die Übermittlungen nach Absatz 1 sind nach Umfang, 
Empfänger, Verwendungszweck und Datum der Weitergabe 
von den statistischen Ämtern der Länder aufzuzeichnen. 
Die Aufzeichnungen sind mindestens fünf Jahre aufzube-
wahren." 

Damit ist ausgeschlossen, daß übermittelte Daten für Zwecke 
des Verwaltungsvollzugs genutzt werden. Die Möglichkeit 
einer effektiven Kontrolle der Einhaltung der Übermittlungs-
vorschriften durch die Datenschutzbeauftragten und den Bür-
ger selbst ist durch die genannten Regelungen gewährleistet. 

Ausgeschlossen ist eine Übermittlung von nicht anonymisier-
ten Daten - Einzelangaben - an oberste Bundes- und Landes-
behörden. Dies gilt auch für Übermittlung zu wissenschaft-
lichen Zwecken. 

- "(4) Über die Erhebungsmerkmale nach S 7 Nr. 1 Buchstabe b, 
gegliedert nach Art der wirtschaftlichen Tätigkeit 
der Arbeitsstätten und Unternehmen, sowie über die 
Erhebungsmerkmale nach S 7 Nr. 3 Buchstaben a und b 
ohne Summe der Bruttolöhne und -gehälter des vorher-
gehenden Kalenderjahres, dürfen statistische Ergeb-
nisse, auch soweit sie Einzelangaben enthalten, in 
einer räumlichen Gliederung bis zur Ebene der Ge-
meinde von den statistischen Ämtern des Bundes und 
der Länder veröffentlicht werden." 

In statistischen Tabellen dürfen gemäß S 14 Abs. 4 bis auf 
Gemeindeebene einzelne tätige Personen nach ihrer Stellung 
im Betrieb, nach Geschlecht und nach Wirtschaftszweigen 
nachgewiesen werden. Ferner dürfen diese Angaben auch dann 
veröffentlicht werden, wenn von weniger als drei Arbeits-
stätten/Unternehmen Meldungen vorliegen. 

5. Trennung und Löschung  

Trennungs- und Löschungspflichten sind besondere Daten-
schutzvorkehrungen. Dabei wird von dem Grundgedanken ausge-
gangen, daß der Datenschutz umso besser gesichert ist, je 
frühzeitiger die Trennung der einen Personenbezug herstel-
lenden Angaben von den Erhebungsmerkmalen erfolgt. Die 
Hilfsmerkmale (Namen, Bezeichnung, Straße und Hausnummer, 
Bearbeiter des Fragebogens und Telefonnummer) sind zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt von den Erhebungsmerkmalen zu 
trennen und gesondert aufzubewahren. 

Sie dürfen (ohne "Telefon-Nummer" und "Bearbeiter des 
Fragebogens") zusammen mit der Zahl der tätigen Personen, 
der Angabe des Wirtschaftszweiges und der Angabe über die 
Zugehörigkeit zum Handwerk für Wirtschafts-, Lohn- und Um-
weltstatistiken sowie zur Aktualisierung der Unternehmens-
kartei im Produzierenden Gewerbe genutzt werden. 

Straße und Hausnummer werden auch vorübergehend gemeinsam 
mit den Erhebungsmerkmalen auf maschinelle Datenträger über-
nommen. Sobald feststeht, zu welcher kleinräumigen Gliede

-

rung (Blockseite) die Arbeitsstätte gehört, werden Straße 
und Hausnummer in diesem Datenmaterial gelöscht. Die Frage-
bogenteile, die die Erhebungsmerkmale enthalten, werden zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt vernichtet, spätestens zu dem 
Zeitpunkt,zu dem die Personen- und Wohnungsbogen zu ver-
nichten sind, d.h. zwei Wochen nach Feststellung der amt-
lichen Bevölkerungszahl des Landes. 





Bei den Löhnen und Gehältern sind einzubeziehen alle tariflichen oder frei 
vereinbarten Zulagen (z.B. Akkord-, Nachtarbeits- und Schmutzzulagen, 
Mietzuschüsse, Kinderzulagen, Fahrkartenzuschüsse, Essengeld), Natural-
vergütungen, Vergütungen für ausgefallene Arbeitszeit (insbesondere 
Urlaubsgeld), Zuschüsse des Arbeitgebers zum Krankengeld, Urlaubs-
beihilfen, Entschädigungen für nicht gewährten Urlaub, Gratifikationen, 
Gewinnbeteiligungen, Erfolgsprämien, Erfindergeld, vermögenswirksame 
Leistungen im Sinne von § 2 des Gesetzes zur Förderung der Vermögens-
bildung der Arbeitnehmer. 

Vergütungen für Heimarbeiter sind nicht zu melden. 

Nicht einzubeziehen sind Pflichtbeiträge des Arbeitgebers zur Sozialver-
sicherung, Zahlungen auf Grund des Kindergeldgesetzes, allgemeine soziale 
Aufwendungen (z.B. für Kantinen, Werkskindergärten, Erholungsheime 
usw.), Spesenersatz, Bergmannsprämien für Bergleute unter Tage, Ruhe-
gehälter und Betriebspensionen, Auslösungen im Baugewerbe sowie 
Umzugkostenvergütungen. 

20 Rechtsform des Unternehmens 

Hierzu gehören auch die mit dem Zweck der Kostendeckung betriebenen 
erwerbswirtschaftlich geführten Unternehmen ohne eigenständige Rechts-
form (Regiebetriebe, Eigenbetriebe und sonstige Sondervermögen) von 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts. 

21 Angaben für das gesamte Unternehmen 

Die Angaben sind für das gesamte Unternehmen als rechtlich selbständige 
Einheit einschließlich aller Zweigniederlassungen im Inland — auch land- 

und forstwirtschaftlicher A rt  — zu machen. Zweigniederlassungen im Aus-
land werden hingegen nicht erfaßt. Bei Unternehmen, die sich an Arbeits-
gemeinschaften des Baugewerbes beteiligen, sind die „Arge-Anteile" 
einzubeziehen. 

— Die tätigen Personen des gesamten Unternehmens in Abschnitt G 
setzen sich aus den tätigen Personen in der Hauptniederlassung 
(Abschnitt C) und den tätigen Personen in den Zweigniederlassungen 
(Abschnitt H) zusammen. 

In Abschnitt H sind die tätigen Personen je Zweigniederlassung nur in 
einer Position ausgewiesen. Deshalb müssen sie in männliche und 
weibliche tätige Inhaber, unbezahlt mithelfende Familienangehörige und 
Arbeitnehmer aufgeteilt werden. Zusammen mit den entsprechenden 
Positionen in Abschnitt C erhalten Sie als Summe die für das gesamte 
Unternehmen einzutragenden Zahlen. Die Arbeitnehmer setzen sich in 
Abschnitt C aus den Positionen 3 — 7 zusammen. 

— Die Bruttolöhne und -gehälter des gesamten Unternehmens in 
Abschnitt G erhalten Sie ebenfalls als Summe der Löhne und Gehälter der 
Hauptniederlassung (Abschnitt D) und der Löhne und Gehälter der 
Zweigniederlassungen (Abschnitt H). 

22 Zu den Arbeitnehmern zählen Beamte, Angestellte, Facharbeiter, Gesellen, 
sonstige Arbeiter und Auszubildende. 

23 In Abschnitt H sind alle inländischen Zweigniederlassungen aufzuführen, 
auch solche land-und forstwirtschaftlicher Art . 

24 Wenn Sie in einer Gemeinde mehrere Zweigniederlassungen haben, führen 
Sie diese bitte einzeln auf. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu §§ 2 und 5 

In § 2 Abs. 2 Satz 2 ist nach den Worten „Perso-
nen mit mehreren Wohnungen" folgender 
Klammerzusatz einzufügen: 

„(§ 12 Melderechtsrahmengesetz — MRRG)". 

Als Folge ist in § 5 Nr. 1 der Klammerzusatz 
„(§ 12 Melderechtsrahmengesetz — MRRG)" 
durch den Klammerzusatz „(§ 12 MRRG)" zu 
ersetzen. 

Begründung 

Es soll klargestellt werden, daß die melderecht-
liche Haupt- und Nebenwohnung und nicht die 
Eigentumsverhältnisse gemeint sind. 

2. Zu § 5 

In § 5 Nr. 1 ist das Wort „überwiegend" durch 
das Wort „vorwiegend" zu ersetzen. 

Begründung 

Im Melderechtsrahmengesetz und im Perso-
nenbogen wird ebenfalls der Begriff „vorwie-
gend" verwendet. 

3. Zu § 7 

In § 7 Nr. 3- Buchstabe b ist vor dem Wort 
„Zweigniederlassung" das Wort „inländische" 
einzufügen. 

Begründung 

Redaktionelle Änderung zur Klarstellung, daß 
für ausländische Zweigniederlassungen keine 
Angaben verlangt werden. 

4. Zu § 9 Abs. 1 

In § 9 Abs. 1 sind 

a) in Satz 1 die Worte „personell und organisa-
torisch" zu streichen sowie 

b) Satz 2 eingangs wie folgt zu fassen: 

„Durch personelle und organisatorische 
Maßnahmen ist sicherzustellen, ... (weiter 
wie Regierungsvorlage)". 

Begründung 

Die vorgeschlagene Fassung entspricht den 
Forderungen des Bundesverfassungsgerichts, 
befreit jedoch kleinere Gemeinden von Organi-
sationsvorgaben, die kommunalverfassungs-
rechtlich bedenklich und praktisch nicht durch-
zuführen sind. 

5. Zu § 9 Abs. 1a — neu — 

In § 9 ist nach Absatz 1 folgender Absatz 1 a ein-
zufügen: 

„(1a) Die in den Erhebungsstellen tätigen 
Personen dürfen die aus dieser Tätigkeit ge-
wonnenen Erkenntnisse über Auskunftspflich-
tige nicht in anderen Verfahren oder für andere 
Zwecke verwenden." 

Begründung 

Die Bediensteten in den Erhebungsstellen un-
terliegen damit einem Verwendungs- und Ver-
wertungsverbot für alle ihre Erkenntnisse aus 
der Zähltätigkeit. 

6. Zu § 9 Abs. 2 

In § 9 Abs. 2 ist nach Satz 1 folgender Satz ein-
zufügen: 

„Sie können die Aufgaben der Erhebungsstel-
len auf die Gemeinden übertragen." 

Begründung 

Für verschiedene Länder bedarf es einer be-
sonderen bundesgesetzlichen Klarstellung, daß 
die Aufgaben der Erhebungsstellen auf die Ge-
meinden übertragen werden können. 

7. Zu § 10 Abs. 6 

In § 10 Abs. 6 Satz 1 sind nach den Worten „in 
der Wohnung" die Worte ,,, über die Zugehörig-
keit zu ausländischen Streitkräften oder zu di-
plomatischen und berufskonsularischen Ver-
tretungen oder zur Ständigen Vertretung der 
Deutschen Demokratischen Republik, das 
Leerstehen der Wohnung" einzufügen. 

Begründung 

Der Zähler muß diese Angaben aus organisato-
rischen Gründen selbst eintragen können. Bei 
leerstehenden Wohnungen (§ 6 Abs. 2 Nr. 2) 
fehlt ein anwesender Auskunftspflichtiger, dem 
der Zähler die Erhebungsunterlagen aushändi-
gen kann. Die Angehörigen von ausländischen 
Streitkräften sowie von diplomatischen und be-
rufskonsularischen Vertretungen (§ 6 Abs. 2 
Nr. 2) sind nicht verpflichtet, Angaben über 
ihre Zugehörigkeit zu diesem Personenkreis 
selbst in die Erhebungsvordrucke einzutragen. 

8. Zu § 10 Abs. 6 

In § 10 Abs. 6 Satz 2 sind die Worte „die Eintra-
gungen in weitere Erhebungsvordrucke" durch 
die Worte „weitere Eintragungen in die Erhe-
bungsvordrucke" zu ersetzen. 
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Begründung 

Da der Begriff Erhebungsvordrucke einheitlich 
für alle Vordrucke verwendet wird, ist es miß-
verständlich, wenn in Satz 1 von Erhebungsvor-
drucken und in Satz 2 von weiteren, nämlich 
anderen Erhebungsvordrucken die Rede ist. 
Insbesondere die Eintragung in die Erhebungs-
bogen soll im Einverständnis mit dem Aus-
kunftspflichtigen möglich sein. Die Änderung 
stellt klar, daß die Erhebungsbogen zu den Er-
hebungsvordrucken nach Satz 1 gehören. 

9. Zu § 10 Abs. 7 

In § 10 ist Absatz 7 wie folgt zu fassen: 

„(7) Die Zähler dürfen die aus der Zählertä-
tigkeit gewonnenen Erkenntnisse über Aus-
kunftspflichtige nicht in anderen Verfahren 
oder für andere Zwecke verwenden. Im übrigen 
finden die Bestimmungen der Verwaltungsver-
fahrensgesetze der Länder über die ehrenamt-
liche Tätigkeit im Verwaltungsverfahren — mit 
Ausnahme der Vorschriften über die Entschä-
digung — ergänzend Anwendung. Die Zähler 
sind über ihre Rechte und Pflichten zu beleh-
ren." 

Begründung 

Die Verwaltungsverfahrensgesetze enthalten 
in ihren Bestimmungen über die ehrenamtliche 
Tätigkeit nicht immer ein ausdrückliches 
Zweckentfremdungsverbot. Eine entspre-
chende Ergänzung ist daher schon aus Grün-
den der Klarstellung erforderlich. Sie erhöht 
zugleich die Akzeptanz der Volkszählung bei 
den Betroffenen. 

10. Zu § 10 Abs. 8 — neu — 

In  § 10 ist nach Absatz 7 folgender Absatz 8 an-
zufügen: 

„(8) Die von den Erhebungsstellen für die 
ehrenamtliche Tätigkeit der Zähler gewährten 
Entschädigungen unterliegen nicht der Ein-
kommensteuer." 

Begründung 

Der Antrag hat die volle Steuerbefreiung für 
die den Zählern gewährte Entschädigung zum 
Ziel. 

Eine derartige Regelung ist notwendig, um eine 
ausreichende Zahl von Zählern für eine ehren-
amtliche Tätigkeit zu gewinnen und um zu ver-
meiden, daß letztlich die Gemeinden die Steu-
ern entrichten müssen. 

11. Zu § 11 Abs.1 

In § 11 Abs. 1 ist folgender Satz anzufügen: 

„Soweit es erforderlich ist, können diese Daten 
mit Ausnahme von Vor- und Familiennamen 
auch zur Vervollständigung der Angaben der 
Volks- und Berufszählung verwendet werden."  

Begründung 

Bei längerer Abwesenheit des Auskunftspflich-
tigen können die Erhebungsstellen die Erhe-
bungsvordrucke nicht durch Rückfragen ver

-

vollständigen. Eine vollständige Ermittlung der 
exakten Einwohnerzahl der Gemeinde ist dann 
nur durch Ergänzung mit den Angaben aus den 
Melderegistern einschließlich der Angaben 
über Haupt- und Nebenwohnung möglich. 

Das Bundesverfassungsgericht hat die Notwen-
digkeit einer vollständigen und regional richti-
gen Feststellung der Einwohnerzahl zu einem 
bestimmten Zählungsstichtag ausdrücklich an-
erkannt und festgestellt, daß verläßliche Daten 
über die Gesamtbevölkerung als Vorbedingung 
für die Planmäßigkeit staatlichen Handelns zur 
Erfüllung legitimer Staatsaufgaben benötigt 
werden (BVerfGE 65, S. 54f. und S. 57). 

Um dies zu erreichen, ist die Ergänzung der 
Erhebungsvordrucke mit den wenigen aus dem 
Melderegister übermittelten Daten ohne Na-
men und Anschrift das vom Bundesverfas-
sungsgericht geforderte mildeste Mittel 
(BVerfGE 65, S. 54). 

12. Zu § 11 Abs. 2 

In § 11 Abs. 2 sind nach den Worten „Stellen der 
Gemeinden" die Worte „oder die für die Gebäu-
debrandversicherung zuständigen juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts" einzufügen. 

Begründung 

Öffentliche rechtliche Gebäudebrandversiche-
rungen führen zum Teil — so z. B. die baden-
württembergischen Gebäudebrandversiche-
rungsanstalten — Dateien mit den Adressen 
sämtlicher Gebäudeeigentümer, während dies 
nicht bei allen Gemeinden der Fall ist. Es er-
leichtert daher die Gebäudezählung, wenn die 
Erhebungsstellen die Möglichkeit haben, die 
Adressen der Gebäudeeigentümer von den 
Gebäudebrandversicherungsanstalten anzufor-
dern. 

13. Zu § 11 Abs. 3 — neu — 

In § 11 ist nach Absatz 2 folgender Absatz 3 an-
zufügen: 

„(3) Die für die Entgegennahme von Gewer-
beanzeigen (§ 14 Abs. 1 GewO) zuständigen 
Stellen der Gemeinden übermitteln den Erhe-
bungsstellen auf Verlangen Name, Bezeich-
nung, Straße und Hausnummer der Arbeits-
stätten." 

Begründung 

Die Verwendung des Anschriftenmaterials der 
Gewerbekartei dient ebenfalls der Organisa-
tion der Zählung; sie erleichtert die Tätigkeit 
der Zähler und verbessert damit das Ergebnis 
der Zählung. 
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14. Zu § 13 Abs. 2 

In § 13 Abs. 2 ist Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„Zur ordnungsgemäßen Durchführung der Zäh-
lertätigkeit sind die Angaben nach § 10 Abs. 6 
Satz 1 dem Zähler auf Verlangen mündlich mit-
zuteilen." 

Begründung 

Eine Auskunftspflicht gegenüber dem Zähler 
ist mit der Forderung des Bundesverfassungs-
gerichts, eine schriftliche Beantwortung zu er-
möglichen, grundsätzlich nicht vereinbar. Eine 
Ausnahme kommt nur dann in Betracht, wenn 
sie zur ordnungsgemäßen Durchführung der 
Zählertätigkeit erforderlich ist. Der Grund für 
die Ausnahme sollte im Gesetz genannt wer-
den, um Mißbräuche auszuschließen und dem 
Betroffenen den Sinn der Vorschrift deutlich zu 
machen. 

15. Zu § 13 Abs. 2 

In § 13 Abs. 2 ist folgender Satz anzufügen: 

„Die mündliche Beantwortung der Fragen be-
rechtigt den Zähler zur Eintragung nach § 10 
Abs. 6 Satz 2." 

Begründung 

Die Ergänzung schließt aus, daß die Fragen 
zwar mündlich beantwortet werden, einer Ein-
tragung durch den Zähler gemäß § 10 Abs. 6 
Satz 2 aber nicht zugestimmt wird. 

16. Zu § 13 Abs. 5 

In § 13 Abs. 5 Satz 2 sind nach dem Wort „genü-
gen" die Worte „auf dem Umschlag" einzufü-
gen. 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. 

17. Zu § 14 Abs. 4 

In § 14 Abs. 4 sind die Worte „, auch soweit sie 
Einzelangaben enthalten," zu streichen sowie 
die Worte „veröffentlicht werden" durch die 
Worte „auch veröffentlicht werden, soweit sie 
Einzelangaben enthalten" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung. Die For-
mulierung des Gesetzentwurfs könnte so ver-
standen werden, daß die genannten Veröffentli-
chungen nur bis zur Ebene der Gemeinde zu-
lässig sind, in einer darüber hinausgehenden 
tieferen regionalen Gliederung aber nicht. Ge-
meint ist aber, daß bis zur Ebene der Gemeinde 
sogar Veröffentlichungen zulässig sind, die 
auch Einzelangaben enthalten. 

18. Zu § 15 Abs. 1 

In § 15 Abs. 1 sind die Worte „Straße, Hausnum-
mer und" durch die Worte „Straße und Haus-
nummer, außerdem" zu ersetzen. 

Begründung 

Es wird klargestellt, daß neben Straße und 
Hausnummer in allen Fällen des § 8 zusätzlich 
die angegebenen Hilfsmerkmale betroffen 
sind. 

19: Zu § 15 Abs. 3 

In § 15 Abs. 3 ist folgender Satz anzufügen: 

„Dies gilt nicht für die laufenden Nummern der 
Arbeitsstättenbogen; sie sind spätestens sechs 
Jahre nach dem Stichtag der Volkszählung zu 
löschen." 

Begründung 

Die Arbeitsstättenzählung dient auch dazu, 
Grundlagen für nachgehende Stichprobenerhe-
bungen im Bereich der Wirtschafts-, Lohn- und 
Umweltstatistiken zu liefern (vgl. § 15 Abs. 5 
Satz 5). Die für diese Stichproben auszuwählen-
den Arbeitsstätten/Unternehmen können nur 
in automatischen Verfahren bestimmt werden. 
Nur mit Hilfe maschineller Verfahren kann ei-
nerseits eine typische Stichprobenauswahl hin-
sichtlich der Wirtschaftszweige und Größen-
klassen der Arbeitsstätten/Unternehmen ge-
troffen und andererseits der Stichprobenum-
fang auf eine möglichst geringe Anzahl von Ar-
beitsstätten/Unternehmen beschränkt werden. 

Da auf den maschinellen Datenträgern nicht 
die Namen der Arbeitsstätten, sondern als 
einziges Kennzeichnungsmerkmal die Num-
mern der Erhebungsbogen enthalten sind, dür-
fen diese Nummern nicht bereits nach kurzer 
Frist gelöscht werden. Nur über die laufenden 
Nummern können die Erhebungsbogen der in 
eine Stichprobenauswahl gelangten Einheiten 
herausgefunden und so die Namen der betref-
fenden Arbeitsstätten/Unternehmen festge-
stellt werden. 

20. Zu § 15 Abs. 4 

In § 15 Abs. 4 ist Satz 4 zu streichen. 

Begründung 

Das Bundesverfassungsgericht hat die Speiche-
rung von Daten auf Vorrat für statistische 
Zwecke ausdrücklich anerkannt (BVerfGE 65, 
S. 47). Die Löschung der Blockseite als Ergeb-
nis der statistischen Auswertung ist nach dem 
Urteil zweckwidrig, da die Volkszählung eine 
gesicherte Datenbasis für weitere statistische 
Untersuchungen liefern soll, die dem Staat erst 
die nötigen Informationen für künftiges Planen 
und Handeln verschaffen (BVerfGE 65, S. 54). 
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21. Zu § 15 Abs. 5 

In § 15 Abs. 5 Satz 1 ist das Wort „Bundesstati-
stiken" durch die Worte „Bundes- oder Landes-
statistiken" zu ersetzen. 

Begründung 

Damit soll sichergestellt werden, daß auch 
Stichproben auf landesrechtlicher Grundlage 
durchgeführt werden können. 

22. Zu § 17 

In § 17 Satz 1 ist die Zahl „2,50" durch die Zahl 
„5,00" zu ersetzen. 

Begründung 

Der außergewöhnliche Umfang der durch die 
Volkszählung 1986 entstehenden Kosten macht 
einen Ausgleich durch den Bund nach Artikel 
106 Abs. 4 Satz 2 GG unerläßlich. 

Für die Durchführung der Volkszählung 1970 
betrug die Finanzzuweisung 1,30 DM je Ein-
wohner am Stichtag der Zählung. Damit wur-
den rd. 50 v. H. der den Ländern und Gemein-
den entstehenden Kosten abgedeckt. 

Für die Volkzählung 1986 muß eine Interessen-
quote des Bundes in mindestens gleicher Höhe 
unterstellt werden, wenn man allein den aus 
verfassungsrechtlichen Gründen entfallenen 
Nutzen der Zählung für Zwecke des Melderegi-
sterabgleichs bei den Gemeinden in Betracht 
zieht. 

Die Bundesregierung hat der Kostenschätzung 
den Kostenstand vom April 1984 zugrunde ge-
legt und die Kosten der Länder (305,3 Mio. DM) 
und der Gemeinden (210 Mio. DM) auf 515,3 
Mio. DM veranschlagt. Bis zur Entstehung die-
ser Aufwendungen in den Jahren 1985 bis 1990 
werden durch Lohn- und Gehaltserhöhungen 
sowie durch die Preisentwicklung bei den Sach-
kosten Kostensteigerungen eintreten, die mit 
jährlich mindestens 3,5 v. H. anzusetzen sind. 
Darüber hinaus ist bei der aus verfassungs-

rechtlichen Gründen modifizierten Zählung 
1986 ein besonderer Aufwand bei der verwal-
tungstechnischen Durchführung zu erwarten, 
der einen zusätzlichen finanziellen Unsicher-
heitsfaktor darstellt. Die den Ländern und Ge-
meinden entstehenden Mehrbelastungen betra

-

gen daher voraussichtlich über 550 Mio. DM. 

Andererseits steht die für die Finanzzuweisung 
maßgebende Einwohnerzahl erst nach der 
Volkszählung fest, so daß auch insoweit ein ge-
wisser „Risikozuschlag" gerechtfertigt ist. In 
Anbetracht dieser auf die Verteilung der Ko-
sten einwirkenden Faktoren und des erhebli-
chen Bundesinteresses an der Durchführung 
und den Ergebnissen der Volkszählung im Jahr 
1986 erscheint eine Finanzzuweisung von 5 DM 
je Einwohner gerechtfertigt. 

23. Zu § 17 

In § 17 ist Satz 3 wie folgt zu fassen: 

„Die Finanzzuweisung ist in zwei Teilbeträgen 
am 1. Juli 1986 und 1. Juli 1987 zu zahlen." 

Begründung 

Die für den Vollzug des Volkszählungsgesetzes 
entstehenden Kosten werden sich nicht gleich-
mäßig auf mehrere Jahre verteilen. Nach den 
bisherigen Erfahrungen ist für das eigentliche 
Zählungsjahr (1986) mit einem Aufwand von 
über 60 v. H. der Gesamtaufwendungen, für das 
darauffolgende Jahr mit weiteren rd. 30 v. H. zu 
rechnen. Eine Leistung der Finanzzuweisung 
des Bundes in drei Jahresraten würde damit 
der tatsächlichen Kostenbelastung in keiner 
Weise gerecht. Sachlich vertretbar erscheint 
noch eine Aufteilung in zwei Teilbeträge. 

Obgleich die im Gesetzentwurf vorgesehene 
Regelung dem für die Volkszählung 1983 fest-
gelegten Modus entspricht, ist darin kein Prä-
judiz für die Volkszählung 1986 zu sehen, weil 
diese Aufteilung Teil des im Vermittlungsver-
fahren zur damaligen Finanzzuweisung gefun-
denen Kompromisses war. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 

Zu 1. Zu §§ 2 und 5 
Zu2. Zu § 5 
Zu3. Zu § 7 
Zu 5. Zu § 9 Abs. 1 a — neu — 
Zu6. Zu § 9 Abs. 2 
Zu7. Zu § 10 Abs. 6 
Zu8. Zu § 10 Abs. 6 
Zu9. Zu § 10 Abs. 7 
Zu 11. Zu § 11 Abs. 1 
Zu 12. Zu § 11 Abs. 2 
Zu 13. Zu § 11 Abs. 3 — neu — 
Zu 14. Zu § 13 Abs. 2 
Zu 15. Zu § 13 Abs. 2 
Zu 16. Zu § 13 Abs. 5 
Zu 17. Zu § 14 Abs. 4 
Zu 18. Zu § 15 Abs. 1 
Zu 19. Zu § 15 Abs. 3 
Zu 21. Zu § 15 Abs. 5 
Zu 23. Zu § 17 Satz 3 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen des 
Bundesrates zu. 

Zu 4. Zu § 9 Abs. 1 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen des 
Bundesrates zu. Sie geht dabei davon aus, daß die 
Streichung in § 9 Abs. 1 Satz 1 das Gebot der organi-
satorischen Trennung unberührt läßt. 

Zu 10. Zu § 10 Abs. 8 — neu — 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zu. Derartige Entschädigungen 

sind bereits nach geltendem Einkommensteuer-
recht (§ 3 Nr. 12 Satz 2 EStG) unter bestimmten Vor-
aussetzungen steuerfrei. Auf die Erfüllung dieser 
Voraussetzungen kann aus grundsätzlichen steuer-
systematischen Erwägungen nicht verzichtet wer-
den. 

Zu 20. Zu § 15 Abs. 4 

Dem Vorschlag des Bundesrates, auf die Löschung 
der „Blockseite" nach § 15 Abs. 4 Satz 3 zu verzich-
ten, kann die Bundesregierung nicht zustimmen. 

Die Blockseite ermöglicht es — trotz der Zusam-
menfassung mehrer Einzelangaben —, in Einzelfäl-
len den Personenbezug wiederherzustellen. Im Hin-
blick darauf ist es geboten, eine Löschung dieses 
Merkmals vorzusehen. 

Die Bundesregierung wird jedoch im weiteren Ver-
lauf des Gesetzgebungsverfahrens prüfen, ob die in 
§ 15 Abs. 4 Satz 4 vorgesehene Löschungsfrist von 
vier Jahren verlängert werden kann. 

Zu 22. Zu § 17 Satz 1 

Die Bundesregierung wird im Laufe des weiteren 
Gesetzgebungsverfahrens prüfen, ob und in wel-
cher Höhe der Forderung des Bundesrates nach 
einer Erhöhung der Finanzzuweisung des Bundes 
an die Länder entsprochen werden kann. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und Preisniveau, 
insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind aus 
der vorstehenden Gegenäußerung nicht zu erwar-
ten. 

 








